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Bündnis 90/Die Grünen wollen Massentierhaltung im Außenbereich einschränken

Berlin - Industrielle Massentierhaltung soll nicht mehr zu den im Außenbereich privilegierten Vorhaben gehören.
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Dies strebt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit einem Gesetzentwurf zur Änderung des Baugesetzbuches (17/1582) an. In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es, im Außenbereich würden in großem Umfang Flächen mit Massentierhaltungs-Anlagen bebaut. ”Der gewachsene Charakter der Kulturlandschaft geht verloren, die Umwelt wird geschädigt und Menschen, die im Außenbereich wohnen, werden Immissionen und Belastungen in einem Umfang zugemutet, der weit über das, was bei traditioneller bäuerlicher Landwirtschaft im Außenbereich üblich war, hinausgeht“, schreibt die Fraktion. 

Die bisherigen Regelungen werden nach Ansicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu großzügig ausgelegt und würden daher ins Leere laufen. Der Außenbereich drohe sich von einem primär landwirtschaftlich genutzten Raum mit wichtigen Funktionen für Natur und Mensch ”nahezu flächendeckend in einen Standort der industriellen Fleischproduktion zu verwandeln“. Wenn die Privilegierung im Außenbereich in Anspruch genommen werden solle, müsse das Tierfutter überwiegend auf den zum landwirtschaftlichen Betrieb gehörenden Flächen erzeugt werden, fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Fraktion weist darauf hin, dass die Gesetzesänderung nicht zu einem Totalverbot der Massentierhaltung führen werde. Vielmehr könne Massentierhaltung auch in Zukunft dort zulässig sein, wo die Gemeinden entsprechende bauleitplanerische Entscheidungen treffen würden. (hib/HLE/ELA)
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Grüne

"Industrielle Massentierhaltung" soll nicht mehr zu den im Außenbereich privilegierten Vorhaben gehören. Das strebt die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mit einem Gesetzentwurf zur Änderung des Baugesetzbuches an. In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es, im Außenbereich würden in großem Umfang Flächen mit Massentierhaltungs-Anlagen bebaut. ”Der gewachsene Charakter der Kulturlandschaft geht verloren, die Umwelt wird geschädigt und Menschen, die im Außenbereich wohnen, werden Immissionen und Belastungen in einem Umfang zugemutet, der weit über das, was bei traditioneller bäuerlicher Landwirtschaft im Außenbereich üblich war, hinausgeht“, schreibt die Fraktion.

Die bisherigen Regelungen werden nach Ansicht der Grünen zu großzügig ausgelegt und würden daher ins Leere laufen. Der Außenbereich drohe sich von einem primär landwirtschaftlich genutzten Raum mit wichtigen Funktionen für Natur und Mensch ”nahezu flächendeckend in einen Standort der industriellen Fleischproduktion zu verwandeln“. Wenn die Privilegierung im Außenbereich in Anspruch genommen werden solle, müsse das Tierfutter überwiegend auf den zum landwirtschaftlichen Betrieb gehörenden Flächen erzeugt werden, fordert die Fraktion. 

Die Fraktion weist darauf hin, dass die Gesetzesänderung nicht zu einem Totalverbot der Massentierhaltung führen werde. Vielmehr könne Massentierhaltung auch in Zukunft dort zulässig sein, wo die Gemeinden entsprechende bauleitplanerische Entscheidungen treffen würden. 

vgl.:
Grüne planen radikale Verschärfung im Stallbau   (27.4.2010)
Grüne wollen völlig neues Tierschutzgesetz  (18.2.2010)



	


Volksstimme
Protest zwischen Güsten und Giersleben wächst

Bürgerinitiative gegen Großställe gegründet
Von Falk Rockmann
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Die Bürgerinitiative gegen die geplanten Großställe befürchtet, dass es mit der dörflichen Idylle – hier die Bauernsiedlung von Osmarsleben – vorbei sein wird, wenn die Anlagen in der Nähe stehen. Foto: Falk Rockmann
20 Einwohner aus verschiedenen Orten der Verbandsgemeinde Saale-Wipper haben eine "Bürgerinitiative für Lebensqualität und nachhaltige Landwirtschaft – gegen Deutschlands größte Massentierhaltung" gegründet. Damit soll der Protest gegen die südlich von Güsten geplanten Großanlagen für 600 000 Legehennen und 30 000 Schweine unterstrichen werden.

Güsten/Giersleben. Die Bürgerinitiative hat sich gegründet, nachdem die Pläne im Güstener Stadtrat bekannt gemacht wurden, und auch die Investoren darüber die Öffentlichkeit informiert hatten (Volksstimme berichtete). 

Die Vertreter der Bürgerini-tiative – aus den Reihen der 20 Gründungsmitglieder wurden Wolf-Dietmar Beinroth (Amesdorf), Uwe Saupe (Bründel), Peter Rietsch (Giersleben), Michael Rose (Güsten), Peter Rosenhagen (Plötzkau) und Dr. Klaus Gerner (Warmsdorf) als Sprecher gewählt – spricht aus dem Grund von der "größten Massentierhaltung der Bundesrepublik", weil sie in der Legehennenanlage und der Schweineanlage eine Einheit sieht. "Unvorstellbar, was da an Umweltbelastung auf uns zukommt. Mehr als den schon vorhandenen Gestank brauchen wir nicht", erklären die sechs Sprecher der Initiative in einem Schreiben an die Volksstimme.

"In westlichen Bundesländern bringen schon Massenanlagen um 30 000 Hühner die Bürger und Politiker zu Gegenwehr. Hier können wir nichts gegen 600 000 tun?", verweist die Bürgerinitiative auf die Hauptausschusssitzung der Stadt Güsten Ende April, bei der man seitens der Verwaltung und des Güstener Bürgermeisters wenig Hoffnung auf Unterstützung erfahren habe. 

"Neben vielen anderen Nachteilen hinsichtlich Umweltschutz sollen wir nun auch noch unter dem importierten Gestank leiden. Wenn der Investor von nur 20 Prozent des typischen Schweinegeruchs spricht, der allein die Schweineanlage verlasse, wäre das bei 30 000 Tieren dann der ungefilterte Gestank von 6000 Schweinen! Dazu kommen noch die 600 000 Hühner. Und die nächsten Wohnungen sind nur 1500 Meter entfernt. Milliarden von Toxinen, Viren, Pilzen werden freigesetzt und bis 50 Kilometer weit getragen", unterstreicht die Bürgerinitiative einmal mehr. "Tagtäglich, Sommer und Winter, jahraus, jahrein werden immer irgendwo um unsere Orte Tonnen von Gülle, Kot und End-Substrate transportiert und verklappt, Gestank verbreitet, die Böden überdüngt und kontaminiert, die Umwelt und das Grundwasser gefährdet."

Deshalb habe sich spontan nun diese Bürgerinitiative gegründet, "die gegen diesen geplanten Größenwahn angehen will", erklären ihre Sprecher. Sie sehen im übrigen "den milliardenschweren Solidarpakt II und den erwarteten geringen Widerstand als Ursache, dass sich Investoren hier zu solcher Gigantomanie veranlasst fühlen. Lassen wir uns nicht die Landschaft und die Umwelt vor unserer Tür durch solche gigantischen Massentieranlagen unwiederbringlich zerstören. Kämpfen wir gemeinsam dagegen, die Umweltbelastung macht vor keinem Ort halt."

Die Bürgerinitiative hat unterdessen eine Unterschriftensammlung gegen die geplanten Anlagen ins Leben gestartet.

Widerstand regt sich auch im Gemeinderat Giersleben. Der erwägt, anwaltliche und sachverständige Unterstützung in Anspruch zu nehmen. Auch etablierte Umweltverbände sollen mit ins Boot geholt werden.

An dieser Stelle sei noch einmal an das "Volksstimme-Forum" am Donnerstag, dem 20. Mai, 19 Uhr, im Bürgerhaus Güsten, erinnert. Dazu haben sich unter anderem auch wieder die Investoren der geplanten Anlagen angekündigt.
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Volksstimme 

Investor stellt Schwarzholzer Gemeinderäten die Pläne für eine Mastanlage vor

Drei Millionen Hähnchen in einem Jahr
Von Ralf Franke
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Geflügelfleisch ist in der Landwirtschaft offenbar noch eine verlässliche Einnahmequelle. Ein Grund für den Hindenburger Kai-Richard Schlichting, in eine große Hähnchenmastanlage bei Schwarzholz zu investieren. 

Schwarzholz. Nachdem das Vorhaben schon vor Wochen einmal kurz in einer Sitzung angerissen wurde, stellte der gelernte Landwirt und Betriebsleiter eines landwirtschaftlichen Lohnunternehmens den Mitgliedern des Gemeinderates Einzelheiten vor. Zumindest soweit das zum jetzigen Zeitpunkt und vorbehaltlich des Genehmigungsverfahrens nach dem Bundes- immissionsschutzgesetz überhaupt schon möglich ist. Die Ausführungen sorgten bei seinen Zuhörern nicht nur für Jubel über mögliche vier Arbeitsplätze, sondern auch für Bedenken und Nachfragen.

400000 Hähnchenmastplätze will der Investor in acht Ställen einrichten. Den Bauplatz an der Biogasanlage, die südlich des Dorfes seit ein paar Jahren ihren Dienst versieht, hat er schon gekauft. Das Gesamtareal für die Ställe inklusive des Mistlagerplatzes, diverser Nebengebäude und den Außenanlagen ist immerhin etwa 6,5 Hektar groß. Der Platz ist mit Bedacht gewählt. In der Biogasanlage soll der Hähnchenmist aus den Tiefstreuställen zu Strom verarbeitet werden. Die Abwärme würde dann auch nicht mehr sinnlos verpuffen, sondern die Ställe heizen und warmes Wasser erzeugen. Der Bedarf soll zumindest im Winter so groß sein, dass es sogar einer Zusatzheizung bedarf. Die soll vermutlich mit Holzpellets beschickt werden und damit ähnlich ökologisch sein, wie die Solaranlagen, die auf Dächern der Stallgebäude vorgesehen sind.

Die Anlage, betonte der Hindenburger, ist vom Küken bis zum fertigen Hähnchen als geschlossener Kreislauf mit mehreren Schleusen und einem streng getrennten Schwarz-Weiß-Bereich (Futter-Mist) konzipiert. Auch sonst soll viel Wert auf Hygiene gelegt werden, um die Anforderungen künftiger Abnehmer, die aber scheinbar noch nicht feststehen, zu erfüllen. Weil Schlichting von seinem Vorhaben sehr überzeugt ist, soll einer der Ställe im Sinne einer gläsernen Produktion sogar für Besucher einsehbar sein. 

Wenn das Geschäft Gewinn abwerfen soll (der liegt laut Schlichting nur im Centbereich je Hähnchen), muss es ein Tier in 35 bis 40 Tagen auf reichlich ein Kilogramm Gewicht bringen. Circa 7,5 Umläufe sind pro Jahr und Stall geplant. Die stehen wiederum für insgesamt drei Millionen Broiler, die die Anlage jährlich in Richtung Schlachter verlassen.

Kritische Fragen stellte Bürgermeister Olaf Schmidt, der durch seinen Job beim Wasserverband Stendal-Osterburg schon ähnliche Projekte auf dem Tisch hatte. Nachdem die Schwarzholzer beispielsweise strenge Auflagen bei der Abwasserbeseitigung über ihre eigenen Kläranlagen mit biologischer Endstufe erfüllen müssen, hat er unter anderem Bedenken, dass das mit Desinfektionsmitteln und Medikamenten belastete Abwasser einfach auf den umliegenden Flächen "verklappt" werden könnte. Zudem machte er Bedenken wegen drohender Geruchsbelästigungen nicht nur beim Ausmisten, sondern auch beim täglichen Betrieb geltend. Immerhin soll die Anlage nur in etwa 600 Meter Luftlinie vom letzten Wohnhaus entstehen. Und noch eine Vorstellung bereitet ihm eine Gänsehaut. Das Kühlhaus für Kadaver soll so gebaut werden, dass im Laufe eines Jahres bis zu 100 Tonnen tote Tiere zwischengelagert werden können. 

Zu letzterem merkte Schlichting an, dass er ja eigentlich antrete, um schon aus unternehmerischer Sicht möglichst wenige Verluste zu machen und nicht die Baufehler älterer Anlagen zu wiederholen. Außerdem relativieren sich die 100 Tonnen bei genauerem Nachrechnen etwas. Gemessen an den größeren Tieren wären das weniger als drei Prozent Verluste. Gemessen an kleineren Exemplaren etwas mehr. 

Die permanente Geruchsbelästigung will der Investor mit einer modernen Belüftungsanlage verhindern. Außerdem soll der frische Mist überdacht gelagert werden. Für das Abwasser hatte er noch keine Antwort parat, aber an der Lösung werde auch gearbeitet. Das Gemeindeoberhaupt beteuerte in dem Zusammenhang, dass er keine Investition verhindern wolle, sondern nur Fragen stelle, die ohnehin zur Sprache kämen. Spätestens wenn die Kommune als Träger öffentlicher Belange ebenso wie viele andere Institutionen eine Stellungnahme im Rahmen des Genehmigungsverfahrens abgeben müsse. Bei der Gelegenheit waren sich Schmidt und Schlichting einig, dass es noch eine Informationsveranstaltung für Einwohner geben muss, wenn die Pläne etwas konkreter sind. Das Gemeindeoberhaupt zeigte sich aber auch etwas enttäuscht darüber, dass am Donnerstagabend kein Einwohner den Weg in die Ratssitzung gefunden hatte.
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Schweriner Volkszeitung 

Broilermast Kuppentin: Zwei Tage lang sachlich ausgetauscht

15. Mai 2010 | 00:05 Uhr | von ilba; 






Vergrößern



Holger KlukasArchiv

GALLIN-KUPPENTIN - Der "Erörterungstermin" mit dem Staatlichen Amt für Umwelt und Natur (StAUN) als Genehmigungsbehörde zur geplanten Erweiterung der Geflügelmastanlage in Kuppentin (wir berichteten) hat insgesamt zwei Tage lang gedauert. Ziel war, dass der Antragsteller, die Gegner des Vorhabens und das StAUN noch einmal direkt miteinander ins Gespräch kommen und Informationen austauschen. In spätestens zwei Monaten soll der Entschluss fallen, ob gebaut werden darf oder nicht.

"Die Veranstaltung war aus meiner Sicht fachlich sehr gut vorbereitet und verlief erfreulich sachlich", sagt Holger Klukas, Bürgermeister der Gemeinde Gallin-Kuppentin. "Es gab emotionale Passagen, aber das liegt bei diesem Thema in der Natur der Sache und ich kann sie gut verstehen." Eine Kopie der Niederschrift der Veranstaltung - angesichts ihrer Länge mit Sicherheit entsprechend umfangreich - werde unter anderem an den Rechtsanwalt der Bürgerinitiative und an das Amt Eldenburg Lübz gehen. Jeder daran Interessierte werde sie einsehen können.

Investor Andreas Brosseit hat angekündigt, den näher an Kuppentin stehenden, momentan genutzten Stall still zu legen, wenn der Neubau genehmigt wird. In puncto Geruchsbelästigung wäre damit für Kuppentin viel erreicht, meint Klukas: "Gerade dieser Teil wirkt sich für das Dorf oft negativ aus. Um dies zu lösen, helfen - wie in der Vergangenheit schon öfter geschehen - unsachlich geführte Diskussionen und Aussagen wie ,Das wollen wir nicht - Schluss!’ gar nichts. Da wurde und wird wohl auch das Gewicht meiner Position verkannt. Als Gemeinde sind wir in diesem Verfahren Beteiligter wie jeder einzelne Bürger. Bedeutet konkret: Wenn die Gemeinde ihre Zustimmung zu einem Bauantrag versagt, holt man sie sich einfach vom Landkreis. Für solche Schachzüge gibt es mehrere Beispiele."

Der angestrebte Neubau könne helfen, die momentane Geruchsbelästigung zu vermindern. "Das bedeutet nicht automatisch, dass er sich auf das Dorfbild ebenso positiv auswirkt", so der Bürgermeister. 

	NORDKURIER
Artikel vom 12.05.2010

Hähnchen-Mastanlage 
sorgt für Streit

	

	Plau am See (nk). So manchem Bürger in der Region Plau-Gallin stinken die dortigen Hähnchenmastanlagen schon jetzt – nun sollen noch weitere Stallungen hinzukommen, gegen die die Kritiker gestern bei der Anhörung des Staatlichen Amtes für Umwelt und Natur Schwerin (StAUN) mobil machten. Anlass der Anhörung: Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hatte die Aussetzung des Genehmigungsverfahrens für einen von fünf Geflügelmastställen in der Gemeinde Kuppentin bei der Genehmigungsbehörde beantragt.

Kuppentin ist keine Ausnahme. Auch in anderen Gemeinden regt sich Widerstand, wenn Investoren Schweine oder Hühner mästen wollen oder Legehennen halten möchten. In Wildkuhl, im Müritzkreis, ist ein Legehennenstall für 30 000 Tiere geplant – dort geht die Angst vor Gestank um. In Bergfeld, Landkreis Güstrow, plant der Betreiber einer Hühner-Aufzuchtanlage, seinen Betrieb zu erweitern. Dazu müsste der Landwirt allerdings ins Landschaftsschutzgebiet ausweichen – und dagegen protestiert ebenfalls eine Bürgerinitiative. In Dargelütz, Alt Tellin, Wildberg und Gnoien sollen Schweineställe entstehen – unter Protest. 

Laut BUND, der von Rechtsanwalt Ulrich Werner vertreten wird, sollen in der Region Plau-Gallin nun industrielle Mastanlagen für fast 500 000 Hähnchen in einem als Naturschutzvorranggebiet und Tourismusschwerpunktraum festgelegten Gebiet entstehen. Im Dorf Kuppentin würden bereits zwei Mastanlagen mit 29 000 und 40 0000 Tierplätzen betrieben. „Jetzt sollen zwei Stallanlagen mit insgesamt 131 500 Tierplätzen dazu kommen“, so die Organisation. Laut Werner grenzt die geplante Anlage an ein Flora-Fauna-Habitat-Gebiet (FFH): „Das ist unser Haupteinwand – die Auswirkungen auf dieses Gebiet sind nicht ausreichend geprüft.“ Im Nachbarort solle eine weitere Großanlage entstehen, die insgesamt 300 000 Hähnchen beherberge, sagte BUND-Landeschefin Corinna Cwielag. Allerdings gebe es dafür noch keine konkreten Planungen, aber aus Gesprächen habe man dies erfahren. „Die Agrarfabriken bedrohen die Tourismusregion Plauer See“, meinen die Umweltschützer.

Der Betrieb der Stallanlagen habe nach Ansicht des BUND durch den Ausstoß von keimbelasteten Feinstäuben, Stickstoff, Ammoniak und die Verteilung von mehreren Tausend Tonnen Geflügelmist pro Jahr in der gesamten Region erhebliche Auswirkungen auf die Regionalentwicklung. Dazu käme eine Vielzahl von Schwerlasttransporten für Futter und Tiertransporte. Der BUND habe unter anderem deshalb die Aussetzung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens und die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens beantragt. Die Anlage sei nach den vorgelegten Unterlagen nicht genehmigungsfähig.

Das sieht der potenzielle Investor Andreas Brosseit anders: „Ich gehe davon aus, dass das Ingenieurbüro, das das Gutachten vorgelegt hat, gute Arbeit geleistet hat. Außerdem ist es von einem weiteren Ingenieurbüro gegengecheckt worden.“ Die von ihm geplanten zwei neuen Ställe mit etwa 100 000 Tieren – ein weiterer mit rund 30 000 steht schon – seien für die Zukunftssicherung seines Unternehmens wichtig, betonte er. Mit der Anlage, die im Nachbarort entstehen und dem Vernehmen nach ungefähr 300 000 Hähnchen beherbergen soll, habe er aber nichts zu tun. 

Grund für die Erweiterung seien die immer weiter fallenden Preise, erklärte Brosseit. „Das ist ähnlich wie bei den Milchbauern – vor 20 Jahren konnte man mit 60 Kühen noch bequem leben, jetzt braucht man das Doppelte“, sagte er. Die Kosten für Strom, Gas und Versicherung stiegen immer mehr. „Wachsen oder weichen“ sei die Alternative. Der potenzielle Investor mahnte in der Auseinandersetzung zur Sachlichkeit, mit ihm könne jeder reden, so Brosseit, der auch im Gemeinderat sitzt. Der übrigens hat sich laut Bürgermeister Holger Klukas „nicht grundsätzlich gegen das Projekt positioniert“. Allerdings seien Bedenken angemeldet worden. Diese beträfen in rund 15 Punkten unter anderem die Umwelt- und die Straßenbelastung. 
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Deutschland 

«Hähnchen-Higway» - 100'000 Poulets pro Tag schlachten

In Wietze, im Süden der Lüneburger Heide, Deutschland, wird geplant eine Poulet-Grossschlachterei zu bauen. Den Nachschub sollen 400 noch zu errichtende Mastställe liefern, wie die «Frankfurter Allgemeine Zeitung» berichtet.
 


»Meinungen zum Thema

 


»Kommentare zum Artikel
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Es wäre mit 40 Mio. Euro die grösste Investition im Landkreis seit Jahrzehnten. Kritiker sprechen unter Verweis auf die nahe A7 vom «Hähnchen-Higway». Bis zu tausend neue Arbeitsplätze sind das Argument der Befürworter. 

Die Gegner argumentieren mit dem Baugesetz, warnen vor den Nachteilen der Massentierhaltung, befürchten einen sinkenden Grundwasserspiegel und mehr Lkw-Verkehr. Etwa 20 Initiativen gibt es gegen den «grössten Hühnerstall Deutschlands» mit täglich bis zu 100'000 geschlachteten Hähnchen. 

Cellesche Zeitung
11.5.2010

Antrag der Grünen findet Mehrheit im Umweltausschuss

Hähnchenmast erregt die Gemüter

„Keine öffentliche Anhörung zu Tierhaltungsanlagen“, lautete der Beschlussvorschlag der Celler Landkreisverwaltung. Doch über den setzte sich gestern der Ausschuss für Umwelt und ländlichen Raum hinweg. Mehrheitlich schloss sich das Gremium dem Antrag von Bündnis 90 / Die Grünen an, alle Aspekte der industriellen Tierhaltung in einem öffentlichen Termin anzusprechen. 

Quelle: az-online.de vom 24.04.2010
Rubrik: Salzwedel 
Schweinemastanlage: Verwaltungsamt schreitet ein

BINDE (cz). Die Geruchsbelästigungen in Binde werden wohl ein Nachspiel für den Besitzer haben. Zumindest sieht es derzeit danach aus. Experten des Landesverwaltungsamtes kontrollierten seit Mitte der Woche im Arendseer Ortsteil (wir berichteten). Vorausgegangen war ein Beschwerde.

"Die Ergebnisse werden derzeit ausgewertet", so Denise Vopel von der Stabsstelle Kommunikation gestern auf Nachfrage der AZ. Sie kündigte auch Auflagen an, ohne dabei konkret zu werden. "Sie verstehen sicherlich, dass der Besitzer diese nicht aus der Zeitung erfahren sollte", machte Denise Vopel deutlich. Gespräche mit dem Eigentümer und seinen Rechtsbeistand sind in der kommenden Woche geplant. Die vom Verwaltungsamt angedachten Auflagen sollen möglichst schnell umgesetzt werden. Das Amt wies in der Pressemitteilung vor einigen Tagen noch einmal darauf hin, dass für die befürchtete Erweiterung auf 55700 Tierplätze derzeit kein Genehmigungsverfahren läuft.

Die Gegner der Schweinemastanlage werden die weitere Entwicklung sicherlich aufmerksam verfolgen. Diese kündigten während der jüngsten Demonstration in Binde an, das sie auf keinen Fall locker lassen werden. 

	Neue Osnabrücker Zeitung 
Meppener Tagespost
	12.05.2010
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Legehennenstall mit 15 000 Plätzen

ma Meppen.
„Wir haben die ersten Hürde genommen.“ Mit diesem Satz hat am Montagabend der Meppener Landwirt Bernhard Schwenen auf den Beschluss des Planungs- und Bauausschusses der Stadt reagiert. Schwenen plant in Versen auf seinem Hof „Tuntel 23“ den Neubau eines Legehennenstalles mit 15 000 Plätzen zur Eierproduktion.
Wie er der MT mitteilte, soll sein Sohn den Betrieb weiterführen. Sachbereichsleiter Wilhelm Gößling erläuterte, dass es sich um eine geschlossene Stallhaltung handele. Bislang bewirtschafte die Familie zwei Schweinemastställe mit 786 Plätzen. Der größere Stall mit 576 Schweinen werde mit einer zertifizierten Abluftbehandlungsanlage ausgestattet. Insgesamt werde sich die Immissionsbilanz gegenüber dem Ist-Zustand verringern.

Bei einer Enthaltung des UWG-Stadtratsmitgliedes Günter Pletz votierte der Ausschuss für das Vorhaben. Pletz monierte, dass die Stadt inzwischen eine Ausnahmegenehmigung nach der anderen zur Veränderungssperre erteile. „Schon jetzt bekommen die Bürger in den Emslager Ortsteilen kein Geld mehr für ihre Häuser, weil dort keiner mehr wohnen will“, ergänzte er.

Zugleich schlug das UWG-Mitglied vor, einfach für Meppen die Grenzwerte für die „Jahres-Häufigkeit der bewerteten Geruchsstunden“ von 25 auf 20 neu festzusetzen, um weitere Ställe besser verhindern zu können. Gößling erwiderte, dass es sich bei diesen Richtlinien um Bundesgesetze handele.

Klaus Steinl (CDU) wies darauf hin, dass „wir in Emslage die Landwirtschaft nicht komplett ablehnen, sondern nur ein Ausufern verhindern wollen“. Gleichwohl fügte CDU-Fraktionskollege Bernd Bollmer an: „Wir sollten jeden Antrag exakt prüfen.“ Im Fall Fullen habe die Stadt bereits zu spät reagiert. Dort übersteigen die Geruchsimmissionen in einigen Wohngebieten bereits die Grenzwerte. 
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	Meppener Tagespost
	12.05.2010
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Populistisch

Von Hermann-Josef Mammes
Auch Kommunalpolitiker sollten der Versuchung widerstehen, Forderungen zu stellen, die unrealistisch sind. Trotzdem plädierte der UWG-Fraktionsvorsitzende Günter Pletz in öffentlicher Sitzung für schärfere Grenzwerte zum Bau von Mastställen in der Nähe von Wohngebieten.
Mit dieser Forderung wird er einige Meppener für sich gewinnen. Gleichwohl wird ein „Lex Meppen“ vor keinem Gericht Bestand haben. Es gibt eine klare Bundesgesetzgebung, und die gilt auch für Meppen

Dies ist reiner Populismus und trägt in keiner Weise zur sachlichen Diskussion bei. Sachlichkeit ist bei diesem spannungsgeladenen Thema in Emslage jedoch oberstes Gebot. 
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Rat der Gemeinde Wagenfeld beschließt Aufstellung eines Bebauungsplanes / Ziel: Regulierung von Großmast-Anlagen
Ansiedlung von Großbetrieben steuern

014.05.10|LemfördeFacebook
Lemfoerde - WAGENFELD (ldu) · Ein Schweinemast-Großbetrieb mit etwa 2000 Schweinen in Wagenfeld? Ein solcher Bauantrag ist bei der Gemeinde eingegangen. Um die Ansiedlung von solchen Großmast-Betrieben besser steuern zu können, beschloss der Rat der Gemeinde Wagenfeld, der am Dienstagabend in der Auburg tagte, einstimmig die Aufstellung eines Bebauungsplanes für Tierhaltungsanlagen.
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Wo dürfen in Zukunft noch große Schweinemastbetriebe angesiedelt werden? Diese Frage will die Verwaltung in Wagenfeld mithilfe einer Bauleitplanung klären.

„Damit wollen wir die Interessen ausgleichen zwischen örtlich ansässigen Landwirten und Betrieben von außerhalb, die hier ansässig werden wollen“, sagt Ratsvorsitzender Detlef Moss. „Dieser Aufstellungsbeschluss geht nicht gegen die Landwirte, sondern ist gedacht, um eine vernünftige Steuerung der Landwirtschaft zu erreichen“, betonte er.

Das Gebiet, für das ein Bauantrag für eine 2000er-Schweinemastanlage bei der Gemeinde vorliegt, liegt im Norden des Naturparks Dümmer (soweit der sich im Gebiet der Gemeinde Wagenfeld erstreckt).

Andere Landkreise hätten schon so ihre Erfahrungen mit Großmast-Anlagen gemacht, wie der von der Gemeinde beauftragte selbstständige Bauplaner Otto Schwarz ausführte: „Im Emsland sind Bauanträge für eine Million Hänchenmastplätze gestellt worden. Das Emsland, Vechta und Cloppenburg gehen schon gegen die Überschwemmung mit solchen Anlagen vor.“ Zu berücksichtigen seien die „Emissionen von Staub und Ammoniak“, die mit solchen Großbetrieben einher gingen, betonte Detlef Moss.

„Hat jemand, der beispielsweise eine 50 Hektar große Fläche kauft, um sie mit einem Stall zu belegen, das Recht dazu?“, fragte Wilhelm Fenker von der CDU-Fraktion. Antwort von Detlef Moss: „In der jetzigen Situation – ja.“ Bisher seien Großbetriebe vom Gesetzgeber privilegiert. Mit der Planung ließe sich das aber verhindern. „Wir wollen steuern, was wir bisher nicht steuern können“, betonte Stephan Kawemeyer (CDU).

Darum soll im Einvernehmen mit den örtlichen Landwirten ein Bebauungsplan erstellt werden.

Vorab wollen sich Vertreter der Gemeinde und Interessenvetreter der Landwirte (Landvolk oder Landwirtschaftskammer), zusammensetzen. Geklärt werden soll dabei unter anderem, ob die örtlichen Landwirte ihren Hof selbst noch erweitern möchten und in welchem Umfang dies erfolgen soll.

Das ist ein aufwändiges Verfahren, denn in der Gemeinde Wagenfeld gibt es etwa 120 landwirtschaftliche Betriebe. 800 Gebäude liegen in den Außengebieten (außerhalb der Bebauungspläne). Zunächst soll darum nur ein Teilbereich der Gemeinde beplant werden: Der zum Naturpark Dümmer gehörende Teil ist als erstes dran. Um das Verfahren verwaltungstechnisch in den Griff zu bekommen, schlug Martina Rodax (UWG) eine Versammlung der Landwirte vor.

Sehr kleine Höfe sollen nicht in die Planung mit einbezogen werden. „Wer nur drei Hühner hat, kann sie munter weiter halten“, sagt Moss. Nur wer eine bestimmte Anzahl Tiere hält, ist aufgefordert, im Vorfeld an der Aufstellung des Bebauungsplanes besonders mitzuwirken.
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http://www.weser-kurier.de/Artikel/Region/Landkreis–Verden/162786/1500–Einwendungen–gegen–Haehnchenstall.html 

Etelser Bürgerinitiative überreicht Landkreis Verden Unterlagen

12.05.2010 - 0 Kommentare 

1500 Einwendungen gegen Hähnchenstall

Von Johannes Heeg 

Langwedel. Der Widerstand gegen den in Etelsen-Giersberg geplanten Hähnchenmaststall mit 100.000 Plätzen wächst. Am Dienstag hat die Bürgerinitiative, die seit zwei Jahren gegen das Vorhaben kämpft, im Verdener Kreishaus einen dicken Aktenordner abgeliefert. Der Inhalt: 1529 Einwendungen gegen den Stall, der der größte in Niedersachsen wäre, wenn der Landkreis ihn genehmigt.
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Dicke Aktenordner halten Andrea Arndt, Petra Krüler und Waltraut Bergmann in der Hand. Sie enthalten 1529 Einwendungen gegen den geplanten Hähnchenmaststall in Etelsen, die sie mit weiteren Mitgliedern der Bürgerinitiative gestern beim Landkreis Verden eingereicht haben. 

Genau das will die Bürgerinitiative verhindern. Sprecherin Petra Krüler: 'Vor zwei Jahren, als das Genehmigungsverfahren anlief, gab es 213 Einwendungen gegen den Stall. Dass es jetzt mehr als sieben Mal so viele sind, zeigt: Die Leute sind wesentlich aufgeklärter.' Die Menschen sorgten sich um ihre Gesundheit und wollten auch nicht hinnehmen, dass ihre Häuser massiv an Wert verlieren, wenn in der Nähe neben dem schon bestehenden Maststall für 25000 Hähnchen ein weiterer, riesiger Stall errichtet werde, der nicht einmal Filteranlagen besitze. In dem 95 mal 48 Meter großen Stall sollen 100000 Küken binnen 32 Tagen zu schlachtreifen Hähnchen gemästet werden.

Die meisten Einwendungen sind Sammeleinwendungen auf Unterschriftenlisten. Einige der Stallgegner haben aber auch sehr differenziert Stellung genommen zu den Unterlagen, die der Landwirt Jürgen Ernst als Investor und Betreiber nachgereicht hat. In der ersten Runde des Verfahrens vor zwei Jahren hatte der Landkreis als Genehmigungsbehörde das Vorhaben auf Eis gelegt. Nach einem mehrtägigen Anhörungstermin sah die Verwaltung 'noch nicht alle für eine Genehmigung relevanten Fragen geklärt', so Landrat Peter Bohlmann damals.

Der Landkreis hatte unter anderem verlangt, dass aktuelle Winddaten in das Immissionsgutachten eingearbeitet und offene Fragen zu den Ammoniak- und Staubemissionen geklärt werden. Damit hatte sich die Familie Ernst so viel Zeit gelassen, dass die Kreisverwaltung mehrmals die Abgabefrist verlängern musste.

Öffentlicher Anhörungstermin
'Trotzdem taugen die neuen Gutachten nichts', sagt Petra Krüler, die eine umfangreiche Stellungnahme abgegeben hat. Die Emissionsberechnungen seien nach wie vor mangelhaft. 'Wir verstehen nicht, dass der Landkreis das Gutachten überhaupt zugelassen hat', so Krüler. Die Auswirkungen einer Anlage von insgesamt 125000 Masthähnchen auf die Umwelt - auf Menschen, Tiere, Boden, Wasser, Luft - würden völlig unzureichend dargestellt.

Da die Hühner-Transporte erfahrungsgemäß werktags zwischen 22 und 6 Uhr erfolgten, würden die Anwohner der Giersbergstraße und die Bewohner im Wohngebiet Schillerstraße/Goetheweg/Lönsweg/ Kantweg in ihrer Nachtruhe belästigt. Die Auswirkungen auf die Nachtruhe der Anwohner durch den erwarteten Lkw-Verkehr würden in den Antragsunterlagen nicht dargestellt. Auch die Berechnungen der stark riechenden Ammoniak-Emissionen seien fehlerhaft.

Immerhin sei die von dem geplanten Hähnchenstall ausgehende Ammoniakbelastung 27 Mal größer als die der Rinder und Milchkühe auf dem Hof. Auch die Berechnung der Feinstaub-Belastung sei mangelhaft, weil der Gutachter die nahe Autobahn 27 als Feinstaubquelle nicht berücksichtigt habe.

Geschlampt worden sei auch bei der Ermittlung der Keimbelastung, meint Krüler. Sogar die Betreiber des geplanten Geflügelschlachthofs in Wietze hätten aus Gründen der Lebensmittelsicherheit gefordert, dass im Umkreis von 3000 Metern keine Tierhaltungsställe angelegt werden. Der Abstand der Ställe zu den Nachbarhäusern betrage in Giersberg aber nur etwa 160 Meter. Krülers Fazit: 'Der Gutachter hat das Ding zum zweiten Mal passend gerechnet.'

Weitere Einwendungen gegen den geplanten Stall in Giersberg können bis heute im Verdener Kreishaus eingereicht werden. Am Montag, 14. Juni, beginnt im Kreistagssaal um 10 Uhr der vorgeschriebene öffentliche Anhörungstermin zu dem Bauvorhaben. Alle Einwender können dabei ihre Gründe mündlich erläutern. Bei Bedarf könne die Anhörung auf mehrere Tage ausgedehnt werden, heißt es von der Verwaltung.

Schweriner Volkszeitung

LÜBZ

 "Das ist Agrarindustrie!"

12. Mai 2010 | 00:05 Uhr | von ilba

KUPPENTIN - Die von der Brosseit GbR geplante Errichtung der zwei neuen Mastställe in Kuppentin ist zwar grundsätzlich ein Neubau, wird letztlich jedoch nur als Änderung gewertet, weil auf dem Gelände schon Gebäude gleicher Art vorhanden sind. Hinzu kommt in dem Verfahren wegen der Größe des Neubaus jetzt allerdings eine Untersuchung nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (Bischg), das - grob gesagt - die Auswirkung der vorgesehenen Anlage auf die Umwelt regelt. Was auf den ersten Blick nach Haarspalterei aussieht, ist nicht nur auf dem Papier ein großer Unterschied, sondern kann sich auch in der Realität etwa wegen unterschiedlicher Vorschriften für Bauherr wie Anwohner als maßgeblich herausstellen. Entsprechend lange spielte auch dieser Punkt beim gestrigen Erörterungstermin mit dem Staatlichen Amt für Umwelt und Natur (StAUN) in Kuppentin eine Rolle.

Erst vor wenigen Tagen teilte das Landesamt für Raumordnung Bürgermeister Holger Klukas in einem Schreiben mit, dass das Vorhaben keinem Ziel der Behörde entgegen stehe. Es diene vielmehr dazu, die Landwirtschaft weiterzuentwickeln und liege in keinem landschaftlich überaus wertvollem Raum. Dem widersprach gestern ein Einwohner: "Ich kenne das Gebiet sehr gut und weiß, dass dort ein gelbes Schild mit aufgedruckter schwarzer Eule zu finden ist - für jedes Kind als Naturschutzgebiet erkennbar!" Und auch Ulrich Werner, Rechtsanwalt der Bürgerinitiative, will es nicht bei der Stellungnahme des Landesamtes bewenden lassen: "Wir werden unsere Position dort noch einmal rechtlich fundiert vortragen. Hier geht es nicht um verträgliche Landwirtschaft, sondern Agrarindustrie!"

Die Erörterung sei mitnichten ein Pflichttermin, so Jean Weiß, Justitiar des StAUN. Jetzt erfolge die Auswertung der gestern vorgetragenen Argumente: "Wir haben noch einige Hausaufgaben zu machen."

BÜTZOW

Mais plus Gülle bringt Strom

11. Mai 2010 | 21:04 Uhr | von Evelyn Bubber-Menzel






Vergrößern



Rund um die Woche: Täglich schaufelt Peter Lenz mit dem Bagger 23 Tonnen Mais in den Fermenter. Robert Grabowski

TARNOW - Biogasanlagen zur alternativen Energiegewinnung aus natürlichen Ressourcen liegen im Trend. Auch die Rinderzucht Tarnow GbR nutzt seit einem halben Jahr so eine Anlage und "füttert" sie seitdem täglich mit Unmengen von Mais aus eigener Produktion und der Gülle aus den Rinderställen. Gebaut wurde die Biogasanlage mit einem Kostenaufwand von fast zwei Millionen Euro von der Deutschen Biogas AG, die Partner des Tarnower Rinderzuchtbetriebes ist.

Rund 600 Rinder stehen in den sechs Ställen in Tarnow. Darunter 250 Milchkühe sowie Kälber, Fersen und Ochsen. Seit Inbetriebnahme der Biogasanlage muss die Gülle von ihnen nun nicht mehr in einem Riesenbehälter gesammelt werden, bis sie auf die Felder ausgebracht werden kann. Statt dessen fließt sie durch Rohre gleich in den riesigen Silo der nebenan befindlichen Biogasanlage. "Die Anlage wird täglich mit 23 Tonnen Mais und 23 Kubikmetern Gülle beschickt", sagt Peter Lenz, der die Anlage bedient und rund um die Woche mit seinem Bagger den Mais vom nahen Liegeplatz holt und ihn in die Anlage schaufelt.

"Das Mais-Gülle-Gemisch wird in den Fermenter gepumpt und darin durch Bakterienkulturen zersetzt", erläutert Wolfgang Hannika, Gesellschafter der Rinderzucht GbR. Das dabei entstehende Methan werde dann einem Generator zugeführt und durch diesen in Elektroenergie umgewandelt. Diese wird in das Wemag-Netz eingespeist. 499 Kilowatt pro Stunde werden in der Biogasanlage produziert. Für den Rinderzuchtbetrieb "dreht sich seitdem das Rad". "Wir verkaufen unseren Mais aus eigener Produktion an die Deutsche Biogas AG", erläutert Hannika einen der Vorzüge für sein Unternehmen. "Außerdem kriegen wir aus dem zweiten Fermenter die Gärreste kostenlos zur Verfügung gestellt. Das ist guter Dünger und wird auf den Acker ausgebracht." Als nächstes soll noch ein Trockner für die flüssigen Gärreste gebaut werden. Das bringt für die Rinderzüchter weitere Vorteile: Das Trockengut ist leichter und kann deshalb in größeren Mengen auf die Äcker transportiert werden. Außerdem kann es im Freien lagern. Und - anders als Gülle - dürfe man Feststoffe auch im Winter auf die Felder streuen. Das erspart dem Unternehmen den Bau eines großen Güllebehälters. Ist doch seit letztem Jahr durch die EU vorgeschrieben, dass jeder Tierzüchter so viel Platz vorhalten muss, dass er Gülle ein halbes Jahr lang lagern kann.

Auch die Bürger rundum könnten von der Biogasanlage profitieren. Ist doch geplant, dass sich auch Haushalte einmal an die Anlage zur Warmwassergewinnung anschließen lassen könnten.

http://www.mvregio.de/nachrichten_region/406727.html

Podiumsdiskussion - Agrarindustrie versus kleinbäuerliche Landwirtschaft

11.05.2010: Klein Lukow/MVregio Am Mittwoch, den 12. Mai lädt Dr. Harald Terpe von 18.00 bis 20.00 Uhr zu einer Podiumsdiskussion "Agrarindustrie versus kleinbäuerliche Landwirtschaft - Focus Geflügelmastanlagen" in den Dorfclub (Lange Str.) nach 17217 Klein Lukow (bei Marihn) ein.
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Als Referenten haben zugesagt:

· Dr. Jürgen Buchwald, Abteilungsleiter 3 im Landwirtschaftsministerium M-V

· Friedrich Ostendorff, MdB, Bündnis 90/die Grünen im Bundestag, Biolandwirt

· Dr. Martin Piehl, Hauptgeschäftsführer Landesbauernverband M-V

· Jana Wolf, Klein Lukower Bürgerinitiative "Leben im Dorf"

· Andrea Nagel, Geschäftsführerin Tourismusverband Mecklenburgische Seenplatte e.V.

Herbert Kraus, der Landwirt, der die Hähnchenmastanlage plant, steht für ein Statement zur Verfügung. Der grüne Bundestagsabgeordnete Dr. Harald Terpe wird die Veranstaltung moderieren. Terpe ist Obmann im Gesundheitsausschuss des Bundestages sowie drogen- und suchtpolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Im Anschluss gibt es die Gelegenheit mit den Referenten ins Gespräch zu kommen.

Die industrielle Massentierhaltung weitet sich immer stärker aus. Diese Entwicklung hat weitreichende Folgen für die Tiere, betroffene Anwohnerinnen und Anwohner sowie für Natur, Umwelt und Tourismus. Zudem geraten bäuerliche Familienbetriebe wirtschaftlich immer stärker unter Druck. In Klein Lukow ist die Errichtung und der Betrieb von drei Hähnchenmastanlagen mit insgesamt 300.000 Tieren geplant. Das würde das liebevoll restaurierte Herrenhaus Marihn mit seinem Außenstandort der BUGA 2009 und der Gartenakademie als touristisches Highlight der Region konterkarieren. Zudem ist der gesamte Ort Marihn Ende 2007 als kleinste "Cittaslow" der Welt ausgezeichnet worden, was für ein gesundes, lebensfreundliches und regionaltypisches Lebensumfeld steht.

MVregio Landesdienst mv/mür

Braunschweiger Zeitung

Politiker reagieren auf Fragebögen

Bürgerinitiative gegen Hähnchenmastanlagen wollte bewusst provozieren – Stadt pocht auf Einbau von Filtern

Von Karen Fröhlich

ÜFINGEN. 203 Politiker aller Couleur erhielten kürzlich Post von der Bürgerinitiative gegen Hähnchenmastanlagen (BI). Darin befand sich ein provokant formulierter Fragebogen, auf den etwa 35 Prozent der Empfänger reagierten.

"Finden Sie es in einer Demokratie richtig, dass ein Einzelner gegen den Willen von 90 Prozent der Ortsbewohner handeln kann?" "Halten Sie bäuerliche Genehmigungsprivilegien für Mastanlagen mit knapp 40 000 Tieren für angebracht?" "Halten Sie weitere gesetzliche Regelungen für angebracht? Mit diesen und ähnlichen Fragen verbanden die Initiatoren die Hoffnung auf Antwort, "damit wir wissen, wer unsere Interessen am besten vertritt." Manchen Politikern war nicht zuletzt diese Drohgebärde wohl zu harter Tobak. Sie antworteten nicht oder so wie Christiane Sander. Die für die FDP im Ortsrat Nordost sitzende Politikerin wollte zu den "einseitigen Fragen" keine Stellung beziehen, räumte aber ein, dass "Gesetzesänderungen möglich und in Bezug auf härtere Auflagen für den Einbau von Filtern in meinen Augen auch nötig sind."

Die CDU-Kreistagsfraktion Peine sieht, so Rolf Bartholomäus und Steffen Ducke (BI), die aktuelle Gesetzeslage als einzige Möglichkeit der ökonomischen Tierhaltung in Deutschland. Ferner verweist sie auf die demokratische Wahlordnung und empfiehlt den Besuch in einem Schaubetrieb. "Den wir natürlich längst hinter uns haben", betont Willi Korowski (BI).

Für die CDU-Ratsfraktion Salzgitter schrieb Vorsitzender Rolf Stratmann, dass die Genehmigung von Mastanlagen nach Baurecht geschehe. Die richtige Adresse für Änderungswünsche seien daher die Bundestagsfraktionen.

Von Oberbürgermeister Frank Klingebiel (CDU)  erhielt die BI die Zusage, alles in der Zuständigkeit der Stadt liegende und rechtlich vertretbare zu tun, dass von der Anlage für die Bevölkerung keine Beeinträchtigung ausgehe. "Wir haben gegenüber dem zuständigen Landkreis Peine sehr deutlich gemacht, dass eine Genehmigung für uns nur in Betracht kommt, wenn die derzeit beste Filtertechnik eingebaut werde", schrieb Klingebiel.

Die SPD-Ratsfraktion Salzgitter habe sich, so hieß es während einer Gesprächsrunde mit der BI, intensiv mit dem Thema auseinandergesetzt. Vorsitzender Stefan Klein verspricht, mit allen politischen Mitteln gegen den Bau von Hähnchenmastställen zu kämpfen. Allerdings, betont er, hänge ein Erfolg vom politischen Willen der Landes- und der Bundesregierung ab.

Die Peiner Kreistagsfraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen hätten laut Ducke im Kreistag Peine beantragt, die nach dem niedersächsischen Naturschutz anerkannten Umweltverbände an den Genehmigungsverfahren nach Naturschutzgesetz zu beteiligen, wenn das Bauvorhaben im Außenbereich erfolge und die Anlage größer als 1000 Quadratmeter sei.

Marcel Bürger (für Bündnis 90/Grüne im Rat der Stadt Salzgitter ) bekannte, dass er seit der Beschäftigung mit dem Thema überzeugter Vegetarier sei. Er hält wie auch Parteikollege Horst Christlieb weitere gesetzliche Regelungen für angebracht und unterstützt daher ein Positionspapier seiner Partei, in dem unter anderem gefordert wird, die Subventionierung von Massentierhaltung abzuschaffen und den Bau von Agrarfabriken von der Privilegierung nach §35 Baugesetzbuch auszuschließen.

Nachrichten / Peine 
Widerstand gegen den geplanten Hähnchenmaststall

In Wendesse gründet sich eine neue Bürgerinitiative

WENDESSE. Nun organisiert sich auch in Wendesse der Widerstand gegen den geplanten Hähnchenmaststall. Bei einem Treffen im Moorkrug gründete sich die Bürgerinitiative (BI) "Wendesse gegen industrielle Hähnchenmast".

Besonders betroffen sind Silke Nitschke und Heike Kubow, die in den einzeln stehenden Häusern zwischen Wendesse und Stederdorf leben. Sie berichteten während der Versammlung von ihren Gesprächen bei der Genehmigungsbehörde, dem Umweltamt des Landkreises Peine. Dort geht man von einem Abstand der Mastanlage zur nächsten Bebauung von 240 Metern aus.

Für Nitschke, Mutter zweier kleiner Kinder, ist das eine beängstigende Vorstellung. Aber auch andere befürchteten Emissionen, die die Gesundheit beeinträchtigen werden, falls der Stall realisiert wird. Neben Geruch und Feinstaub sei nach Auffassung der BI auch der nächtliche Lärm durch die starken Ventilatoren zumindest für direkte Anwohner nicht zu unterschätzen. Andere wiesen wiederum auf die Ammoniakbelastung hin.

Allerdings ging es den Versammelten auch um die Art der Massentierhaltung – ohne Rücksicht auf die Kreatur. Die BI will sich mit dem Argument der mangelnden Distanz gegen das Projekt wehren. Nächstes Treffen: 17. Mai, 20 Uhr, Moorkrug.

Mittwoch, 12.05.2010 

Krankenhauskeime durch Hühnermast

Bürgerinitiative bei Tagung in Berlin – Ergebnis: Überproduktion und Preisverfall durch zu viele Anlagen

Von Karen Fröhlich




Großansicht 


ÜFINGEN. Intensivtierhaltung bietet den gefürchteten Krankenhauskeimen (MRSA, methillicinresistente Staphylokokkus aureus) beste Entwicklungschancen.

Diese Aussage von Hanspeter Ammann, Arzt aus dem Münsterland und Mitglied der Bürgerinitiative (BI) Billerbeck gegen Hähnchenmast, hat Eindruck hinterlassen. Steffen Ducke und Willi Korowski von der BI Üfingen/Alvesse sind von einer Tagung aus Berlin mit fundierten Informationen nach Üfingen zurückgekehrt.

Dass Intensivtierhaltung den genannten Keimen beste Entwicklungschancen biete, wüssten Fleischerzeuger, so Ammann. Nicht von ungefähr fordere der Betreiber einer neuen Geflügelschlachtanlage, dass der nächste Maststall mindestens 3000 Meter entfernt sein müsse, damit die Fleischqualität und Lebensmittelsicherheit seiner Produkte nicht beeinträchtigt werde.

Gegner wollen Verträglichkeitsprüfung 

Zwar haben Ducke und Korowski nach wie vor nicht die Illusion, die von Landwirt Christoph Gerecke an der Alvesser Mühle geplante Mastanlage für 84 800 Tiere verhindern zu können. Aber sie wollen stärker denn je darauf hinarbeiten, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung angeordnet wird. Ihre Minimalforderung bleibt der Einbau von Filteranlagen, um den größtmöglichen Schutz der Bevölkerung zu gewährleisten.

Wege zu artgerechter Nutztierhaltung 

In Berlin hatten Ducke und Korowski an einer Veranstaltung "Bauernhöfe oder Agrarfabriken? Wege zu einer artgerechten Nutztierhaltung" teilgenommen. Veranstalter waren Bündnis 90/Die Grünen. Sie hatten außer Ammann Paul Heinz Wesjohann (Mitbegründer von Wiesenhof), Eckehard Niemann (Netzwerk "Bauernhöfe statt Agrarfabriken"), Wolfgang Apel (Präsident des Deutschen Tierschutzbundes) und Rainer Hagencord (Institut für theologische Zoologie in Münster) eingeladen, um über ökonomische, ökologische und soziale Folgen der fortschreitenden Industrialisierung in der Tierhaltung zu diskutieren.

Wiesenhof plant 40 neue Mastanlagen 

"Interessant war unter anderem, dass die Firma Wiesenhof, die einen Marktanteil von 50 Prozent hält, angesichts der prognostizierten Zuwachsraten für Hähnchenfleisch bundesweit nur 40 neue Mastanlagen à 40 000 Tiere plant", berichtet Korowski. Insgesamt würden 80 neue Anlagen reichen, um den bundesdeutschen Hunger nach Hähnchenfleisch zu stillen. Großunternehmer wollten das Land, laut Niemann, jedoch mit 900 Anlagen überziehen.

Überproduktion und Preisverfall seien die Folgen. "Und die Verramschung von Hähnchenresten nach Afrika mit all ihren Nachteilen für die dortige Landwirtschaft", betont Ducke. Mit Wohlwollen habe er daher zur Kenntnis genommen, dass Bündnis 90/Die Grünen auf Bundesebene konkrete Schritte zur Stärkung der artgerechten Nutztierhaltung unternähmen.

Nutznießer vom Europäischen Garantiefonds 

Ihr agrarpolitischer Sprecher Friedrich Ostendorff skizzierte in Berlin die Forderungen seiner Partei. Man wolle das Baugesetzbuch ändern, um der bevorzugten Behandlung der gewerblichen Tierhaltung einen Riegel vorzuschieben, Genehmigungsverfahren verschärfen sowie Agrar- und Investitionsförderung an flächengebundene Tierhaltung und umweltbezogene Mindeststandards koppeln.

Vor allem Letzteres ließ Ducke und Korowski aufhorchen, haben sie doch nach einem SZ-Bericht über EU-Agrarsubventionen herausgefunden, dass auch Gerecke deren Nutznießer ist. Er hat 2009 aus dem Europäischen Garantiefonds für Landwirtschaft (EGFL) knapp 118 000 Euro und aus dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) knapp 3000 Euro erhalten.

EGFL-Zahlungen sollen Landwirten dabei helfen, die auf Weltmarktpreisniveau gesenkten EU-Stützpreise abzufedern. Allerdings dienen sie auch als Ausgleich für die Einhaltung hoher Umwelt-, Verbraucher-, Tierschutz- und Sozialstandards. Der ELER-Fonds soll im Übrigen nicht nur die Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft fördern, sondern auch die Umwelt verbessern und die Lebensqualität im ländlichen Raum steigern.

Informationen dazu unter www.agrar-fischerei-zahlungen.de

Freitag, 14.05.2010 

NDR

Mittwoch, 12.05.2010 

NDR
Mecklenburg-Vorpommern 

Hähnchen stinken den Bürgern von Kuppentin
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320 Einwendungen gibt es gegen die Hähnchenmastanlage in Kuppentin

170.000 Tiere auf 600 Einwohner, das ist den Bürgern von Kuppentin im Kreis Parchim, Umweltschützern und Tourismusexperten eindeutig zu viel. Sie protestieren gegen eine geplante Hähnchenmastanlage. Über 320 Einwände muss das Staatliche Umweltamt (StAUN) auf der mehrtägigen Anhörung verhandeln.

Laut dem Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND), der von Rechtsanwalt Ulrich Werner vertreten wird, sollen in der Region Plau-Gallin nun industrielle Mastanlagen für fast 500.000 Hähnchen entstehen, und das in einem Gebiet, dass als "Naturschutzvorranggebiet" und "Tourismusschwerpunktraum" festgelegt wurde. Im Dorf Kuppentin würden bereits zwei Mastanlagen mit 29.000 und 40.000 Tierplätzen betrieben, so die Umweltschützer. "Jetzt sollen zwei Stallanlagen mit insgesamt 131.500 Tierplätzen dazu kommen", erklärte der Anwalt der Organisation. Werner zufolge grenzt die geplante Anlage an ein Flora-Fauna-Habitat-Gebiet (FFH): "Das ist unser Haupteinwand - die Auswirkungen auf dieses Gebiet sind nicht ausreichend geprüft." Im Nachbarort solle eine weitere Großanlage entstehen, die insgesamt 300.000 Hähnchen beherberge, sagte BUND-Landeschefin Corinna Cwielag. Allerdings gebe es dafür noch keine konkreten Planungen, aber aus Gesprächen habe man dies erfahren. "Die Agrarfabriken bedrohen die Tourismusregion Plauer See", meinen die Umweltschützer.

Region nimmt Schaden

Der Betrieb der Stallanlagen habe nach Ansicht des BUND durch den Ausstoß von keimbelasteten Feinstäuben, Stickstoff, Ammoniak und die Verteilung von mehreren Tausend Tonnen Geflügelmist pro Jahr in der gesamten Region erhebliche Auswirkungen auf die Regionalentwicklung. Dazu käme eine Vielzahl von Schwerlasttransporten für Futter und Tiertransporte. Der BUND habe unter anderem deshalb die Aussetzung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens und die Durchführung eines Raumordnungsverfahrens beantragt.

Investition in die Zukunft?

Das sieht der potentielle Investor natürlich anders. Landwirt Andreas Brosseit bezeichnete sein Vorhaben im Gespräch mit NDR 1 Radio MV als eine Investition in die Zukunft seiner Familie und in die Sicherung seines Unternehmens. Grund für die Erweiterung seien die immer weiter fallenden Preise, erklärte Brosseit. Außerdem stiegen die Kosten für Strom, Gas und Versicherung immer mehr. "Wachsen oder weichen" sei die Alternative, so Brosseit.

Schlechte Chancen für Massentierhaltung

Kuppentin ist keine Ausnahme. Auch in anderen Gemeinden regt sich Widerstand, wenn Investoren Schweine oder Hühner mästen wollen oder Legehennen halten möchten. In Wildkuhl, im Müritzkreis, ist ein Legehennenstall für 30.000 Tiere geplant - dort geht die Angst vor Gestank um. In Bergfeld, Landkreis Güstrow, plant der Betreiber einer Hühner-Aufzuchtanlage, seinen Betrieb zu erweitern. Dazu müsste der Landwirt allerdings ins Landschaftsschutzgebiet ausweichen - und dagegen protestiert ebenfalls eine Bürgerinitiative. 

Stand: 12.05.2010 12:09

SVZ

GÜSTROW

 

Landschaftsschutz statt Hühnerzucht

14. Mai 2010 | 00:10 Uhr | von Jens Griesbach






Vergrößern



Diskutierten in Mamerow über Massentierhaltung und Landschaftsschutz: Ulrike Beseler, Friedrich Ostendorff und Harald Terpe (v.l.) Jens Griesbach

MAMEROW - An Hühnchen scheiden sich in Mamerow die Geister, zumindest wenn es nach der Bürgerinitiative "Hähnchenmastanlage Bergfeld - Nein danke" geht. Für ihren Kampf gegen die Hühner-Aufzuchtanlage von Landwirt Markus Böckermann bekam die Bürgerinitiative um Ulrike Beseler jetzt prominente Unterstützung aus der Bundespolitik: Friedrich Ostendorff, Agrarsprecher der Grünen im Bundestag, und der Grünen-Bundestagsabgeordnete Harald Terpe bekundeten in der Mühle von Ulrike Beseler, die sich in Sichtweite der Hühner-Aufzucht befindet, ihre Sympathie für die Bürgerinitiative. 

Die Bürgerinitiative, mit ihrem eigentlichen Ziel, die Hühner-Aufzucht in Bergfeld zu verhindern, gescheitert, kämpft aktuell gegen die Pläne von Landwirt Böckermann, die Anlage zu vergrößern. Dafür sollen knapp acht Hektar aus dem Landschaftsschutzgebiet ausgegrenzt werden. Als Sprecherin der Bürgerinitiative fordert Ulrike Beseler die strikte Einhaltung der Grenzen des Landschaftsschutzgebietes und den Stopp der Erweiterung der Hühner-Aufzuchtanlage in Bergfeld. "Hier werden die schönsten Filetstücke der mecklenburgischen Landschaft für industrielle Massentierhaltung missbraucht", ist sie überzeugt. 

Böckermann bestätigt gegenüber SVZ, dass er bereits an konkreten Plänen für den Neubau von drei Ställen arbeitet. "Wir haben ein Konzept eingereicht, was wir an dem Standort machen wollen", sagt der Hühnerzüchter. Mit dem Neubau der Ställe im Landschaftsschutzgebiet will Böckermann seine bisherigen Kapazitäten mehr als verdoppeln. Hat er zurzeit 38 000 Tiere in seiner Anlage, sollen mit der Erweiterung noch einmal 46 400 hinzu kommen. Auch mit dem Staatlichen Amt für Umwelt und Natur Rostock hat er für sein Vorhaben bereits Kontakt aufgenommen. Ergebnis: "Für die neuen Ställe ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig", sagt Böckermann. Das will er jetzt angehen. Unklar ist jedoch weiterhin, wie sich die Untere Naturschutzbehörde beim Landkreis Güstrow zu der von Böckermann beantragten Herauslösung der zur Erweiterung notwendigen Flächen aus dem Landschaftsschutzgebiet entscheiden wird. "Hier gibt es noch keine Äußerung seitens der Naturschutzbehörde", so der Landwirt.

Für die Unantastbarkeit des Landschaftsschutzgebietes kämpfen Ulrike Beseler, deren eigenes Land an die Hühner-Aufzuchtanlage heran reicht, und ihre Mitstreiter. Dabei bekommen sie Unterstützung von dem Grünen Harald Terpe. "Der Landkreis hat eine hohe Verantwortung, den Schutzstatus dieses Gebietes zu erhalten", sagte er in Mamerow. Schon die jetzige Hühner-Aufzuchtanlage sei mit einer Ausnahmegenehmigung im Landschaftsschutzgebiet errichtet worden. "Doch die wirtschaftlichen Interessen eines Einzelnen können nicht so schwer wiegen, wie die politisch begründete hohe Bedeutung eines Landschaftsschutzgebietes", so Terpe. Es gelte, diese Gebiete zu erhalten, gerade auch für den Tourismus in MV. 

Grünen-Agrarsprecher Friedrich Ostendorff, seit 42 Jahren Landwirt, brachte eine bundesweite Perspektive in die Mamerower Diskussion ein. Seine wichtigste Botschaft an die Bürgerinitiative: "Sie sind nicht alleine." Auch in seiner Heimat, dem Münsterland, gebe es eine "Invasion der Hühnchenmast". Die Dörfer würden damit "überschwemmt". Auch im Münsterland würden sich Bürgerinitiativen dagegen gründen. Ostendorff warnte zudem vor den Emissionen solcher Anlagen, die nicht zu unterschätzen seien. 

	Nordkurier - Strelitzer Zeitung
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Hightech brütet 45 Millionen Eier aus
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Ulrich Strätker (stehend), nach eigenen Angaben hat er sechs Jahre Theologie studiert, erklärt den Woldegker Stadtvertretern am Dienstagabend das Vorhaben "Big Mama". Foto: Weinreich
Von Christina WeinreichWoldegk. Eine große, gemütlich-dicke Henne, die unter sich mehrere Küken wärmt und dem Betrachter ein wohliges Gefühl vermittelt - mit diesem Logo, vom einheimischen Landwirt Friedrich-Ernst Wilfarth entworfen, wollen zwei Unternehmer von sich und ihrer Arbeit reden machen. Wilfarth ist Geschäftsführer der Kruckower Agrar GmbH, die in Klein Daberkow einen von zwei Ställe für jeweils bis zu 200 000 Hähnchen bauen lassen will (Nordkurier berichtete). Dieses Vorhaben brachte die beiden Investoren auf den Plan: Sie wollen im Woldegker Gewerbegebiet eine Brüterei ansiedeln und nennen ihr Vorhaben bezeichnender Weise "Big Mama". Ulrich Strätker und Claas Knol beabsichtigen in der Mühlenstadt u investieren. Doch soll kein Federvieh die Brüterei übernehmen. Mit 45 Millionen Eiern im Jahr wäre es auch heillos überfordert. Hightech soll hier Küken ans Licht der Welt befördern und dabei höchsten Anforderungen an Hygiene und natürlich auch Qualitätsküken entsprechen - wenn die Behörden das Vorhaben genehmigen. Strätker, einer der beiden Geschäftsführer, stellte das Projekt den Woldegker Stadtvertretern am Dienstagabend unächst vor. Amtsvorsteher Hans-Joachim Conrad (CDU) hatte dazu auch alle berufenen Bürger aus den städtischen Ausschüssen geladen, um eine umfassende Information aller Entscheidungsträger zu gewährleisten und den Prozess der Meinungsbildung zu befördern. In Nachbardörfern würde über die Hähnchenmast sehr rege und leider auch sehr einseitig diskutiert, meinte er. Rund 9,4 Millionen Euro wollen die Unternehmer aus Nordrhein- Westfalen zunächst nach Woldegk bringen. In der Brüterei sollen 20 Leute Arbeit finden, die in vier verschiedenen Produktionsbereichen tätig sein werden. Einer davon ist der Hygienebereich. "Bei uns herrschen sehr hohe Standards", sagte Strätker und garantiert Salmonellenfreiheit in der Brüterei. Denn die Ausgangsprodukte kämen bereits aus salmonellenfreien Beständen. Der Gesetzgeber fordere ab kommendem Jahr ohnehin in dieser Branche Salmonellenfreiheit. Die Fruchtbarkeitsrate der Eier liege erfahrungsgemäß zwischen 83 und 84 Prozent. Es entstünden "keine Abprodukte", wie Strätker weiter erklärte. Die Küken würden sofort an die Mastbetriebe weiter verkauft, Eierschalen landen als organischer Dünger auf den Feldern der ansässigen Landwirtschaftsunternehmen, verbessern deren Kalkbilanz und wirken zudem kostensparend. Dünger werde auf dem Weltmarkt jährlich stetig teurer. Tote Eintagsküken würden in Zoos verfüttert. Die Brüterei, so der potenzielle Investor, könne natürlich auch andere Unternehmungen nach sich ziehen. Ein Besucher wollte denn auch von ihm wissen, wo das Futtermittelmischwerk entsteht, über das bereits öffentlich diskutiert wird. Einen Standort wollte Strätker nicht nennen, aber so ein Werk sei eine logische Konsequenz, meinte er mit Blick auf die Brüterei, die Hähnchenmastpläne in Klein Daberkow und die langen Transporte, um benötigtes Futter heran zu schleppen. Da könne dann auch der Weizen, der vor Ort von den Landwirten angebaut werde, gleich genutzt werden. Der habe sich inzwischen als sehr gutes Futter für die Hähnchenmast erwiesen. Landwirte müssten sich neue Geschäftsfelder erschließen, ergänzte Manfred Manthei, der als Vertreter der Landgesellschaft das Brüterei-Vorhaben begleitet. Die Bedingungen dafür seien im Osten noch günstig, pflichtete Strätker bei: Hier gebe es unter anderem noch hohe Subventionen, eine gute Infrastruktur, günstige Lohnkosten und keinen Arbeitskräftemangel.Amtsvorsteher Conrad bat die Stadtvertreter, sich zum Vorhaben zu bekennen. "Ich hab' was dagegen, dass Leute, die in Hamburg oder Bremen wohnen und Geld in den Taschen haben, hier alles zum Naturpark machen wollen, und wir laufen arbeitslos 'rum. Wir sollten selbst bestimmen, was hier passiert", bat er um Zustimmung. Die bekam er. 14 Gewählte signalisierten ihr Einverständnis mit den Plänen, eine Abgeordnete übte sich in Enthaltung.

	Fenster schließen


© Nordkurier.de am 14.05.2010

INDYMEDIA
Repression gegen kreidemalende Antispes

Mahnwächter_innen - Hähnchenmast Sprötze 15.05.2010 18:32 Themen: Repression Ökologie 
13. - 21.5. in Buchholz i.d.N. - Mahnwache gegen Hähnchenmastanlage Spötze; 
Am 15.5. gehen Leute mit Flyern und Kreide zum Markt; 
Drei Aktivistis werden wegen Personalienverweigerung festgenommen; 
Zwei wieder frei, eine wegen Personalienangabeverweigerung ED-behandelt und bis zu 12 Stunden in Gewahrsam - ab ca. 12:00, aktuell immer noch. 

Wer mit der Polizei über dieses Vorgehen diskutieren oder sich darüber Beschweren will, kann auf dem Revier unter 04181 285-0 anrufen. 

Um den Protest gegen die Hähnchenmastanlage in die Öffentlichkeit zu tragen wurde, zusätzlich zu der seit Donnerstag stattfindenden Mahnwache, am heutigen Samstag auf dem Wochenmarkt ein kleines Straßentheater aufgeführt, um die Qualen der Massentierhaltung zu verdeutlichen, und ein dahinterstehendes kapitalistisches System aufzuzeigen. Mit Kreide wurden die Käfiggrößen, ein Tiertransporter und der Schlachthof auf die Straße gezeichnet. Bei dem Theater wurden dann die Hähnchen aus den viel zu engen Käfigen brutal in den aufgezeichneten Transporter "verfrachtet", von dort aus in den "Schlachthof" um dort wiederum brutal umgebracht zu werden. Dazu wurden Fakten über Massentierhaltung und die Anlage in Sprötze erzählt. Zum Beispiel dass in dieser, in Bau befindlichen Anlage 36 800 Hähnchen gehalten werden sollen. Pro Quatratmeter 20 bis 30. Oder dass in Deutschland gerade hunderte Großanlagen in Bau oder in Planung sind. Einige Leute blieben stehen und hörten zu. Alles in allem eine kleine nette Aktion - ohne viel Aufwand aber auch nicht wirklich staatsgefährdend. Dennoch ließen es sich die OrdnungshüterInnen nicht nehmen, zum Ende noch aufzutauchen und die Tierbefreiungs-AktivistInnen wie TerroristInnen zu behandeln. Sie wurden durchsucht und die Personalien wurden aufgenommen. 3 konnten oder wollten die Personalien nicht angeben, oder hatten keinen Personalausweis dabei. Wobei eine ihre korrekten Personalien angegeben hatte, die Bullen sie jedoch nicht richtig aufschreiben konnten, und sie deshalb wegen "Angabe falscher Personalien" mitnahmen. MarktbesucherInnen welche die Situation mitbekamen, fanden es unerhört, dass Menschen wegen Kreidemalen (was im Übrigen vollkommen legal ist) so behandelt werden, wandelten sich in Kürzester Zeit zu PolizeigegnerInnen und fingen sogar an selber mit Straßenkreide zu malen. 

Auf der Wache wurde dann anderen AktivistInnen, die sich nach ihren gefangenen FreundInnen erkundigten, von einem Bullen freudig erzählt, dass bei den 3 Festgenommenen nun in allen Körperöffnungen nachgeguckt würde, ob dort ein Ausweis versteckt sei. Wie von den 2 inzwischen wieder Rausgekommenen berichtet wurde war das allerdings nur widerwärtiges Geblöffe. Eine Aktivistin, die sich weigert ihre Personalien anzugeben, wird zur Zeit noch auf der Wache gehalten und wurde ED-Behandelt. Die Daten müssen abgeglichen werden, was bis zu 12 Stunden dauern könne, meinten die Bullen. 
Wer mit der Polizei über dieses Vorgehen diskutieren will, oder sich darüber Beschweren kann auf dem Revier unter 04181 285-0 anrufen. 

Währenddessen geht die Mahnwache gegen die, in Bau befindliche Hähnchenmastanlage in Sprötze noch bis kommenden Freitagmorgen weiter. Es sind alle herzlich eingeladen vorbeizukommen, mit uns zu diskutieren, die Mahnwache zu unterstützen, vegane Leckereien zu naschen und das Workshopprogramm zu bereichern oder daran teilzunehmen, und am allerbesten natürlich, sich für Aktionen gegen die Anlage, Speziesismus und die Gesamtscheiße zu vernetzen. 

Das Programm der nächsten Tage: 

Immer: 
19:00 VoKü 

Heute: 
ca. 20:00 spielt der Liedermacher Fidl Kunterbunt 

Sonntag 
11:00 Brunch 
15:00 öffentliche Diskussion, eventuell mit dem Bauern der Mastanlage Herrn Eickhoff 
17:00 Vortrag über den Zusammenhang von Klimawandel und Tierhaltung mit anschließender Diskussion 
18:30 Jonglageshow 

Montag 
ganztags: Die Bürgerinitiative Wietze, die sich gegen einen den-Schlachthof bei Celle engagiert, stellt sich und ihren Protest vor 
ca. 13:00 veganer Kochkurs 
15:00 Vortrag Gesunde Vegane Ernährung 
17:00 Jonglierworkshop 

Dienstag 
14:00 Diskussion über veganen Lifestyle 
17:00 Informationen über den Protest gegen das Tierversuchslabor LPT in Mienenbüttel 

Mittwoch 
11:00 Brunch 
14:00 Kritik an Peter Singer 
16:00 kritische Auseinandersetzung mit Peta 

Donnerstag 
ab 11:00 der ganzen Tag (mit Pausen) Presseworkshop 
17:00 veganer Kochkurs 

Noch einige Hintergrundinformationen zur Mastanlage in Sprötze: 

Wenn es nach den Plänen des Landwirts Eickhoff geht, soll die ländliche Umgebung von Sprötze im Landkreis Harburg demnächst eine vermeintliche industrielle Aufwertung erfahren: durch eine Hühnermastanlage, in der 36,800 Tiere ein kurzes und elendes Dasein fristen würden. Während alle Formen der Tierhaltung Ausbeutung und Verdinglichung von Lebewesen beinhalten, stellt die Mast eine besonders extreme Form dar. Auch ihre Auswirkungen auf die Umwelt sind enorm. Aufgrund dieser verschiedenen Aspekte ist die Mastanlage unbedingt abzulehnen und zu verhindern – und zwar nicht durch wie üblich still abnickende Behörden, sondern durch das Engagement von Anwohnern/innen wie Ihnen. 

Mastbetriebe verletzen die Würde der Tiere 

Die erwähnte Verdinglichung der in Massentierhaltung eingesperrten Lebewesen hat in einem Stall wie dem in Sprötze geplanten deutlich sichtbare Folgen. Die Hähne sind zwar auf schnelles Wachstum hin gezüchtet. Dennoch geben ihre Beine im Laufe der Versechzigfachung ihres Gewichtes binnen der zwei Monate Lebensspanne immer häufiger nach; die Tiere hocken passiv auf dem Boden. Krankheiten entwickeln sich trotz der meist stattfindenden Beimischung von Antibiotika ins Futter. Eine Sterberate von um die 5% gilt in derlei Anlagen als normal und noch profitabel. Dass die engen Käfige, die von den schockierenden Bildern aus der Eierproduktion bekannt sind, in der Mast keine Verwendung finden, hat dabei keine Linderung der Leiden zu bedeuten: Die Hähne sind zu 20 bis 30 Tieren pro Quadratmeter zusammengepfercht. 

Diese Punkte kommen zu den allgemein gegen die Nutzung von Tieren sprechenden ethischen Erwägungen hinzu. Nach diesen ist es höchst fragwürdig, fühlende und leidensfähige Lebewesen als bloße Fleischlieferanten/innen zu züchten, sie während ihres Lebens kompletter menschlicher Dominanz zu unterwerfen und diese beschnittene Existenz dann schnellstmöglich zu beenden. Mit der Mastanlage in Sprötze würde also ein hervorstechendes Beispiel eines Industrieapparates, der nach lebensverachtenden Effiziensprinzipien funktioniert, entstehen. Das gilt es zu verhindern. 

Mastbetriebe sind menschenverachtend 

Ein Mastbetrieb wie der in Sprötze geplante hat Folgen, die weit über die auf die direkt betroffenen Hühner hinausgehen. Während das auch für andere Formen der Tierhaltung gilt, sind die Konsequenzen in der Massentierhaltug ungleich gravierender. Einerseits ist da die Belastung der Umgebung eines Maststalls mit Nitraten und Amoniak aus den Ausscheidungen der Hühner. Ob diese sicher nicht ins Grundwasser gelangen und die Qualität des guten Nordheidewassers beeinträchtigen würden, ist ungewiss. Für Geruchsbelästigung sorgen würden sie in jedem Fall. 
Weitere Konsequenzen hängen mit der katastrophalen Energiebilanz des Produktes Fleisch zusammen. Denn bevor die Tiere geschlachtet und verarbeitet werden können, müssen sie gefüttert werden. Getreide, insbesondere Soja, wird für diesen Zweck in Gebieten angebaut, auf denen eigentlich auch Nahrungsmittel für Menschen wachsen könnten. Oft sind ehemalige Regenwaldflächen etwa in Südamerika betroffen. 
Damit die Fleischindustrie in aller Welt ihre tierischen Opfer mit oft genmanipuliertem Billigfutter versorgen kann, werden also Wälder brandgerodet und menschliche wie nichtmenschliche Bewohner/innen vertrieben. Die Produkte werden dann quer über den Globus bis etwa nach Norddeutschland transportiert. All diese Schritte bedeuten einen enormen Beitrag zum Klimawandel – nach unabhängigen Berechnungen bereits mehr als der des weltweiten Verkehrs. Auch eine weitere wachsende Bedrohung wird durch Hühnermast verschlimmert: Während in vielen Regionen das Wasser knapp wird, verschwendet diese Industrie Schätzungen zufolge 3,900 Liter des kostbaren Nass für die aufwändige Herstellung eines einzigen Kilogramms Fleisch. 

Auf mehrere Arten und Weisen also verursacht oder verschlimmert die Massentierhaltung Probleme wie Hunger und Wassermangel, belastet die Natur in ihrer direkten und weitesten Umgebung. Dies und insbesonders die absolute Verachtung, die sie ihren Opfern entgegenbringt, lässt nur einen Schluss zu: Es muss ihre Abschaffung angestrebt werden! Eine Verhinderung der Hühnermastanlage in Sprötze wäre ein kleiner, aber wichtiger Schritt in diese Richtung. 
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Saldo stijgt fors in de legsector en daalt in de vleeskuikenhouderij

Het saldo van een vleeskuikenbedrijf met 80.000 kuikens is in het eerste kwartaal van 2010 ruim 13.000 euro per bedrijf lager dan de vergelijkbare periode in 2009. De resultaten van de legsector zijn in het eerste kwartaal van 2010 flink verbeterd ten opzichte van vorig jaar. Met name dankzij de hoge eierprijzen kwam het saldo op een bedrijf met 50.000 hennen in het eerste kwartaal bijna 70.000 euro per bedrijf hoger uit dan hetzelfde kwartaal vorig jaar. Dat meldt het LEI van Wageningen UR in een uitgave van Agri-Monitor. 

Het saldo van de vleeskuikenbedrijven is in het eerste kwartaal ruim 13.000 euro per bedrijf lager dan vorig jaar. Dat kwam vooral door de gemiddeld ruim 5% lagere opbrengstprijzen, dan in het eerste kwartaal van 2009. De opbrengsten van de afgeleverde kuikens waren als gevolg daarvan 16.000 euro per bedrijf lager. De ééndagskuikens waren circa 3% duurder dan in hetzelfde kwartaal van 2009, zodat de omzet en aanwas nog sterker daalde. De voerprijs was lager. Dat gold vooral voor tarwe, dat bijna 10% goedkoper was dan het eerste kwartaal van 2009. De prijzen van vleeskuikenkorrel waren 2% lager. 

Verwachte inkomen negatief
De lagere voerprijzen in het eerste kwartaal zorgen voor een besparing op voerkosten van ruim 4.000 euro voor een bedrijf met 80.000 kuikens. Dat is onvoldoende om de daling van de opbrengsten te compenseren, zodat het saldo ruim 13.000 euro per bedrijf lager is dan het eerste kwartaal van vorig jaar. De toegerekende kosten kunnen hiermee wel worden gedekt, maar niet alle overige kosten. Na aftrek van de niet toegerekende kosten is het verwachte inkomen in het eerste kwartaal van 2010 negatief.

Hoge eierprijs
De resultaten van de legsector zijn in het eerste kwartaal van 2010 flink verbeterd ten opzichte van vorig jaar. Lagere kosten en vooral hogere eierprijzen hebben aan die verbetering bijgedragen. De lagere kosten zijn te danken aan de lagere voerprijs en goedkopere opfokhennen. Beide kostenposten zijn samen 4.000 euro per bedrijf lager dan hetzelfde kwartaal van 2009. Het grote verschil in saldo werd echter vooral gemaakt door de eierprijzen. De gemiddelde marktprijs van eieren was in het eerste kwartaal 27% hoger dan in hetzelfde kwartaal van 2009. 

Verschil in prijs tussen scharrelei en kooi-ei veel groter
De prijsontwikkeling van kooi- en scharreleieren liep wel uiteen. De prijzen van scharreleieren stegen met 35% en die van kooieieren met 20%. Daardoor is het prijsverschil tussen scharrel- en kooieieren toegenomen tot 48 cent per kilo in het eerste kwartaal. Vergeleken met vorig jaar is dat prijsverschil 21 cent per kilogram groter geworden. In 2008 waren de prijsverschillen veel kleiner. Vooral de grotere vraag uit Duitsland naar scharreleieren zorgde voor hogere prijzen. Dankzij de hoge eierprijzen kwam het saldo op een bedrijf met 50.000 hennen in het eerste kwartaal bijna 70.000 euro per bedrijf hoger uit dan hetzelfde kwartaal vorig jaar.

bron: LEI AgriMonitor, mei 2010 
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Dioxinverseuchte Eier

Kontrolleure warnten erst spät

Zuständige Kontrollorganisation wusste nach eigenen Angaben schon Wochen vorher von belasteter Bioware. Trotzdem informierte der Verein die Behörden zunächst nicht. VON JOST MAURIN 




Wieviel des krebserregenden Stoffs Dioxin ist in Bio-Eiern enthalten? Foto: dpa 

BERLIN taz | Der Verkauf von möglicherweise dioxinverseuchten Bio-Eiern hätte früher gestoppt werden können als im aktuellen Fall geschehen. Die wichtigste Selbstkontrollorganisation der Eierwirtschaft wusste nach eigenen Angaben schon seit Mitte März, dass in einem Legehennenbetrieb die Grenzwerte stark überschritten wurden. Doch erst am 27. April habe der Verein für kontrollierte alternative Tierhaltungsformen (KAT) die Behörden informiert, sagte Geschäftsführer Caspar von der Crone am Montag der taz. Danach sperrten die Ämter verdächtige Hühnerfarmen. Bis dahin dürften belastete Eier schon verkauft worden sein. 

Die Eier wurden mit dem krebserregenden Dioxin verschmutzt, weil die Hühner belasteten Ökomais aus der Ukraine zu fressen bekamen. Im ersten betroffenen Betrieb nahm KAT laut Crone Ende Februar Eierproben. Der Verein überprüft routinemäßig zum Beispiel, ob seine Mitglieder ihren Tieren genügend Auslauf gewähren oder ob das Futter frei von Dioxin ist. "Das Ergebnis lag am 16. März vor", sagte Crone. In diesem Fall habe das Labor 6,5 Pikogramm Dioxin pro Gramm Fett gemessen - 117 Prozent mehr als von der EU erlaubt. 

Noch beunruhigender war die Probenauswertung, die die KAT am 21. April erhielt: 13,6 Pikogramm. Doch selbst dann brauchte der Verein nach eigenen Angaben noch sechs Tage, bis er die Behörden in Niedersachsen informierte. "Man hätte die betroffenen Betriebe früher sperren können, wenn die KAT die Behörden umgehend informiert hätte", klagt deshalb die Sprecherin des Niedersächsischen Landesamts für Lebensmittelsicherheit, Hiltrud Schrandt. 

"Dazu sind wir gar nicht verpflichtet", sagt Crone. "Wir mussten auch erst einmal den Grund der Belastung herausfinden." Er sei "extrem verärgert" über einen Artikel des Spiegels, der die Rolle der KAT in dem Fall beleuchtet hatte. "Wir haben die Sache aufgedeckt und werden jetzt kritisiert." Die KAT habe die betroffenen Betriebe sofort "intern gesperrt". Das bedeutet: Die Unternehmen durften ihre Eier nicht mehr an Packstellen verkaufen, die an KAT teilnehmen und den Lebensmittelhandel beliefern. Den Haken dabei nennt Crone selbst: "Die Betriebe können natürlich woandershin liefern." Viele Lebensmittelfabriken zum Beispiel sind nicht an KAT angeschlossen. 

Zudem prüft der Verein Crone zufolge nur 90 Prozent aller Betriebe mit Boden-, Freiland- und Biohaltung. Andreas Kloses Hof Alpermühle im nordrhein-westfälischen Nümbrecht etwa ist nicht dabei. "Wir haben erst am Freitag durch die Behörden erfahren, dass wir das kontaminierte Futter bekommen hatten", sagt der Biobauer. Klose verkaufte also noch Wochen nach der ersten Dioxinprobe von KAT möglicherweise belastete Eier - 2.000 Stück pro Tag. Erst am Montag nahm sein Kunde Alnatura, Deutschlands größte Biosupermarktkette, seine Eier aus den Regalen der nordrhein-westfälischen Filialen. Unterdessen erklärte das Agrarministerium in Schwerin, dass das verseuchte Futter auch an einen Betrieb mit Ziegen und Schweinen in Mecklenburg-Vorpommern gegangen sei.

europaticker: Nach dem Skandal sind in Niedersachsen insgesamt neun Biohöfe gesperrt
Dioxin in Eiern: Lebens- und Futtermittelkontrollen gehören auf den Prüfstand

In mehreren deutschen Bundesländern wurden Dioxin verseuchte Eier gefunden. Nun überprüfen auch die Berliner Veterinär- und Lebensmittelämter Eier auf den Dioxin-Gehalt. Nach dem Skandal um dioxinverseuchtes Futter sind in Niedersachsen insgesamt neun Biohöfe gesperrt. Dies bedeute jedoch nicht, dass es dort dioxinverseuchte Eier gebe, sagte eine Sprecherin des niedersächsischen Landwirtschaftsministerium am Montag in Hannover. „Sieben der neun verdächtigen Höfe sind profilaktisch gesperrt, weil die Untersuchungsergebnisse noch nicht vorliegen.“ In zwei Betrieben im Emsland und der Grafschaft Bentheim wurden überhöhte Werte gemessen. Wie die Berliner Senatsverwaltung für Gesundheit und Verbraucherschutz am Samstag mitteilte, wird nun geprüft ob auch Eier aus den Chargen in den Berliner Handel gelangt sind, so eine Sprecherin der Senatsverwaltung. 
Die Dioxinbelastung in Eiern ist ein erneuter Beweis für die Defizite im Kontrollsystem – das trifft auch die Bio-Branche in Deutschland. Es ist ein Skandal, dass wieder kontaminierte Lebens- und  Futtermittel nicht rechtzeitig entdeckt wurden, bevor sie in die Nahrungsketten bzw. Ladentheken gelangen, erklärt Ulrike Höfken, Sprecherin für Ernährungspolitik der Grünen Bundestagsfraktion, zum aktuellen Fall von Verunreinigung von Futtermitteln und Bio-Eiern mit Dioxin. 
Wir fordern eine umgehende Diskussion über eine konsequente Neuorganisation der Kontrollen bei Lebens- und Futtermittel sowie eine Verschärfung der Haftung. Der aktuelle Fall macht deutlich, dass auch klare Konsequenzen aus der bislang ungenügenden Zusammenarbeit und Koordination sowohl zwischen den Bundesländern als auch aus Kontrolldefiziten bei Importen aus EU- und Drittstaaten gezogen werden müssen.
Deutlich wird auch, dass die mangelhafte Förderung der heimischen Bio- und konventionellen Futtermittel-Erzeugung immer wieder Einfallstore für kriminelle Aktivitäten bei Importen schafft.
Wir werden von der Bundesregierung einen Bericht zu ihrem Vorgehen in diesem Fall anfordern – Vertreterinnen und Vertreter der zuständigen Bundes- und Landesbehörden in die nächste Sitzung des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz sollen dabei den Handlungsbedarf und die von der Bundesregierung vorgeschlagenen Maßnahmen zum Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher wie auch der Bauern darstellen.
Dioxin-Eier: SPD will schnellstmögliche Unterrichtung
Die SPD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag verlangt im Fall dioxinverseuchter Eier eine unverzügliche und komplette Information durch die Landesregierung. „Die Angaben zu den dioxinbelasteten Bio-Eiern verunsichern die Verbraucher zutiefst“, sagte Karin Stief-Kreihe, agrarpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion, am Montag in Hannover. Es müsse schnellstmöglich aufgeklärt werden, welche Höfe mit dem verunreinigten Futter beliefert worden sind. „Die Verbraucher müssen sicher sein können, dass sie unbelastete Eier auf den Tisch bekommen“, sagte Stief-Kreihe. „Dazu muss man wissen, wo das dioxinverseuchte Futter zum Einsatz kam und wo dann das Produkt Ei in die Regale gekommen ist.“
Die SPD-Agrarexpertin fordert die Landesregierung auf, die Öffentlichkeit und den Agrarausschuss über Ursache und Wirkung umfassend zu unterrichten. Ein entsprechender Antrag wurde heute von der SPD-Fraktion im Landtag gestellt. „Das ist kein Thema zum Rumlavieren“, urteilt Stief-Kreihe. „Die Menschen haben ein Recht darauf zu erfahren, wie es zu diesem Skandal gekommen ist und - vor allen Dingen - wie sie vor dem Verzehr belasteter Lebensmittel sicher geschützt werden.“
DIE LINKE zum Dioxin-Skandal: Landesamt für Lebensmittelsicherheit und Verbraucherschutz muss mehr Geld erhalten 
DIE LINKE im niedersächsischen Landtag sieht sich durch den aktuellen Skandal um dioxinverseuchte Bio-Eier in ihrer Forderung nach mehr Verbraucherschutz bestätigt. Die agrarpolitische Sprecherin der Fraktion, Marianne König, sagte: „Seit wir im Landtag sind, setzen wir uns bei den Haushaltsberatungen dafür ein, dem Landesamt für Lebensmittelsicherheit und Verbraucherschutz mehr Geld zu geben – die vergifteten Bio-Eier zeigen wieder einmal, wie wichtig diese Stärkung wäre.“ 

Nur durch vermehrte Kontrollen von Futter- und Lebensmitteln lasse es sich verhindern, dass verseuchtes Futter im Trog lande und anschließend verseuchte Ware in den Handel gerate, so König. „Die Landesregierung ist es der Gesundheit der Niedersachsen schuldig, das Landesamt endlich mit ausreichenden Mitteln auszustatten.“
Bayern: Kein Dioxin in Eiern der Biohennen AG
Nach Auswertung aller uns vorliegenden Informationen können wir bestätigen, dass die Bioeier der Legegemeinschaft "Die Biohennen" keine erhöhte Dioxinbelastung aufweisen. Diese Bestätigung wird von einer Mitteilung der KAT e.V. gestützt, wonach die betroffene Maispartie aus der Ukraine an vier Futtermittelwerke in den Niederlanden und Norddeutscland geliefert worden sei. Weitere Futtermittelwerke seien nicht betroffen. Darüber hinaus verpflichtet sich unsere bayerische Futtermühle zum bevorzugt regionalen Einkauf. Getreide, Mais oder Leguminosen aus der Ukraine wurden nicht bezogen. Zur weiteren Qualitätssicherung werden sowohl Futterausgangsstoffe, aber auch Eier regelmäßig auf PCBs (polycholierte Biphenyle) untersucht. Erhöhte Werte konnten nicht festgestellt werden, so Walter Höhne von "Die Biohennen AG"

Quelle/Autor: Europaticker [image: image37.jpg]
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Dioxine in Bio-Eiern 

 Nachdem in der vergangenen Woche in Futtermitteln Dioxine gefunden wurden, überprüfen die Behörden derzeit möglicherweise belastete Bio-Eier. Bio-Hühnerfarmen in mehreren Bundesländern, bei denen die Testergebnisse noch ausstehen, dürfen vorsorglich keine Eier verkaufen. Nach Angaben einer Sprecherin des Bundesministeriums für Verbraucherschutz wurde dioxinbelastetes Biofutter in mindestens neun Bundesländer geliefert. Es bestehe jedoch keine akute Gesundheitsgefahr für Verbraucher. Der LEH, u.a. Aldi, Lidl und Rewe, hat bereits betroffene Eier-Chargen aus den Verkauf genommen. 

Vor allem in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen waren zahlreiche Höfe gesperrt, zum Teil aber bereits  wieder freigegeben worden. Die rund 2500 Tonnen des verseuchten Futtermais stammen aus der Ukraine und waren von dem niederländischen Unternehmen Reudink von Nordrhein-Westfalen aus in mehrere Bundesländer verkauft worden. Wie BioHandel berichtete, sollen zwölf Naturland-Eiererzeuger das belastete Futter erhalten haben. Davon seien sechs (in NRW und Niedersachsen) von den Behörden vorläufig gesperrt worden. Bioland-Betriebe sind nach Auskunft des Verbandes aufgrund der strengeren Regeln für die Verarbeitung von Futtermitteln nicht betroffen. Bio-Mais aus der Ukraine wurde auch von den Demeter-Futtermittelherstellern nicht zugekauft bzw. verarbeitet. Die großen Demeter-Legehennenhalter, die selbst Futter mischen, haben solchen Mais ebenfalls nicht verarbeitet. Auch die Biosupermarktkette Alnatura erklärte, ihre Produzenten würden kein ukrainisches Futter einsetzen, hieß es in der taz.

Dort heißt es: "Ursache der Verseuchung war eine Schiffsladung mit 2.500 Tonnen Biomais aus der Ukraine für die niederländische Futtermühle ForFarmers, wie Firmensprecher Jos Westerhof sagte. "Wir haben Futter mit dem Mais an 15 Betriebe in Deutschland und acht in Holland geliefert." ForFarmers habe nur 600 Tonnen des Maises vertrieben, die restlichen 1.900 Tonnen der Charge hätten andere Futterhersteller abgenommen. Laut Bundesamt für Verbraucherschutz ging der Mais in neun Bundesländer.
 

Westerhof zufolge wurde das Futtermittel wohl beim Trocknen verschmutzt. Das passiere oft, wenn dafür Luft benutzt wird, die beim Erhitzen mit Feuer in Kontakt kommt, erläuterte Agrarexperte Helmut Schafft vom Bundesinstitut für Risikobewertung. "Je nach Temperatur und Brennmaterial entstehen bei der Verbrennung Dioxine." Um dieses Risiko zu vermeiden, sollte nur über einen Wärmetauscher erhitzte Luft auf das Futter geleitet werden."

Nach Auswertung aller vorliegenden Informationen bestätigt der Legegemeinschaft Die Biohennenen, dass ihre Bioeier keine erhöhte Dioxinbelastung aufweisen. Diese Bestätigung wird von einer Mitteilung der KAT e.V. gestützt. Darüber hinaus verpflichtet sich der Lieferant der Biohenenn, eine bayerische Futtermühle zum bevorzugt regionalen Einkauf. Getreide, Mais oder Leguminosen aus der Ukraine wurden nicht bezogen. Zur weiteren Qualitätssicherung werden sowohl Futterausgangsstoffe, aber auch Eier regelmäßig auf PCB's (polycholierte Biphenyle) untersucht. Erhöhte Werte konnten nicht festgestellt werden. Auf Grund der aktuellen Situation lassen Die Biohennen derzeit Bioeier ihrer Betriebe auf PCB's und Futtermittel auf Dioxin untersuchen. Die Untersuchungsbefunde werden in KW 20 vorliegen und können zur Verfügung gestellt werden.
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Kevelaer

Dioxin-belastete Eier in Kevelaerer Betrieb

zuletzt aktualisiert: 11.05.2010 
Kevelaer (RP) Dioxin steht im Verdacht, Krebserkrankungen zu fördern. Deshalb nehmen die Behörden eine erhöhte Dioxin-Konzentration in Lebensmitteln sehr ernst. Aktuell sind bei einem Legebetrieb in Kevelaer belastete Eier festgestellt worden. Wie Kreis-Sprecher Eduard Großkämper gestern im RP-Gespräch versicherte, könnten keine Tiere und keine Eier den Betrieb verlassen, bis die Werte nicht wieder im normalen Bereich seien. Wie viele Eier zuvor jedoch verkauft wurden, ist unbekannt. 

Schon vor Monaten
Bereits um den Jahreswechsel herum soll das belastete Futter, das in der Ukraine angebaut wurde, über einen niederländischen Händler nach Nordrhein-Westfalen und in andere Bundesländer geraten sein. Die "Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft" teilte mit, der Mais sei sogar biozertifiziert. "Gesunde" Produktion und Tierhaltung scheinen kein ausreichender Schutz vor Dioxin zu sein: Schon vor Jahren waren freilaufende Hühner von einem Dioxin-Skandal betroffen – die Ökolandwirtschaft fürchtete dadurch einen Imageschaden. Wie viele dioxin-angereicherte Eier die Verbraucher auch am Niederrhein in den vergangenen Monaten verzehrt haben, ist unbekannt. Zwar haben die Supermärkte die betroffenen Eier-Chargen gleich aus dem Regal genommen, als die Situation bekannt wurde – aber eben erst jetzt.

Bei dem landwirtschaftlichen Betrieb in Kevelaer – einem Bio-Betrieb – ergaben sich bei Kontrollen Überschreitungen des zulässigen Dioxin-Grenzwertes von drei Nanogramm pro Kilo. Das sei nicht sehr viel, aber eben zu viel, um in den Verbrauch zu gelangen. "Dioxin hat eine Halbwertzeit von 50 bis 60 Tagen", weiß Eduard Großkämper.

Werte bessern sich
Da die Futteraufnahme schon eine Weile her sei, besserten sich die Werte schon wieder, die Dioxin-Belastung gehe nach und nach zurück. "Verkehrsfähig", wie es im Amtsdeutsch heißt, seien die Eier noch nicht. Es habe aber schon erste unauffällige Proben gegeben, so Großkämper.
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NATURLAND

Dioxin im Bio-Futter

Aktuelle Information zu Dioxin-Funden im Bio-Futter und in Bio-Eiern

In den Medien wird aktuell über Dioxinfunde in Bio-Eiern berichtet. Nachfolgend möchten wir Sie zum Thema informieren: 

Die Vorgeschichte: 
Im letzten Jahr wurde in Westeuropa nicht genug Bio-Körnermais geerntet. Daher wurden zwischen Dezember 2009 und Februar 2010 u.a. rund 2.500 Tonnen Bio-Körnermais aus der Ukraine an zwei niederländische Futtermittelhersteller geliefert, die den Mais innerhalb der Niederlande und nach Deutschland und Belgien verkauften. Der Mais wurde nach bisherigen Erkenntnissen anschließend an Geflügel-Betriebe in neun Bundesländern geliefert, u.a. auch an Naturland Betriebe. 
Nun hat die Kontrollstelle KAT bei Analysen in Eiern verschiedener Betriebe über dem Grenzwert liegende Dioxinwerte festgestellt. Untersuchungen (Einstreu, Boden, Wasser, Futtermittel) ergaben, dass der aus der Ukraine stammende Mais im Mischfutter mit Dioxin kontaminiert war. 

So gelangt Dioxin in Lebensmitteln:
Dioxin entsteht bei Verbrennungsprozessen. Besonders im Bereich von Müllverbrennungsanlagen, an Plätzen, an denen früher Abfälle verbrannt wurden und ähnlichen Einrichtungen finden sich häufig überhöhte Dioxinwerte. Diese gehen in die aufwachsenden Pflanzen über und finden sich dann auch im Fett, Milch oder Eiern von Tieren, die diese Pflanzen gefressen haben. Solche Funde kommen häufig vor – unabhängig von der Produktionsform des Landwirtschaftsbetriebes. Ein zweiter, in diesem Fall sehr wahrscheinlicher Eintragspfad, kann die Trocknung sein: Wenn der Trocknungsofen einen technischen Defekt hat und deshalb beim Verbrennen Dioxine produziert und wenn obendrein die Ofenluft direkt durch das zu trocknende Getreide geblasen wird, kommt es auch zu einer Verunreinigung/Kontamination des Getreides.

Ukrainischer Mais auch in Deutschland:
Grundsätzlich durfte der nach der EU-Öko-Verordnung produzierte und kontrollierte Mais überall in Europa als Bio-Produkt verkauft werden. Für Naturland Bauern gilt hierbei folgende Regel: Es muss zuerst Naturland Rohstoff eingesetzt werden. Wenn dieser Rohstoff nicht in ausreichender Menge zur Verfügung steht, darf der Bauer den Rohstoff auch von Betrieben anderer deutscher Öko-Verbände kaufen. Nur wenn auch nicht genug Verbandsware verfügbar ist, kann das Unternehmen einen Antrag stellen, um den benötigten Rohstoff von EU-zertifizierten Betrieben beziehen zu dürfen – also von Betrieben, die nur nach den staatlichen EU-Bio-Vorschriften produzieren. Im vorliegenden Fall wurde dieser Antrag ordnungsgemäß gestellt und wegen des tatsächlich bestehenden Mangels an Verbandsware genehmigt. Es bestand jedoch die Auflage,  dass der zugekaufte Mais getrennt gelagert wird und Analysen durchgeführt werden.

Keine unmittelbare Gefahr: 
Die krebserregende Verbindung Dioxin kann sich im Körperfett speichern und wird dann nur langsam abgebaut. Hierin liegt die eigentliche Gefahr. Deshalb muss dieser Kontaminationsfall besonders ernst genommen werden. Naturland fordert, dass die Ursachen schnellstmöglich erkannt und abgestellt werden. Die bisher festgestellten Werte sind so nah am Grenzwert, dass das Bundesamt für Risikoforschung und das Niedersächsische Landesamt für Lebensmittelsicherheit eine unmittelbare Gesundheitsgefährdung der Verbraucher durch den Verzehr der belasteten Eier ausschließen. Trotzdem gilt: Weder bio noch konventionelle Eier dürfen in Verkehr gebracht werden, wenn nicht die gesetzlichen Grenzwerte eingehalten werden.

Naturland Qualitätssicherung ermöglicht Rückverfolgung: 
Naturland konnte aufgrund seiner Rückverfolgbarkeitssysteme unmittelbar nach Bekanntwerden der Kontaminationen feststellen, welche Betriebe das fragliche Futter erhalten haben. Es handelt sich um 12 Legehennenhalter und einen Mastgeflügelbetrieb. Die Betriebe in Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Hessen und Brandenburg sind vorsorglich gesperrt. Auf allen Betrieben wurden Eierproben genommen. Ergebnisse liegen noch nicht vor. Auch dort, wo die Behörden die fraglichen Betriebe nicht gesperrt haben (das wird in jedem Bundesland unterschiedlich gehandhabt), werden die Eier nun beprobt, um eine mögliche Gefährdung der Verbraucher ausschließen zu können. Der Eierverkauf ist derzeit bei allen Betrieben gestoppt bis entlastende Analysen vorliegen. Das kann je nach Labor bis zu fünf Tage dauern. Von dem belasteten Futter liegt nichts mehr auf den Betrieben. Rückstellproben werden zusätzlich auf Dioxin untersucht. Sollten die Analysen belastete Eier aufdecken, müssten die Tiere der betroffenen Bestände geschlachtet werden.

Es sind noch Fragen offen:
Ganz offensichtlich haben die Qualitätssicherungssysteme, die für den Einsatz von Importware in Futtermischungen vorgesehen sind, trotz aller Sicherheitsvorkehrungen und Analysen nicht ausreichend gewirkt. Die Frage, welche Verbesserungen vorgenommen werden müssen, wird aber erst dann beantwortet werden können, wenn alle Informationen von den Lieferanten der Rohware und den verarbeitenden Futterwerken vorliegen. Naturland wird in Zusammenarbeit mit den Futtermittelwerken das Qualitätssicherungssystem weiter verschärfen, um mögliche Kontaminationsquellen ausschließen zu können. Naturland wird Sie auf dieser Website zeitnah informieren und dann eine Bewertung vornehmen, wenn die vorliegenden Informationen dazu ausreichen.
Naturland bemüht sich darüber hinaus, den einheimischen Öko-Anbau auszubauen, um von Importware noch unabhängiger zu werden. 
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 downloaden (pdf-Datei, 77 KB).
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Dioxin in Bio-Eiern: Demeter-Betriebe bisher nicht betroffen

Die Qualitätssicherung des Demeter e.V. kann zum jetzigen Zeitpunkt beruhigen: Demeter-Eier sind von der Dioxin-Belastung, die derzeit durch die Medien geht, nicht betroffen. Die Demeter-Futtermittelhersteller und großen Geflügelbetriebe wurden abgefragt und haben versichert, den fraglichen Bio-Mais aus der Ukraine nicht eingesetzt zu haben.

 

Die Demeter-Betriebe setzen Demeter-Futtermittel ein, soweit diese verfügbar sind. Bei Nichtverfügbarkeit von Demeter-Komponenten können ersatzweise Bio-Komponenten verwendet werden. Die Futterration muss in jedem Fall mehr als 50 % Demeter-Anteile enthalten. Geflügelfutter enthält bei Demeter normalerweise mindestens 70 % Demeter-Anteile.

 

Der Demeter e. V. hat bei den Demeter-Futtermittelherstellern nachgefragt. Bio-Mais aus der Ukraine wurde von den Demeter-Futtermittelherstellern nicht zugekauft bzw. verarbeitet. Die großen Demeter-Legehennenhalter, die selbst Futter mischen, haben solchen Mais ebenfalls nicht verarbeitet. 

 

Die kleineren Selbstmischer bzw. solche, die im Lohn mischen lassen, informiert der Demeter e. V. gerade noch und fragt nach der eventuellen Verwendung von betroffenem Mais. Sollte sich eine Betroffenheit einzelner Demeter-Betriebe wider Erwarten herausstellen, wird die Qualitätssicherung des Demeter e. V. umgehend informieren.
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Sofort umfangreiche Untersuchungen eingeleitet / Keine Bio-Eier mit erhöhtem Dioxingehalt im Verkauf

Leser des Artikels: 65

Bonn (ots) - Bei Routinekontrollen von Eiern aus Biohaltung hatte 
der Verein für kontrollierte alternative Tierhaltungsformen e. V. 
(KAT) bei drei Legebetrieben Mitte April erhöhte Dioxingehalte 
festgestellt. Die betroffenen Betriebe wurden sofort gesperrt. Die 
zuständigen Behörden wurden umgehend informiert. KAT arbeitet mit 
diesen bei allen Maßnahmen eng zusammen.

"Verbraucher können sicher sein, dass die Bio-Eier, die der Handel
anbietet, von einwandfreier Qualität sind", so Caspar von der Crone, 

Geschäftsführer von KAT. KAT ist zuständig für die Qualitätskontrolle
der Eier aus Boden-, Freiland- und Biohaltung, die auf dem deutschen 
Markt verkauft werden. "Sofort, nachdem wir von den erhöhten Werten 
Kenntnis hatten, haben wir alle an der Produktionskette Beteiligten 
und die zuständigen Behörden informiert sowie umfangreiche 
Untersuchungen eingeleitet", berichtet von der Crone.

Die Ursache für die erhöhten Dioxingehalte in den Bio-Eiern liegt 
im Bio-Futtermittel. Alle Betriebe, bei denen die Werte auffällig 
waren, beziehen Bio-Futtermittel vom Werk Harreveld des Herstellers 
ForFarmers. ForFarmers hat sofort Untersuchungen über die möglichen 
Ursachen eingeleitet. Futter, Einstreu, Boden und Trinkwassereinsätze
wurden analysiert. Dabei stellte ForFarmers erhöhte Werte von Dioxin 
im Futter fest. Weitere Untersuchungen haben ergeben, dass eine 
Ökomaispartie die Ursache ist. Die Produktion im ForFarmers 
Futtermittelwerk Harreveld bleibt gesperrt. Auch KAT hatte 
unmittelbar alle Bio-Legebetriebe, die von diesem Werk 
Bio-Futtermittel beziehen, gesperrt. Zwei Betriebe konnten aufgrund 
weiterer Untersuchungen und inzwischen vorliegender Analyseergebnisse
bereits wieder freigegeben werden.

KAT hat darüber hinaus vorsorglich Probeziehungen bei weiteren 
KAT-Betrieben veranlasst. Dabei sind Stichproben sowohl von Bio- als 
auch von Boden- und Freilandeiern genommen worden. Diese Proben 
werden ebenfalls auf Dioxingehalt geprüft.

"Die betroffenen Betriebe bleiben gesperrt, bis die Werte wieder 
deutlich unter der Norm liegen. Es besteht keine Gefahr für die 
Gesundheit der Verbraucher", unterstreicht von der Crone. "Darüber 
hinaus gilt für Eier eine niedrigere Dioxin-Norm als für andere 
Lebensmittel. So ist in Fisch beispielsweise ein wesentlich höherer 
Dioxingehalt gesetzlich zulässig."

Die Organisation KAT

Der Verein für kontrollierte alternative Tierhaltungsformen e.V. 
(KAT), Bonn, ist in Deutschland und den benachbarten EU-Ländern die 
wichtigste Instanz bei der Prüfung von Eiern aus alternativen 
Hennenhaltungssystemen, das heißt aus Bio-, Freiland oder 
Bodenhaltung. KAT hat ein Herkunfts- und Rückverfolgbarkeitssystem 
aufgebaut, das die gesamte Prozesskette umfasst. Alle an der 
Produktionskette Beteiligten sind Mitglieder des KAT-Systems: 
Futtermittelhersteller, Legehennenhalter, Packstellen, Brütereien und
Junghennenaufzucht haben sich den strengen KAT-Qualitätskriterien 
verpflichtet. Ziel von KAT ist, dass alle Systemteilnehmer sowohl in 
Deutschland als auch in anderen europäischen Ländern die festgelegten
Kriterien für die alternative Legehennenhaltung einheitlich umsetzen.
95 Prozent aller alternativen Haltungsformen, die für den deutschen 
Markt produzieren, sind an KAT angeschlossen.
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Dioxin im Futter 

Ukraine weist Vorwürfe deutscher Behörden zurück

Kiew - Im Skandal um Dioxin-belasteten Mais hat die Ukraine Vorwürfe deutscher Behörden zurückgewiesen, verseuchtes Hühnerfutter geliefert zu haben. 

[image: image43.jpg]



(Foto: agrarfoto.com)

Die Beschuldigungen beschädigten das Ansehen des Landes, das ein wichtiger Getreidelieferant sei. Das sagte Landwirtschaftsminister Nikolai Prisjaschnjuk nach Angaben der Kiewer Tageszeitung "Kommersant".

Ukraine will selbst Untersuchungen aufnehmen
"Wir werden alles dafür tun, dass die Behauptungen gestoppt werden." Die Ukraine werde selbst Untersuchungen aufnehmen. Der verseuchte Mais war nach deutschen Angaben im Winter von einem niederländischen Unternehmen von Nordrhein-Westfalen aus in mehrere Bundesländer verkauft worden. Ukrainische Experten wiesen darauf hin, dass der Giftstoff in der Landwirtschaft der Ex-Sowjetrepublik nicht verwendet werde.

2008 erhöhte Mineralöl-Werte in ukrainischem Sonnenblumenöl
"Anzunehmen, dass das Dioxin zufällig in den Mais gelangt ist, ist absurd", sagte der frühere Agrarminister Nikolai Polischtschuk. Es ist nicht das erste Mal, dass die Ukraine im Zusammenhang mit einem Lebensmittelskandal genannt wird. 2008 hatten Kontrolleure der Europäischen Union überhöhte Mineralöl-Werte in ukrainischem Sonnenblumenöl festgestellt.

Verkaufsstopp für betroffene Bio-Hühnerfarmen
Bio-Hühnerfarmen in mehreren deutschen Bundesländern, bei denen Testergebnisse noch ausstehen, dürfen vorsorglich weiterhin keine Eier verkaufen. Nach Angaben einer Sprecherin des Bundesministeriums für Verbraucherschutz wurde dioxinbelastetes Biofutter in mindestens acht Bundesländer geliefert. (dpa)

HAZ
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Rheinmetall

Rüstungsbetrieb in Niedersachsen erhält Agrarsubvention

Als die Landesregierung im vergangenen Jahr 1,15 Milliarden Euro Agrarsubventionen aus Brüssel in Niedersachsen verteilte, da gehörten nicht nur Landwirte zu den Empfängern des warmen Geldregens. Zum Beispiel auch der Rüstungskonzern Rheinmetall hat für seinen Schießplatz in Unterlüß bei Celle knapp 84.000 Euro aus dem Agrar-Fördertopf der Europäischen Union erhalten. 

84.000 Euro für Waldumwandlung: Rüstungskonzern Rheinmetall bei Celle. 

© dpa (Archivbild)

Die EU-Zahlungen sollen eigentlich das Einkommen der Landwirte stabilisieren und die ländliche Entwicklung fördern.

Aber unter anderem auch der Volkswagen-Konzern in Wolfsburg, ein Tochterunternehmen der Salzgitter AG, die Schnapsbrennerei Mast-Jägermeister AG aus Wolfenbüttel, Süßwarenhersteller, Stadtwerke, Hochschulen, Kreise und Gemeinden, die Betreiber von Ponyhöfen und Golfplätzen gehörten zu den Empfängern in Niedersachsen. Wer 2009 wie viele Subventionszahlungen erhalten hat, wird seit zwei Wochen im Internet veröffentlicht. Niedersachsen ist nach Bayern das zweitgrößte Empfängerland in Deutschland. 

Die Grünen im Landtag fordern die neue Landwirtschaftsministerin Astrid Grotelüschen (CDU) auf, sich bis Herbst für eine Neuordnung der Förderkriterien einzusetzen. „Als Agrarland Nummer eins muss Niedersachsen mehr dafür tun, dass die Umweltziele Kern der Subventionen werden“, sagt deren landwirtschaftspolitischer Sprecher Christian Meyer. Im Herbst beginnen die Verhandlungen für die Förderperiode von 2013 bis 2020.

Aus Sicht Meyers ist der Fall Rheinmetall exemplarisch dafür, dass die 56 Milliarden Euro, die Brüssel jedes Jahr in Europa ausschüttet, in die falschen Kanäle fließen. Das Geld müsse stärker an kleinbäuerliche Familienbetriebe gehen und die Förderkriterien sollten sich stärker an Umwelt- und Klimaschutzzielen orientieren, findet der Grüne: „Warum muss der Steuerzahler einen Rüstungskonzern subventionieren?“ Rheinmetall hat 2009 einen Umsatz von 3,4 Milliarden Euro gemacht. Ein Tochterunternehmen des Panzerherstellers, die Forstverwaltung Rheinmetall Waffen Munition GmbH in Unterlüß, hat die rund 80.000 Euro eigenen Angaben zufolge für die „Waldumwandlung von der Kiefernmonokultur hin zum Mischwald“ erhalten – ein legaler Zweck, der der Natur zugute kommt.

Am stärksten hat im vergangenen Jahr in Niedersachsen die Melasse Extraktion Frellstedt GmbH profitiert. Das Tochterunternehmen der Nordzucker AG im Kreis Helmstedt bekam beinahe zwölf Millionen Euro überwiesen. Unter den Top-20 der Empfänger befinde sich nicht ein landwirtschaftlicher Familienbetrieb, kritisiert Meyer. Hauptsächlich die großen fleischverarbeitenden Unternehmen, Deichverbände und Gemeinden erhalten die Millionensummen aus Brüssel. Auch Molkereien befinden sich unter den Top-20. Deren Geld sollte direkt an die Milchbauern fließen, findet Meyer.

Sogar eine Landesbehörde gehört zu den Hauptprofiteuren in Niedersachsen: Der Niedersächsische Landesverband für Wasserwirtschaft in Norden, eine Behörde von Umweltminister Hans-Heinrich Sander (FDP), hat beinahe 3,5 Millionen Euro Subvention aus Brüssel erhalten. Sanders Behörde liegt damit auf Platz sechs der Spitzenempfänger in Niedersachsen.

﻿Die Subventionssuche im Internet unter: www.agrar-fischerei-zahlungen.de
[Karl Doeleke] 

Botulismus 

Schweizer Bauer
10.5.2010

Zusammenhang zwischen Botulismus und Biogas-Gärsubstrat?

Der vermutete Zusammenhang zwischen Clostridium botulinum-Toxikosen bei Milchkühen und der Ausbringung von Gärresten aus Biogasanlagen auf landwirtschaftliche Nutzflächen muss nach Einschätzung von Tierärzten besser untersucht werden.
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»Meinungen zum Thema

 


»Kommentare zum Artikel

Neu in Tiergesundheit:

· Zusammenhang zwischen Botulismus und Biogas-Gärsubstrat?
· Maul- und Klauenseuche weitet sich in Japan aus
· Halter der 65 toten Schafe hatte Verbot für Schweinehaltung
· In Südkorea breitet sich die Maul- und Klauenseuche aus
· Geringe PCB-Belastung und gesunde Fische in Luzerner Gewässern
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Angesichts eines zunehmenden Auftretens der Erkrankung in deutschen Milchviehställen sollten Politik und Industrie Forschungsgelder für die Abklärung von Verdachtsmomenten bereitstellen, fordern Experten in der sogenannten „Göttinger Erklärung“ anlässlich der 9. Haupttagung der Agrar- und Veterinär-Akademie (AVA), die mit mehr als 500 Teilnehmern im März in Göttingen stattfand. 

In Biogasanlagen könnten sich pathogene Clostridien beim Aufschluss der Gärsubstrate vermehren, und zwar auch dann, wenn eine Hygienisierung bei 70 °C stattfinde. In der Folge seien die Gärreste aus Biogasanlagen zu erheblichen Teilen mit den pathogenen Bakterien belastet, heißt es in der Erklärung. Durch das Ausbringen dieser Gärreste auf Grünland- oder Ackerflächen könnten die Keime ins Futter gelangen und zu einer Ansteckung der Tiere führen. Im Bestand zeige sich ab Erreichen bestimmter Erregerkonzentrationen ein chronischer Botulismus, der unter anderem mit Lähmungen einhergehe. Darüber hinaus könnten sich auch die Halter und Betreuer der Milchkühe mit dem Keim infizieren. Ehe eventuell bestehende Zusammenhänge mit der Erkrankung geklärt seien, sollten keine Gärreste aus Biogasanlagen auf Grünland verteilt werden, empfehlen die Veterinäre. Besonders ansteckend seien ferner Hühnergülle und Schlachtabfälle beziehungsweise Lebensmittelreste, die natürlicherweise große Mengen an Clostridium botulinum enthielten. 

Top news

	Botulismus und Biogas-Gülle: Zusammenhang klären![image: image48.png]
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Tierärzte fordern dazu auf, das Krankheitsbild Botulismus genauer zu erforschen – insbesondere im Hinblick auf eine mögliche Übertragung durch Biogas-Gülle. Das wurde auf der Haupttagung der Agrar- und Veterinär-Akademie (AVA) deutlich. 

Denn Gärreste aus Biogasanlagen seien zu erheblichen Teilen mit pathogenen Clostridien, auch Clostridium botulinum, kontaminiert. Durch das Ausbringen dieser Gärreste auf Futterflächen würden Clostridien in das Siliergut und somit auch in das Tierfutter gelangen. Das hat nach Aussage der Tierärzte wiederum zur Folge, dass sich die Erregerkonzentration im Tierkörper erhöhe bis schließlich das klinische Bild des chronischen Botulismus mit Lähmungen sichtbar sei. 

Möglich sei unter diesen Umständen auch, dass sich die Tierhalter bzw. Tierbetreuer und Tiermediziner mit dem Erreger infizieren. Deshalb müsse das gesundheitliche Risiko, das von Biogasanlagen ausgehe, von den politisch und wirtschaftlich Verantwortlichen zur Kenntnis genommen werden.   



	


In Bauer Schieles Stall wartet der Tod

Artikel aus der STUTTGARTER ZEITUNG vom 21.04.2010 

Ernährung Bakterien raffen auf einem Hof bei Gerstetten seit Jahren Rinder dahin. Niemand weiß Rat. Von Rüdiger Bäßler
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Wäre der Erreger sichtbar, dann könnte man wenigstens auf ihn einschlagen, mit Feuer schleudern, irgendetwas tun, das hilft, der Wut ein Ventil zu schaffen. Was sich offen zeigt, ist aber nur die Angst. Sie steht im Gesicht von Annette und Klaus Schiele, wenn sie von ihren vier Kindern erzählen. Wenn eines von ihnen Durchfall bekommt oder Magenschmerzen, oder wenn der Blutdruck absackt, dann flackert der immer gleiche Panikgedanke in dem Ehepaar hoch. Kann, was seit 2001 dem Vieh widerfährt, auch die eigene Familie treffen?

Gut hundert Kühe und Kälber sind dem Landwirtspaar bisher weggestorben, wenn dieser Artikel erscheint, werden es wohl einige mehr sein. Mit höchster Wahrscheinlichkeit sind die Tiere an einem Krankheitsbild namens viszeraler Botulismus verendet, dessen Auslöser das Bakterium Clostridium botulinum ist (siehe Begleittext). Mit ebenso hoher Wahrscheinlichkeit sind die Schieles daran unschuldig.

Lange hatte sich auf dem idyllisch gelegenen Alb-Hof von Erpfenhausen in der Gemeinde Gerstetten (Kreis Heidenheim) niemand für das Rohr interessiert, das seit den 70er-Jahren auf einem Feldstück etwa zwei Kilometer entfernt aus der Erde ragte und die behördliche Bezeichnung Überlaufschacht Nr. 41a trug. Wenn Gewitter tobten und die Gemeindekanalisation an ihre Grenze kam, ergoss sich hier Abwasser ins Freie. Die Reste von Klopapier und anderen zivilisatorischen Hinterlassenschaften auf ihrem Feld nahmen die Schieles hin.

Bis das Sterben im Stall begann.

Annette (37) und Klaus Schiele (41) sitzen vor zwei dicken Aktenordnern, die sich gefüllt haben mit Briefen, Gutachten, Strafanzeigen und Aktenvermerken der Gemeinde Gerstetten, des Umwelt-, Gesundheits- und Veterinäramts des Landratsamtes Heidenheim, der baden-württembergischen Tierseuchenkasse, der Staatsanwaltschaft Ellwangen, des Gerichts. Mit Hilfe eines Anwalts zwang das Ehepaar die Behörden zur Aufklärung. Im März 2007 urteilte der vom Ellwanger Gericht bestellte Waiblinger Experte Wolfram Kassner in einem Gutachten, durch das Abwasser aus dem Regenauslass sei "eine Botulismus auslösende bakterielle Bodenbelastung zu befürchten". Kassner bemerkte außerdem, für den Überlauf sei "die wasserrechtliche Genehmigung bereits seit über zwölf Jahren abgelaufen".

Weder bei der Gemeinde Gerstetten noch bei der Dienstaufsicht führenden Kreisbehörde hatte sich daran jemand gestört. Im Jahr 2008 wurde das Rohr endlich geschlossen, das Gras auf dem betroffenen Flurstück hatten die Schieles schon längst nicht mehr ihren Tieren gefüttert. Doch nichts besserte sich. Im Gegenteil.

Klaus Schiele geht durch seinen Stall, den er 1996 ausgebaut und vergrößert hat. Für 130 Tiere sind die Boxen und Anlagen ausgelegt, viele Plätze sind leer. Schiele zeigt auf eine Kuh mit einem Abszess am Bein, deutet auf die Beinfehlstellung bei einem anderen Tier, beschreibt, wie er immer wieder morgens Kälber im Stroh liegend findet, die flach atmen und nicht mehr aufstehen werden. "Wahrscheinlich ist der ganze Betrieb verseucht", sagt er matt. Was vermutlich passiert ist, beschrieb 2008 erneut der Gerichtsgutachter Kassner in einem erweiterten Gutachten, bei dem weitläufig Bodenproben genommen wurden. Ergebnis: "Vermutlich wurde die Clostridienkalamität zunächst durch die Verwertung von Grünfutter abwasserbelasteter Flächen ausgelöst. Danach kann die Gülleverwertung (. . .) auch zur Kontamination anderer Flächen geführt haben."

Ohne es zu ahnen, haben die Schieles beim Düngen ihrer rund hundert Hektar umfassenden Felder den Erreger wohl überallhin verstreut. Klaus Schiele hat sich gut informiert. Kein Frost, keine Hitze kann die Bazillen töten. "Die überleben in der Erde tausend Jahre." Botulinum-Keime, die kolonisieren und einen tödlichen Vergiftungskreislauf in Gang setzen? Ja, das ist möglich, das hat in einer Studie auch die veterinärmedizinische Fakultät der Universität Leipzig nachgewiesen. Die Heidenheimer Kreisbehörde taktiert noch. Nicht zuletzt geht es um Schadenersatzforderungen der Schieles, die sich auf 300 000 Euro summiert haben. Thomas Reinhardt, der Stellvertreter des Landrats, sagt zur Todesursache Botulismus: "Wir machen noch ein Fragezeichen dahinter. Bisher ist kein einziges totes Tier untersucht worden."

Er verweist auf die Tierseuchenkasse in Stuttgart, die ein Sanierungskonzept für den Schiele-Hof erstellt habe. Bei der Kasse gibt es dazu mit Hinweis auf die auch für Tierärzte geltende Schweigepflicht keine Auskunft. Auch nicht zu einem Antrag der Schieles auf außerplanmäßige Hilfe. Die Behörden verschanzen sich nicht zuletzt hinter dem Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), das 2004 über den viszeralen Botulismus schrieb, es bestehe dringender Forschungsbedarf. Bis dahin könne nicht von einem eigenständigen Krankheitsbild beim Tier "und womöglich dem Menschen" gesprochen werden.

Bauer Schiele erinnert sich gut an die Kontrollbesuche der vergangenen Jahre. "Mal waren die Klauen falsch geschnitten, dann die Boxen falsch, dann die Laufflächen. Mal hatten wir die falsche Rinderrasse, dann die Kühe mit den falschen Bullen angepaart." In ihrem Wohnzimmer drehen die Schieles den Prospekt eines Chemieherstellers in den Händen, er preist einen Wirkstoff an, mit dem Grünfutter besprüht werden kann und der Keime bindet. Sie werden es ausprobieren, auch wenn das Mittel teuer ist. "Wenn ich aufgebe, haben die gewonnen", sagt Klaus Schiele. Sein ältester Sohn will Bauer werden, er steht im ersten Lehrjahr. "Es könnte alles so schön sein", sagt Mutter Annette.

Öffentliche Debatte über die Zukunft der EU-Agrarpolitik
"Die Gemeinsame Agrarpolitik ist nicht nur Sache der Spezialisten. Sie geht alle EU-Bürger an“. Mit diesen Worten hat EU-Agrarkommissar Dacian Ciolos kürzlich eine öffentliche Debatte über die Zukunft der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) in der Europäischen Union angestoßen. „Ich erwarte die Reaktionen und Diskussionsbeiträge der Landwirte, aber auch der Umweltschutzverbände, der Verbraucher und der Tierschutzorganisationen. Wir müssen diese Diskussion so offen wie möglich führen“, so Ciolos weiter.
An der im Internet unter www.ec.europa.eu/agriculture/cap-debate stattfindenden Debatte kann sich jeder EU-Bürger bis zum 3. Juni 2010 beteiligen. Folgende Fragen werden gestellt: Warum benötigen wir eine gemeinsame europäische Agrarpolitik? Was erwarten die Bürger von der Landwirtschaft? Warum muss die GAP reformiert werden? Welches Instrumentarium benötigen wir für die GAP von morgen? Im Juli 2010 veranstaltet die Europäische Kommission eine Konferenz, um die eingegangenen Beiträge und die öffentliche Diskussion auszuwerten.
Die Ideen werden anschließend in eine Mitteilung über die Zukunft der Agrarpolitik nach 2013 einfließen, die Ende des Jahres von der EU-Kommission vorgelegt wird.
Netzwerk Bauernhoefe statt Agrarfabriken 

Gemeinsame Pressemitteilung vom 29. April 2010

 EU-Agrarsubventionen konterkarieren Tierschutz und regionale Entwicklung 

 Berlin/Plön: Die deutschen Ernährungskonzerne, die im Jahr 2009 die höchsten Subventionen aus Brüssel erhielten, missachteten oftmals den Tierschutz und produzierten Lebensmittel vielfach unter sozial und ökologisch fragwürdigen Bedingungen. Diese Kritik richtete das Netzwerk "Bauernhöfe statt Agrarfabriken" - ein Zusammenschluss verschiedener Umwelt- und Tierschutzverbände sowie von Bürgerinitiativen - an die heute in Plön (Schleswig-Holstein) stattfindende Länderagrarministerkonferenz. Die vor wenigen Tagen veröffentlichten EU-Agrarsubventionen zeigten, dass die meisten Gelder aus der sogenannten ersten Säule an die Milch- und Fleischindustrie gingen. Weit weniger erhielten jene bäuerlichen Betriebe, die sich stärker um den Umwelt- und Tierschutz bemühten. Das Netzwerk forderte Bundeslandwirtschaftsministerin Ilse Aigner und die Länderagrarminister auf, die dringend erforderliche grundlegende Reform der EU-Agrarpolitik nicht länger zu blockieren.

 Zu den "Top Ten" der deutschen Subventionsempfänger gehörten auch mehrere Firmen aus Norddeutschland. Der Konzern "Nordmilch" aus  Hamburg etwa erhielt 2009 die Höchstsumme von 51 Millionen Euro, obwohl er 2008 372 Arbeitsplätze abgebaut habe. Auch der hamburgische Milchexporteur „Eximo“, eine Tochter des österreichischen Nahrungsmittelkonzerns „Vivatis“,  bekam 14,8 Millionen Euro. Weder Milchbauern, die Region, noch der Umwelt- und Tierschutz profitierten davon.

 Mit über 50 Prozent Anteil an der Landesfläche in Deutschland habe die Landwirtschaft eine große Verantwortung für den Erhalt der Artenvielfalt. Die intensive Landwirtschaft sei außerdem für etwa 13 Prozent der Treibhausgasemissionen verantwortlich. Unter anderem wegen seiner fehlgeleiteten Agrarpolitik werde Deutschland anvisierte Ziele im Klima- und Artenschutz voraussichtlich verfehlen, so die Verbände. Erforderlich sei stattdessen die konsequente Förderung des ökologischen Landbaus. Das Regierungsziel von 20 Prozent Ökolandbaufläche liege noch in weiter Ferne. Derzeit hätten ökologisch bewirtschaftete Flächen lediglich einen Anteil von knapp sechs Prozent. In  Schleswig-Holstein seien es gerade mal drei Prozent. 

 

Das Netzwerk "Bauernhöfe statt Agrarfabriken" appellierte an die Agrarministerkonferenz, nachvollziehbare und dem Gemeinwohl nützende agrarpolitische Ziele zu entwickeln und entsprechende Instrumente und Maßnahmen zu benennen. Die Initiative forderte zudem faire Marktregeln und klare Kennzeichnungsregelungen für Lebensmittel aus artgerechter Tierhaltung. Künftig müssten Verbraucher Fleisch aus der Massentierhaltung ebenso gut erkennen können wie heute schon die Käfigeier. 

 Die Verbände lobten den Vorschlag von Schleswig-Holsteins Agrarministerin Juliane Rumpf, Gelder der ersten Säule der Europäischen Agrarpolitik daran zu binden, dass Betriebe fünf bis sieben Prozent ihrer Flächen mit Hecken, auch „Knicks“ genannt,  Blühstreifen oder Wasserbiotopen ausstatteten. Dies sei ein begrüßenswerter Beitrag zum Arten-, Klima- und Gewässerschutz. Bundesministerin Aigner und die anderen Länderagrarminister seien nun gefordert, weitere Vorschläge für die Sicherung des Grünlands und die Ausweitung der tiergerechten Haltung vorzulegen.
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Saarbrücker Zeitung

Kritik an Bio-Obst aus Übersee

Die verstärkte Produktion regionaler Bio-Waren soll das ungehemmte Wachstum der Branche ersetzen: In der Kritik an der Globalisierung der Ökobranche waren sich die Experten bei einer Debatte einig.

Von SZ-Redakteur Dietmar Klostermann
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SZ-Themenalarm 

Ich möchte an diesem Thema dranbleiben. Wenn es Neues dazu gibt, senden Sie mir bitte kostenlos einen Alarm:

E-Mail: [image: image56.wmf]
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Kommt dieser Bio-Apfel vom Bauern im Nachbardorf oder aus Australien? dpa 

Saarbrücken. Die Euphorie über das rasante Wachstum der Bio-Branche in Deutschland und Europa in den vergangenen 20 Jahren scheint verflogen, Ernüchterung macht sich breit. Diesen Eindruck konnten jetzt die Zuhörer einer Podiumsdiskussion unter dem provokanten Titel „Die Biolüge oder: wie Bio seinen Ruf verliert“ im Saarbrücker Schloss gewinnen, zu der die der Linkspartei nahestehenden Einrichtungen Rosa-Luxemburg-Stiftung Saar und Peter-Imandt-Gesellschaft eingeladen hatten. 

„Was nützt es, wenn in Afrika ökologische und fair gehandelte Schnittblumen für Europäerinnen angebaut werden, aber gleichzeitig nicht genug Anbauflächen bereit stehen, um die Bevölkerung zu ernähren?“, zog der Bielefelder Bio-Berater Detlef Stoffel, ein Pionier der Bioladen-Bewegung, in seinem Vortrag den sozialen Wert von Bio-Siegeln in Zweifel. Stoffel plädierte für eine Rückbesinnung auf regionale Produkte, zu denen der Verbraucher das meiste Vertrauen habe.

Bio-Birnen aus Argentinien?
Dem Ruf nach einer Stärkung der regionalen Produkte schlossen sich alle Podiumsteilnehmer an. Bioland-Bauer Manfred Nafziger aus Contwig sagte, er sei in einem ständigen Konflikt, ob er in seinem Hofladen Bio-Birnen aus Argentinien anbieten solle. Die Transportwege mancher Bio-Waren sind tausende Kilometer lang, nicht eben günstig fürs Klima. Gleichzeitig schilderte Nafziger, wie schwer es regionale Produkte gegen die Konkurrenz des Weltmarkts haben. 

„Ich baue Hirse an, kann die Hirse aber nicht verkaufen, weil der Handel viel billigere Bio-Hirse aus China nimmt. Also verkaufe ich die Hirse an Hundefutter-Produzenten und erziele dabei einen guten Preis. Dadurch bekommen eben Hunde unsere gute Bioland-Hirse“, so Nafziger. Der Bioland-Bauer war der einzige, der darauf hinwies, dass mit der regionalen Produktion allein der Hunger der Saarländer keinesfalls zu stillen ist. So werde etwa nur drei Prozent des Schweinefleisches, dass an der Saar verzehrt wird, auch hier produziert.

Discounter als Kunden der Bio-Bauern
Die vom Bundesernährungsministerium 2004 zur Bio-Spitzenköchin ernannte Sigrun Essenpreis vom Landgasthof Paulus in Nonnweiler-Sitzerath schilderte ihre Probleme mit den Beamten aus Berlin, die ihr den Titel Bio-Spitzenköchin jetzt wieder abnehmen wollten. „Wir verarbeiten zum Beispiel Limousin-Rinder, die stehen 18 Monate auf einer Weide vier Kilometer von unserem Restaurant entfernt. Die bekommen nur Futter von dort und werden dort auch geschlachtet. Da brauche ich kein Bio-Zertifikat“, sagte Essenpreis energisch, die sich selbst den Namenszusatz „EH“ gegeben hat – „ethische Hedonistin“. 

„Wir haben ein lustvolles Leben, mit einem eigenen Garten beim Restaurant. Dort habe ich das Gefühl, als habe ich Urlaub“, tat Essenpreis begeistert ihre Philosophie kund. Roland Röder (Aktion 3. Welt Saar) griff die Groß-Molkerei Hochwald in Thalfang/Hunsrück an, die trotz Subventionen immer noch keine Bio-Linie habe. „Biobauern aus dem Saarland müssen deshalb ihre Milch nach Belgien liefern“, sagte Röder. Trotz aller Kritik an den Discountern sah Monika Böhme (BUND) auch eine Chance im Verkauf von Bio-Produkten bei Aldi, Lidl und Co. „Viele Menschen, die nie einen Bio-Laden betreten würden, sehen so erstmals Bio-Waren. Das ist auch eine Chance“, so Böhme. 


Beitrag vom: 08.05.2010, 00:01
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Vortrag und Diskussion mit Detlef Stoffel am Donnerstag 6. Mai 2010 in Saarbrücken
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Donnerstag 6. Mai 2010 im Schloss Saarbrücken - Beginn 14 Uhr - Foto: SaarKurier

Saarbrücken – Zunehmend klaffen bei biologischen Lebensmitteln Theorie und praktische Umsetzung auseinander. Bis auf wenige Ausnahmen stehen die sich heute dem biologischen Landbau zurechnenden Betriebe in punkto agroindustrieller Arbeitsweiseden konventionell wirtschaftenden nicht nach. Auch mit organischem Dünger lässt sich fruchtbares Grünland kaputtwirtschaften.

Und selbst die Vermarktung von Bio-Lebensmitteln gleicht immer mehr denen des konventionellen Handels. Ein erbarmungsloser Preiskrieg zwingt viele Pionierarbeit leistende Bioläden zur Aufgabe oder ganze Biohöfe in die Pleite.

Dabei hatte man den Verbrauchern eine Agrarwende versprochen, bei der die Landwirte faire Preise erhalten, wenn sie dafür hochwertige Lebensmittel produzieren. Doch angesichts der Flut von Bio-Convenience-Produkten oder Bio-Packungssuppen muss die Frage gestellt werden, ob das unter der ehemaligen Landwirtschaftsministerin Renate Künast initiierte Bio-Siegel eine glatte Biolüge ist.

Schon heute sinkt das Vertrauen in importierte Bio-Lebensmittel, die nur
dank prekärer Arbeitverhältnisse in der so genannten 3. Welt konkurrenzfähig sind. Vom Energieaufwand für deren Transport in den heimischen Supermarkt ganz zu schweigen.

Nach einem Impulsreferat durch Detlef Stoffel diskutieren regionale und überregionale Fachleute und Verbandsvertreter, welche Herausforderungen auf die heimische, regionale Landwirtschaft zukommen.

Donnerstag 6. Mai 2010
Schloss Saarbrücken
Beginn 14 Uhr

In Zusammenarbeit mit BUND-Saar, Bioland Rheinland-Pfalz/Saarland e.V., Roland Röder, Aktion 3. Welt Saar, ATTAC-Saar u. a.

Zur Person:

Detlef Stoffel gilt als Mitinitiator der Naturkostbewegung in Deutschland. 1977 Eröffnung seines ersten Naturkostladens in Bielefeld. Aufsichtsrat der NATURATA. Später Gründung der Firma Marketing für Naturkost, Berlin, gemeinsam mit anderen Regionalgroßhändlern. Ab 1998 Gründungsmitglied und Gesellschafter der Naturkost West GmbH (Regionalgroßhandel Naturkost/Naturwaren). Seit 2001 arbeitet Stoffel als selbständiger Berater, Projektmanager hauptsächlich tätig für Arche Naturkost, beauty & nature concepts AG, Biogarten, Löwenzahn Einzelhandel.

Rosa Luxemburg Stiftung/Regionalbüro Saarbrücken
Verantwortlich: Patric Bies
Futterstraße 17-19
66111 Saarbrücken

AgE 19/2010

ISN-Vorsitzender Dierkes: CO2-Diskussion bei Fleischverzehr ist produktionsfeindlich
BERLIN. Mit einer klaren Positionierung zu den Themen Biogas und Klimawandel hat der Vorsitzende der Interessengemeinschaft der Schweinehalter Deutschlands (ISN), Heinrich  D i e r k e s , den Parlamentarischen Abend seiner Organisation geprägt. „Die Biogassubventionierung verjagt marktorientierte Schweinehalter vom Acker“, sagte Dierkes am vergangenen Mittwoch in Berlin mit Blick auf die Pachtpreisentwicklung in Veredlungsregionen. Die derzeitige Stromvergütung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) für Biogasanlagen reiche aus, um Pachtpreise in Größenordnungen von 600 Euro bis 700 Euro je Hektar zu ermöglichen, ohne die eigentliche Stromproduktion wirtschaftlich zu gefährden. Der ISN-Vorsitzende befürchtet auch den Verlust von Arbeitsplätzen. Für 2,5 MW stelle der Energieversorger keine neue Arbeitskraft ein, in der Schweinehaltung gingen aber viele Arbeitsplätze bei der Zucht und Besamung, beim Landhandel, in den Schlachthöfen und bei den Handwerkern verloren. Kritisch positionierte er sich in der Klimadebatte. Die andauernde Diskussion um die Klimabelastung durch die Fleischproduktion und den Fleischverzehr belaste die Branche insgesamt. Die CO2-Diskussion sei produktionsfeindlich. Niedersachsens neue Landwirtschaftsministerin Astrid  G r o t e l ü s c h e n  betonte die Bedeutung der Schweineproduktion für die niedersächsische Agrarerzeugung. Die Ernährungswirtschaft habe sich auch in der Wirtschaftskrise als stabilisierender Faktor erwiesen. Überschattet war der diesjährige Parlamentarische Abend der ISN vom Boykott der Oppositionsparteien im Bundestag, die nach einer Wahlempfehlung der ISN für die CDU bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen ihre Teilnahme abgesagt hatten. Zu verkraften hat die ISN auch den Abgang ihres Geschäftsführers Detlef  B r e u e r , der vor rund zwei Wochen vom ISN-Vorstand vor die Tür gesetzt worden war. AgE

Dioxin in Bioeiern löst Kettenreaktion aus
Lidl nimmt bundesweit alle Ökoeier aus dem Sortiment - Laut BfR stellten ermittelte Gehalte keine akute Gesundheitsgefahr dar - Betriebe gesperrt - Futtermittel aus Holland mit Herkunft Ukraine vermutlich Quelle der Kontamination - AbL: Bedenkliche agrarindustrielle Entwicklungen in einigen Bereichen des Ökolandbaus 
HANNOVER/BONN. Nach offenbar vereinzelten Kontaminationen von Bioeiern aus Niedersachsen durch belastete Import-Futtermittel hat der Discounter Lidl bundesweit sämtliche Ökoeier aus dem Sortiment genommen. Das Unternehmen begründete diesen Schritt am vergangenen Freitag mit vorbeugendem Verbraucherschutz. Zuvor hatte das Landwirtschaftsministerium in Hannover die Dioxinbelastung von Eiern bestätigt. In Niedersachsen bezogen demnach 19 der insgesamt 150 ökologisch wirtschaftenden Legehennenbetriebe mit Dioxin belastetes Futter. Mit Dioxin kontaminiertes Futtermittel sei über die Niederlande nach Deutschland geliefert worden. Als vermutliche Ursache sei ein aus der Ukraine stammender Maismehlanteil identifiziert worden. Zugleich verwies das Agrarressort auf eine Untersuchung des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR) wonach die ermittelten Dioxingehalte keine akute Gesundheitsgefahr für die Verbraucher darstellen. Eine langfristige Aufnahme solcher Schadstoffmengen sei aber nicht akzeptabel. Der Geschäftsführer des Vereins für kontrollierte alternative Tierhaltungsformen (KAT), Caspar  v o n  d e r  C r o n e , erklärte angesichts der Krise: „Bioeier, die der Handel anbietet, sind von einwandfreier Qualität.“ Die betroffenen Betriebe seien sofort gesperrt worden. 
Weg der Verschmutzung nachgezeichnet
Wie KAT erläuterte, haben alle Betriebe mit auffälligen Werten Biofutter vom Werk Harreveld des Herstellers ForFarmers bezogen. Dieser habe sofort Untersuchungen über die möglichen Gründe für die Belastung eingeleitet. Futter, Einstreu, Boden und Trinkwassereinsätze seien analysiert worden. Dabei habe ForFarmers erhöhte Werte von Dioxin im Futter festgestellt. Diese gingen auf eine Ökomaispartie zurück, erläuterte KAT. Die Produktion im Futtermittelwerk Harreveld bleibe gesperrt. Daneben seien alle Biolegebetriebe, die von diesem Werk Biofuttermittel bezogen hätten, gesperrt worden. Zwei Höfe habe man aufgrund weiterer Untersuchungen und inzwischen vorliegender Analyseergebnisse bereits wieder freigegeben. Darüber hinaus seien vorsorglich Probeziehungen bei weiteren KAT-Betrieben veranlasst worden. Es bestehe keine Gefahr für die Gesundheit der Verbraucher, unterstrich von der Crone. Ferner gelte für Eier eine niedrigere Dioxin-Norm als für andere Lebensmittel. So sei in Fisch beispielsweise ein im Vergleich wesentlich höherer Dioxingehalt gesetzlich zulässig.
Warnung vor „Billig-Bio“
Ein erneutes Inverkehrbringen von Eiern aus den betroffenen Betrieben erfolge erst nach einer Untersuchung, mit der nachgewiesen werde, dass Eier keine Belastung mit Dioxinen über der rechtlich festgelegten Höchstgrenze hinaus aufwiesen, betonte das Agrarressort in Hannover, wo die neue Ressortchefin  Astrid  G r o t e l ü s c h e n  sich gleich in ihrer zweiten Arbeitswoche als Krisenmanagerin bewähren musste. Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) sieht bedenkliche agrarindustrielle Entwicklungen in einigen Bereichen des ökologischen Landbaus. „Die Verbraucher erwarten bei Bioeiern nicht nur eine artgerechte Haltung, sondern auch die Fütterung mit betriebseigenen oder heimischen Futtermitteln“, erklärte AbL-Sprecher Eckehard  N i e m a n n . Wenn sich auf dem Biomarkt und bei den Zulieferern neben bäuerlichem Bio zunehmend auch eine Sparte Billig-Bio oder sogar Agrarindustrie-Bio etabliere, dann gerate das gesamte Image des Biolandbaus und auch der bäuerlich wirtschaftenden Biobetriebe in Gefahr. AgE

Klondebatte nimmt Fahrt auf
Umweltexperten des Europaparlaments halten fraktionsübergreifend an Moratorium fest - Eigenständige Regelung gefordert - Dalli verweist auf Bericht zum Jahresende - Zulassungsverfahren für Nanotechnik - Gentechnikkennzeichnung für tierische Erzeugnisse - Dossier zur Novel-Food-Verordnung geht jetzt in die Trilogverhandlungen - Studie der Grünen hebt Bedeutung der Kontrolle von Züchtungsmaterial hervor
BRÜSSEL. Der Umweltausschuss des Europäischen Parlaments hat den Ruf nach einem vorläufigen pauschalen Vermarktungsverbot für Produkte von geklonten Tieren und deren Nachkommen erneuert. Nach dem Willen der Abgeordneten soll ein solches Moratorium solange in Kraft bleiben, bis eine eigenständige EU-Regelung zum Umgang mit der Klontechnik im Nutztierbereich gefunden wurde. Am Dienstag vergangener Woche votierte der Ausschuss fast geschlossen gegen Pläne der Europäischen Kommission, das Klonen über die Verordnung zu neuartigen Lebensmitteln abzudecken. Auch den Mitgliedstaaten schossen die Parlamentarier damit vor den Bug. Der Ministerrat fordert zwar ebenfalls einen separaten Legislativvorschlag von der Kommission, will aber in der Zwischenzeit die Zulassung bestimmter Verfahren nach Prüfung durch die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) nicht von vorneherein verbauen. EU-Gesundheitskommissar John  D a l l i  erinnerte vor den Ausschussmitgliedern daran, dass er noch vor Jahresende einen Bericht über die Optionen für das weitere Vorgehen vorlegen wolle. „Ich habe die Absicht, gegenüber dem Klonen einen klaren und konsistenten Ansatz zu verfolgen“, so Dalli. Dabei wolle er den unterschiedlichen Interessen innerhalb der EU vollumfänglich Rechnung tragen. Der Grünen-Europaabgeordnete Martin  H ä u s l i n g  präsentierte im Vorfeld der Abstimmung eine Untersuchung, mit der die Nachteile der Klontechnik für Tiere und Verbraucher untermauert werden sollen.
Verbraucherschutz erhöht
Ferner verlangte der Umweltausschuss ein spezielles Zulassungsverfahren für Lebensmittel, die nanotechnisch veränderte Inhaltsstoffe enthalten, sowie die verpflichtende Kennzeichnung der Produkte von Tieren, die gentechnisch verändertes Futter erhielten. Begrüßt wurde der Ausgang der Abstimmung unter anderem von der SPD-Abgeordneten Dagmar  R o t h - B e h r e n d t . Sie bezeichnete das Ergebnis als großen Fortschritt für den Verbraucherschutz. Die Überarbeitung der Novel-Food-Verordnung befindet sich im Hohen Haus in der Zweiten Lesung. Unter die Regelung fallen alle Nahrungsmittel, die in der EU als nicht traditionell gelten und nach Mai 1997 erstmals auf den EU-Markt gelangten. Jetzt müssen die - hinter verschlossenen Türen stattfindenden - Triloggespräche zwischen Parlament, Kommission und Rat den Durchbruch bringen, wenn die Parteien den Vermittlungsausschuss vermeiden wollen. Die Plenumsabstimmung über einen Kompromisstext ist für Anfang Juli vorgesehen, das Votum im Ministerrat nach der Sommerpause. Beobachter wollen jedoch nicht ausschließen, dass sich der Zeitplan verzögert.
Markt nicht überstürzt freigeben
Dr. Christoph  T h e n  vom gemeinnützigen Institut testbiotech in München betonte als Autor der Studie „Cloned farm animals - a ‚killing application’?“ (Geklonte Nutztiere - eine ‚tödliche Anwendung’?), das Interesse der kommerziellen Züchtung gelte vorrangig dem Klonen von Rindern, in geringerem Umfang auch von Schweinen. Für die USA gehe man von rund 600 geklonten Rindern aus. Die Zahl der Nachkommen könne sich aber leicht auf mehrere Tausend belaufen. Gemeinsam mit Häusling kritisierte er vor Journalisten den Ansatz der Europäischen Kommission, das Thema Klonen in die Novel-Food-Verordnung zu packen. Der größte Anwendungsbereich der Technik liegt dem Veterinär zufolge nämlich nicht in der unmittelbaren Vermehrung von Nutztieren, sondern in der Kopierung einzelner Zuchttiere zwecks Gewinnung von Sperma und Embryonen. Das setze aber vor den Vorschriften zu neuartigen Lebensmitteln an. Häusling und Then plädierten nachdrücklich für eine separate Regelung, die auch den Import und die Vermarktung von Zuchtmaterial berücksichtigt. Sie kritisierten insbesondere das Fehlen von Transparenz und Rückverfolgbarkeit. Die EU importiere jährlich Bullensperma im Wert von 23 Mio $ (17,4 Mio Euro) aus den USA. Es sei sehr wahrscheinlich, dass Material von geklonten Tieren bereits auf den europäischen Markt gelangt sei, da die Behörden Lieferungen nicht darauf kontrollierten. Bis zur Verabschiedung einer eigenen Vermarktungsregelung müsse übergangsweise ein absolutes Klonverbot gelten. „Wenn man jetzt den Markt freigibt, kann man die Entwicklung später nicht zurückdrehen“, warnte Häusling. Es gebe überhaupt keinen Anlass, ein Zulassungsverfahren für Klontechniken zu überstürzen. 
Nebeneffekte unkontrollierbar
Then bezifferte die Erfolgsquote von Klonierungen auf lediglich 10 %. Im Prozess gebe es zahlreiche Nebeneffekte, die weder vorhergesagt noch kontrolliert werden könnten. Durch das Verfahren entstandene Gendefekte könnten an natürliche Nachkommen weitergegeben werden, wie Tierversuche belegten. Wenn dies an Nutztieren bislang kaum beobachtet worden sei, liege es höchstwahrscheinlich an der geringen Zahl untersuchter Fälle. Der Greenpeace-Berater warnte davor, dass sich solche „epigenetischen Störungen“ in Tierbeständen großflächig ausbreiten und zu massiven Einbußen für die Tierproduktion und die Landwirtschaft führen könnten. Selbst in Abwesenheit solcher Schäden führe das Klonen zu einer Verringerung der genetischen Vielfalt. Die Technik könne damit bestehende Zuchtprobleme wie eine höhere Krankheits- und Stressanfälligkeit der Tiere noch verschärfen. Then räumte ein, dass es hinsichtlich der Lebensmittelsicherheit bislang kein klar umrissenes Risiko gebe. Beispielsweise könnten beobachtete Änderungen in der Milchzusammensetzung nicht eindeutig auf das Klonieren an sich zurückgeführt werden. Andererseits begünstige eine geringere Abwehrkraft der Tiere eventuell die Übertragung von Viren auf den Menschen durch Nahrungsmittel. Dessen ungeachtet seien scharfe Vorschriften für die Rückverfolgbarkeit, Trennung und Registrierung von kloniertem Material jedoch schon allein aus Tierschutzgründen notwendig. AgE
Umrechnungskurs: 1 $ = 0,7556 Euro

Le Maire warnt vor deutscher Konkurrenz
Frankreichs Landwirtschaftsminister fordert unverzüglich geeignete Wirtschaftsinstrumente, um „mit identischen Waffen wie unsere Nachbarn zu kämpfen“ - Wachsende Importe aus dem EU-Nachbarland bereiten Sorge - Schweinebranche bestätigt bedrohliche Marktposition Deutschlands
PARIS. Frankreichs Landwirtschaftsminister Bruno  L e  M a i r e  ist besorgt über die bedrohliche Konkurrenz Deutschlands in wichtigen Produktionsbereichen der französischen Agrar- und Ernährungswirtschaft. Deutschland sei im Begriff, Frankreichs Marktanteile in allen entscheidenden Sparten zu übernehmen, beklagte der Ressortchef in einem Gespräch mit dem Rundfunksender France Inter. Die französische Agrarwirtschaft dürfe keine Zeit mehr verlieren, sondern müsse „mit identischen Waffen wie ihre Nachbarn kämpfen“, stellte Le Maire klar. Deutschland sei auf dem besten Weg, seine Position gegenüber früher erheblich auszubauen, was mittlerweile für die Bereiche Nutztierhaltung einschließlich Schweinemast und Milch sowie für Obst und Gemüse gelte. Frankreichs Einfuhren von Frischmilch aus Deutschland seien seit Beginn dieses Jahres um 70 % gestiegen. Damit könne man sich nicht einfach abfinden, stellte Le Maire klar. Das bedeute im Gegenzug für Frankreich, gemeinsam mit dem Berufsstand erhebliche Anstrengungen zu unternehmen, um in den einzelnen Branchen wieder konkurrenzfähig zu werden. Dafür reichen dem Minister zufolge jedoch weder das neue landwirtschaftliche Modernisierungsgesetz noch die Reform der Europäischen Agrarpolitik aus. Vielmehr müssten gemeinsam mit dem Berufsstand branchenspezifische Förderprogramme erstellt werden, um die Wettbewerbsschwäche gegenüber Deutschland auszuloten und gezielt Punkt für Punkt darauf zu reagieren, meinte der Minister in dem Rundfunkinterview. 
Weitere Förderprogramme angeregt
Ebenso wie das bereits zugesagte Förderprogramm für die Milchbranche sollen Le Maire zufolge jeweils ein entsprechender Plan für die Fleischbranche und den Obst- und Gemüsesektor umgesetzt werden. Ein Anpassungsprogramm für die Milchbranche hatte der Minister erst kürzlich auf dem zweitägigen Jahreskongress des zuständigen Fachverbandes (FNPL) in Lille vorgestellt. Mit Hilfe des Förderprogramms will Le Maire die Milchbranche für den Quotenausstieg im Jahr 2015 rüsten. Dabei sollen insbesondere Synergieeffekte zwischen den Branchenmitgliedern der vor- und nachgelagerten Stufen verstärkt und die Quotenzuteilung an die jeweilige Strategie der regionalen Produktionszentren angepasst werden (AGRA-EUROPE 17/10, LÄNDERBERICHTE 32). 
Deutsche Schweinehalter erobern neue Exportmärkte
Die Befürchtungen des Ministers und der französischen Schweinemäster bestätigt ein Bericht der nationalen Vereinigung der Fleischindustrie und des Handels (SNIV/SNCP), wonach Deutschland 2009 seine Schweinefleischexporte gegenüber 2008 um 8 % auf 1,5 Mio t ausgeweitet hat. Der Löwenanteil beziehungsweise 1,3 Mio t wurde in die europäischen Nachbarländer geliefert. Im Einzelnen gingen davon laut SNIV/SNCP 283 000 t nach Italien, 185 000 t nach Polen und 150 000 t in die Niederlande. Der Anteil der Lieferungen in Drittländer mit rund 220 000 t sei dagegen bescheiden und konzentriere sich im Wesentlichen auf Russland und Hongkong. Die „mächtige deutsche Schweinefleischindustrie“ hat allerdings nach Einschätzung von SNIV/SNCP die Absicht, neue Absatzmärkte zu erobern, beispielsweise in Korea, das bereits mehreren deutschen Exportfirmen eine Importgenehmigung erteilt habe. Ein Dorn im Auge sind den Franzosen zudem Wettbewerbsvorteile der deutschen Konkurrenten durch niedrigere Lohn- und Versicherungskosten, einen günstigen Mehrwertsteuersatz und Subventionen für die Herstellung von Biogas. AgE

Brüssel strebt Wiederaufnahme der Freihandelsgespräche mit den Mercosur-Ländern an
Europäische Kommission gibt offiziell Willen zu neuen Gesprächen bekannt - Deutliche Verluste für die EU-Landwirtschaft befürchtet - Insbesondere die Fleischerzeugung wäre negativ betroffen - Vorteile im Industrie- und Dienstleistungsbereich werden als überwiegend angesehen - COPA und COGECA üben scharfe Kritik - Vier Fünftel der EU-Rindfleischeinfuhren stammen bereits heute aus Südamerika
BRÜSSEL. Die Europäische Kommission hat sich trotz Vorbehalten in den eigenen Reihen für eine Wiederaufnahme der Gespräche über ein Freihandelsabkommen mit Brasilien, Argentinien, Paraguay und Uruguay ausgesprochen. Für die europäische Tierproduktion könnte sich der Gegenwind damit mittelfristig deutlich verschärfen, denn die Mercosur-Staaten sind bedeutende Fleischexporteure. Ihr Hauptinteresse gilt einer Öffnung des EU-Markts für Agrarprodukte. Schätzungen von Handelsexperten zufolge drohen der EU-Landwirtschaft im Falle einer erfolgreichen Übereinkunft jährliche Verluste in Höhe von 3 Mrd Euro bis 5 Mrd Euro, unter besonders ungünstigen Umständen sogar noch deutlich höhere. Unmittelbar betroffen wären die Rind- und Geflügelfleischerzeugung. Unter einem massiven zusätzlichen Einstrom von Steaks und Hähnchenbrust aus Südamerika würde indirekt jedoch auch die EU-Schweineerzeugung in den Veredlungszentren leiden, da die Marktpreise für Fleisch insgesamt sinken dürften. Brasilianischem Schweinefleisch ist der Weg in die EU bislang versperrt, weil es den Südamerikanern noch nicht gelungen ist, Ware anzubieten, die garantiert frei von dem Wachstumshormon Ractopamin ist. Brasilien unternimmt jedoch beträchtliche Anstrengungen, die EU-Importauflagen in naher Zukunft zu erfüllen, und dürfte deshalb auch hier auf Marktzugang drängen. Zusätzliche Konkurrenz wird auch für den Obst- und Gemüsebereich sowie den Zuckersektor befürchtet. Europa startete mit den Mercosur-Staaten bereits 1995 eine Verhandlungsrunde, die jedoch 2004 ergebnislos abgebrochen wurde. Das Bekenntnis für die Wiederaufnahme erfolgte auch auf Druck Spaniens, das derzeit die EU-Ratspräsidentschaft innehat und mit Südamerika über die Sprache besonders verbunden ist. Die EU-Ausschüsse der Bauernverbände (COPA) und ländlichen Genossenschaften (COGECA) warnten in scharfen Worten vor einem solchen Schritt.
Negative Auswirkungen berücksichtigen
Dem Vernehmen nach äußerten EU-Agrarkommissar Dr. Dacian  C i o l o ş , der für den Binnenmarkt zuständige Franzose Michel  B a r n i e r  und die aus Irland stammende Forschungskommissarin Máire  G e o g h e g a n - Q u i n n  Bedenken gegen die Wiederaufnahme der Verhandlungen, konnten sich aber gegen die Argumente von Handelskommissar Karel  d e  G u c h t  und insbesondere gegen EU-Kommissionspräsident José Manuel  B a r r o s o  selbst nicht durchsetzen. Barroso verspricht sich im Fall eines Abkommens einen verbesserten Marktzugang für EU-Industriegüter und Dienstleistungen in Höhe von 4,5 Mrd Euro. Man werde negativen Auswirkungen auf bestimmte Sektoren wie die Landwirtschaft Rechnung tragen, versicherte der Portugiese in einer Stellungnahme. Die Verhandlungen würden unter einer Reihe von Bedingungen geführt, beispielsweise hinsichtlich Nachhaltigkeit, der Rechte des geistigen Eigentums und des Schutzes geographischer Angaben. De Gucht sprach davon, dass ein Abkommen einen besseren Zugang zu den südamerikanischen Märkten für eine Reihe von EU-Sektoren, einschließlich der Landwirtschaft, bringen müsse. Das gemeinsame Bruttoinlandsprodukt (BIP) der vier lateinamerikanischen Länder lag laut Kommission zuletzt bei 1 300 Mrd Euro, mehr als die Wirtschaftsleistung Südkoreas, Indiens oder Russlands. Jüngsten Informationen zufolge muss der Rat den Schritt der Kommission nicht einmal formell absegnen, da die Verhandlungen auf der Grundlage des alten Mandats fortgesetzt werden. Die Mitgliedstaaten werden lediglich im Außenhandelsausschuss um ihre Meinung gebeten. Die Wiederaufnahme der Verhandlungen könnte dann beim EU-Südamerikagipfel am 18. Mai in Madrid besiegelt werden. 
EU-Agrarsektor bedroht
Die Vorstände von COPA und COGECA sprachen sich geschlossen gegen die Wiederaufnahme der Verhandlungen aus. In einem Brief, der an alle EU-Kommissare verschickt wurde, gibt COPA-Präsident Padraig  W a l s h e  der Sorge Ausdruck, dass ein bilaterales Handelsabkommen mit Mercosur zu enormen Importsteigerungen führen könnte, nicht nur für Rind-, Schweine- und Geflügelfleisch, sondern auch für Weizen, Zitrusfrüchte und Fruchtsaftkonzentrate. Das werde zu einem spürbaren Einschnitt in der EU-Landwirtschaft mit 28 Millionen Arbeitsplätzen führen, so Walshe. Aber auch die Agrar- und Ernährungswirtschaft als Ganzes sei bedroht. Ferner zog der Ire die Zuverlässigkeit der Standards in den Mercosur-Ländern hinsichtlich Lebensmittelsicherheit sowie Tier- und Umweltschutz in Zweifel. „Die europäischen Bauern sehen ihre Wettbewerbsposition durch die Marktöffnungspolitik der EU immer weiter geschwächt”, monierte Walshe. Dabei gebe es für die EU-Bürger oder die ländlichen Räume nur wenig zu gewinnen. COGECA-Präsident Paolo  B r u n i  ergänzte, der Neustart von Verhandlungen sende das falsche Signal an die übrigen Handelspartner der EU. Sie könnten denken, Europa sei an einem Fortschritt der Doha-Runde nicht mehr interessiert. Die ärmeren Entwicklungsländer müssten mitansehen, wie die EU den fast schon industriellen Agrarexporteuren Brasilien und Argentinien einen bevorzugten Marktzugang gewähre. Dabei würden diese Staaten mit dem Ausbau des Exports auch den Landbau intensivieren und die Abholzung des Regenwalds vorantreiben. 
Paris gegen neues Freihandelsabkommen mit dem Mercosur
In Frankreich erteilten Vertreter der Regierung und des französischen Bauernverbandes (FNSEA) den Kommissionsplänen zur Wiederaufnahme der Verhandlungen mit den Mercosur-Staaten über ein Freihandelsabkommen eine klare Absage. Landwirtschaftsminister Bruno  L e  M a i r e  und Anne-Marie  I d r a c , Staatssekretärin für Außenhandel im Wirtschafts- und Finanzministerium, gaben vorigen Mittwoch in einer gemeinsamen Pressemitteilung die offizielle Position Frankreichs bekannt. Demnach soll die Europäische Union keine Verhandlungen führen, die eine Gefahr für die französische und europäische Landwirtschaft darstellen. Zugleich verweisen Le Maire und Idrac auf die bereits von der EU angebotenen Konzessionen im Juli 2008 für ein ausgewogenes wechselseitiges Handelsabkommen im Rahmen der Doha-Runde. Dieses Angebot, von denen vor allem die Mercosur-Länder profitieren würden, sei ein absolutes Limit, so die Regierungsvertreter. Selbst die Europäische Kommission habe eingeräumt, dass darüber hinaus die Grundlagen der EU-Agrarpolitik bedroht würden. Paris zufolge hat die Brüsseler Behörde bereits 1999 das Mandat erhalten, wonach Verhandlungen mit den Mercosur-Staaten erst nach einem Erfolg der Doha-Runde abgeschlossen werden könnten. Ein Freihandelsabkommen mit dem Gemeinsamen Markt Südamerikas würden nach Einschätzung des französischen Bauernverbandes zahlreiche Probleme in der europäischen Landwirtschaft verursachen, vor allem für die Fleischproduzenten. Der FNSEA geht nach ersten Schätzungen von Verlusten für die europäische Nutztierhaltung von 3 Mrd Euro bis 5 Mrd Euro aus. 
Weltgrößte Freihandelszone möglich
Die Mercosur-Region ist der wichtigste Rind- und Geflügelfleischzulieferer für Europa. Im vergangenen Jahr stammten mehr als 80 % der EU-Rindfleischeinfuhren in Höhe von 327 000 t aus einem der vier lateinamerikanischen Staaten. Mitte des Jahrzehnts waren die Importe sogar noch deutlich höher: Die EU verschärfte Anfang 2008 die Auflagen für brasilianische Lieferungen unter Verweis auf schwerwiegende und anhaltende Mängel im Tiergesundheits- und Rückverfolgbarkeitssystem. Der Mercosur-Anteil an den Drittlandsimporten von frischem oder gefrorenem Geflügelfleisch lag bei gut 64 %, bezogen auf die Gesamtmenge von 622 000 t. Ferner stellten sie mit 200 000 t fast das komplette Volumen von importiertem gesalzenem Geflügelfleisch. Lediglich die Schweinefleischlieferungen waren vernachlässigenswert, was vor allem am EU-Verbot für das Masthormon Ractopamin liegen dürfte. Mitte 2004 schien eine Einigung zwischen Mercosur und der EU bereits in greifbarer Nähe zu sein. Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay legten dann aber ein „verbessertes Verhandlungsangebot“ vor, mit dem sie de facto hinter ihrer bisherigen Offerte zurückblieben. Die Gemeinschaft revanchierte sich mit einem Angebot, in dem sie Zugeständnisse an eine Vielzahl von Bedingungen knüpfte. So sollte sich Mercosur unter anderem dazu verpflichten, die Tierschutzbestimmungen der EU-Legehennenrichtlinie einzuhalten. Die EU hatte den vier südamerikanischen Ländern damals ferner in Aussicht gestellt, ihre Zölle für bestimmte Kontingente zu kürzen beziehungsweise abzuschaffen, im Einzelnen für 1 Mio t Bioethanol, 700 000 t Flintmais, 200 000 t Weizen niedriger Qualität, 100 000 t Rindfleisch, 40 000 t Reis, 20 000 t Käse, 13 000 t Milcherzeugnisse, 11 000 t Schweinefleisch und 4 000 t Butter. Die Mercosur-Staaten drängten aber auf größere Importquoten. Der Handel zwischen den beiden Wirtschaftsräumen umfasste 2009 einen Wert von mehr als 60 Mrd Euro. Der erfolgreiche Abschluss der Verhandlungen würde die weltweit größte Freihandelszone entstehen lassen. AgE
Ausgewählte Fleischeinfuhren der Europäischen Union

(2007 bis 2009)

	
	Menge in 1000 t
	Wert in Mio Euro

	
	2007
	2008
	2009
	2009/08 in v.H.
	2007
	2008
	2009
	2009/08 in v.H.

	Rindfleisch, frisch oder gefroren

Mercosur

davon Brasilien

Argentinien

Uruguay
	383,3

280,6

  72,6

  30,1
	253,8

134,5

  69,8

  49,4
	270,3

117,1

  91,0

  60,4
	+  6,5  

-12,9  

+30,4  

+22,3  
	1 652,8

1 031,8

   473,0

   148,0
	1 355,9

   499,0

   555,2

   300,5
	1 209,8

   426,4

   503,8

   269,1
	-10,8  

-14,5  

-  9,2  

-10,5  

	Welt
	423,4
	301,6
	327,1
	+  8,4
	1 854,8
	1 631,6
	1 509,3
	-  7,5

	Geflügelfleisch, frisch oder gefroren

Mercosur

davon Brasilien

Argentinien

Uruguay
	373,8

355,1

  18,6

    0,2
	417,9

401,2

  16,7

    0,1
	401,6

385,2

  16,3

    0,1
	-  3,9  

-  4,0  

-  2,2  

-26,3  
	694,8

658,8

  36,0

     0,1
	874,5

838,6

  35,8

    0,1
	771,3

742,0

  29,2

     0,1
	- 11,8  

- 11,5  

- 18,4  

+11,9  

	Welt
	565,6
	638,2
	622,2
	-2,5
	1 239,8
	1 587,4
	1 438,2
	-  9,4

	Geflügelfleisch, gesalzen

Mercosur

davon Brasilien

Argentinien

Uruguay
	219,0

215,6

    3,4

    0,1
	196,4

195,5

    0,9

    0,0
	200,2

199,3

    0,8

    0,0
	+1,9  

+2,0  

-6,2  

.
	447,6

440,3

    7,3

    0,0
	411,4

409,1

    2,3

    0,0
	388,4

386,8

     1,6

     0,0
	-  5,6  

-  5,4  

-30,5  

.

	Welt
	219,2
	204,0
	211,5
	+3,7
	448,2
	430,5
	414,1
	-  3,8

	Schweinefleisch, frisch oder gefroren

Mercosur

davon Brasilien

Argentinien

Uruguay
	0,1

0,1

0,0

0,0
	0,0

0,0

0,0

0,0
	0,0

0,0

0,0

0,0
	.

.

.

.
	0,2

0,2

0,0

0,0
	0,0

0,0

0,0

0,0
	0,0

0,0

0,0

0,0
	.

.

.

.

	Welt
	34,7
	54,7
	46,0
	-15,9
	68,6
	116,9
	73,9
	-36,8


EU/Deutschland
umweltschutz

Neue Immissionsschutzbestimmungen für Landwirte teilweise abgewendet
BRÜSSEL. Der Umweltausschuss des Europaparlaments hat die Neufassung der EU-Vorschriften zum Immissionsschutz aus Sicht der Landwirtschaft teilweise entschärft. Im Berichtsentwurf zur Zweiten Lesung über die Regeln für die immissionsschutzrechtliche Prüfung zur Vermeidung von Umweltauswirkungen (IVU-Richtlinie) wurde die Verpflichtung zur Anfertigung eines Bodenzustandsberichts entfernt, sofern bereits andere Gewässer- und Bodenschutzbestimmungen greifen. Ferner wurde am Dienstag vergangener Woche die vom Ministerrat eingebrachte Revisionsklausel verkürzt: Die Notwendigkeit zusätzlicher Auflagen für die Gülleausbringung und die Rinderhaltung sollen jetzt nicht mehr verpflichtend bis Ende 2012 von der Europäischen Kommission geprüft werden. Weiter im Raum steht jedoch die Aufforderung an die Kommission, innerhalb von zwei Jahren den Bedarf nach weiterer Differenzierung der Tierplatzzahlen zu untersuchen, sowohl für genehmigungspflichtige Geflügelhaltungsanlagen als auch für Betriebe mit gleichzeitiger Haltung mehrerer Tierarten. Bislang sind genehmigungspflichtig im Sinne einer Anlage Großbetriebe mit mehr als 40 000 Plätzen für Geflügel beziehungsweise 2 000 Schweinen oder 750 Muttersauen. Nicht durchsetzen konnten sich ferner Forderungen, die Häufigkeit verpflichtender Behördenkontrollen auf betroffenen landwirtschaftlichen Betrieben von drei auf fünf oder sogar zehn Jahre zu erhöhen. Hier gab es stattdessen eine Verschärfung: Der Umweltausschuss gewährt dem Agrarbereich keine Sonderrolle und setzt eine Kontrollpflicht mindestens alle zwei Jahre an. Der zuständige Berichterstatter Holger  K r a h m e r  sprach von einem „schönen Tag für die Landwirtschaft“, an dem von den Betrieben viel Bürokratie ferngehalten worden sei. „Bauernhöfe sind keine Industrieanlagen“, betonte der FDP-Europaabgeordnete. Es sei gelungen, die Richtlinie auf die Bereiche zu konzentrieren, für die sie gedacht sei, nämlich auf Industrieanlagen und Kraftwerke. Krahmer muss jetzt mit Vertretern von Parlament, Rat und Kommission im kleinen Kreis einen tragfähigen Kompromiss erarbeiten. Angesichts des beträchtlichen Umfangs der Neufassung dürften die landwirtschaftlichen Punkte dabei voraussichtlich nur am Rande eine Rolle spielen; die jetzt erfolgten Änderungen könnten deshalb Bestand haben. Die Abstimmung im Plenum des Europäischen Parlaments ist bislang für die zweite Juliwoche vorgesehen. AgE
EU/Deutschland
tierschutz

Tierschutz in der Agrar- und Ernährungswirtschaft weiter verbessern
Europaparlament will mehr Kontrollen - Produktqualität von der Zucht bis zur Schlachtung erhöhen - Aber vor allem auch bestehende Vorschriften umsetzen - Gleiche Anforderungen auch an Importe - Antibiotikaeinsatz soll durch Datenbank kontrolliert werden - Reimers und Jeggle begrüßen Entschließung, warnen aber auch vor mehr Bürokratie - Tierschützer sehen Parlament in der Pflicht
BRÜSSEL. Das Europäische Parlament fordert im Bereich Tierschutz häufigere Kontrollen und härtere Strafen. In einer Entschließung vom vergangenen Mittwoch bescheinigen die Abgeordneten dem auslaufenden EU-Aktionsplan für den Zeitraum 2006 bis 2010, im Großen und Ganzen gut funktioniert zu haben. Allerdings sieht das Hohe Haus weiteren Raum für Verbesserungen. Ein hohes Maß an Tierschutz von der Zucht bis zur Schlachtung könne die Produktsicherheit und -qualität zum Nutzen aller europäischen Verbraucher erhöhen, argumentiert das Parlament. Tierschutzbestimmungen sollten in alle relevanten EU-Politiken einbezogen werden. In dem von der schwedischen Liberalen Marit  P a u l s e n  erarbeiteten Bericht wird in erster Linie die Notwendigkeit zur ordnungsgemäßen Umsetzung bestehender Vorschriften betont, beispielsweise die Einführung des Verbots der Käfighaltung von Legehennen, Regeln in der Schweinehaltung oder für den Transport von Gänsen und Enten. Zur Kontrolle durch die Europäische Kommission werden ausreichende Haushaltsmittel verlangt. 
EU-Grundstandards verlangt
Darüber hinaus betonen die Parlamentarier, dass auch Importe von tierischen Produkten aus Drittländern die EU-Tierschutzbestimmungen erfüllen sollten. Die Kommission wird aufgerufen, allgemeinverbindliche Vorschriften zum Tierschutz zu präsentieren - mit einem gemeinsamen Grundniveau, um einen fairen Wettbewerb im Binnenmarkt zu gewährleisten. Ausdrücklich begrüßt wird der Rückgang des Antibiotikaeinsatzes in der Tiermast seit dem Verbot der Verwendung als Leistungsförderer 2006. Trotzdem werden die Kommission und die Mitgliedstaaten ermahnt, sich der Antibiotikaresistenz von Krankheitserregern anzunehmen. Gefordert werden die Sammlung und Analyse von Daten über die Verwendung von Tierarzneimitteln. Die von der Brüsseler Behörde eingebrachte Idee eines europäischen Netzes von Tierschutzreferenzzentren könne bei der Aus- und Weiterbildung von Akteuren innerhalb der Lebensmittelkette helfen und die Prüfung neuer Techniken koordinieren. 
Preis entscheidend
Die FDP-Agrarexpertin im Europaparlament, Britta  R e i m e r s , zeigte sich mit dem Abstimmungsergebnis zufrieden, warnte aber gleichzeitig vor neuen Verwaltungslasten. „Gut ist, dass der Bericht einheitliche Tierschutzstandards in der EU fordert, da so Wettbewerbsverzerrungen vermieden werden“, erklärte Reimers im Anschluss an das Votum. Allerdings könne man den Schutz der Tiere nicht durch mehr Bürokratie verbessern. Die schleswig-holsteinische Landwirtin verlangte gleiche Auflagen für die Produktion in Drittländern. Wenn der Verbraucher hohe Tierschutzstandards fordere, sollten diese auch für importierte Produkte gelten. Sonst gebe es keinen fairen Wettbewerb. „An der Theke orientieren sich Verbraucher in der Regel am Preis, nicht an der Qualität“, so die FDP-Politikerin. Hinsichtlich des Europäischen Netzes von Tierschutzreferenzzentren bedauerte Reimers, dass das genaue Mandat und die Rolle für die stärkere Kooperation bestehender nationaler Institutionen noch unklar seien. Das müsse sich schnellstens ändern, damit ein realer Nutzen für die Tiere entstehe, nicht nur Symbolpolitik und Bürokratie. Das vorrangige Ziel der Liberalen bleibe, dafür zu sorgen, dass bestehende Tierschutzgesetze in allen EU-Mitgliedsstaaten noch besser umgesetzt würden. 
Tierschutz praxisgerecht
Ähnlich äußerte sich die CDU-Europaabgeordnete Elisabeth  J e g g l e . Vor der Verabschiedung neuer EU-Richtlinien oder Verordnungen sollten die bestehenden Regelungen voll ausgeschöpft werden. Die baden-württembergische Agrarexpertin begrüßte die Abstimmung als „Signal für einen praxisgerechten Tierschutz“. Die Kommission müsse die Umsetzung der bestehenden EU-Vorschriften zum Beispiel für Legehennen, Schweine oder Tiertransporte in allen Mitgliedstaaten konsequenter kontrollieren. „Wir brauchen mehr Tierschutz in Europa, aber nicht unbedingt mehr Gesetze und vor allem nicht schon wieder neue Gesetze“, so Jeggle. Ferner müssten die EU-Mitgliedstaaten beim Tierschutz künftig stärker zusammenarbeiten. Die Schaffung von Referenzzentren sieht die Christdemokratin als Möglichkeit, wichtige Informationen zum Tierschutz besser auszutauschen und sich untereinander leichter abzustimmen. Zur Forderung des Parlaments, die Einhaltung der Tiertransportvorschriften innerhalb der Mitgliedstaaten besser zu kontrollieren, verweist Jeggle auf Vorteile in der regionalen Aufzucht, Vermarktung und vor allem auch Schlachtung: „Eine stärkere Förderung regionaler Fleischproduktion und Fleischverarbeitung erspart den Tieren lange Transportwege.“
Nicht nur Aufträge erteilen
Der Deutsche Tierschutzbund (DTB) hält die Forderung nach einer umfassenden EU-Tierschutzpolitik bis 2014 für das Kernstück der Entschließung. „Durch die Aufnahme in den Lissabonner Vertrag ist der Schutz von Tieren zu einer zentralen Herausforderung der EU-Politik geworden“, erklärte DTB-Präsident Wolfgang A p e l  anlässlich der Abstimmung. Mit der Parlamentsresolution werde diese Herausforderung angenommen. Allerdings dürften die Abgeordneten nicht nur Arbeitsaufträge an die Kommission erteilen, sondern müssten auch selbst handeln. Apel erinnerte in diesem Zusammenhang an die anstehenden Abstimmungen zur EU-Tierversuchsrichtlinie. Die jüngste Fassung bleibe weit hinter den Erwartungen der Tierschützer zurück. „Die Abgeordneten können dies korrigieren und höchstpersönlich für ein Verbot von Affenversuchen, bessere Kontrollvorschriften und den Einsatz von Alternativen sorgen“, so der DTB-Präsident. Daneben plädierte Apel für mehr Tierschutz auch gegenüber Heimtieren, streunenden Hunden und Katzen oder den Zoo- und Zirkustieren. AgE

Grüne gegen Privilegierung von gewerblichen Tierhaltungsanlagen im Außenbereich
Bundestagsfraktion beschließt Gesetzentwurf zur Änderung des Baugesetzbuchs - Reaktion auf „Boom von Massentierhaltungsanlagen im ländlichen Raum“ - Ostendorff wirft Bundesregierung Untätigkeit vor - Plädoyer für bäuerliche Landwirtschaft - Regierung sieht keinen Handlungsbedarf
BERLIN
. Die Grünen wollen die Genehmigung von großen Tierhaltungsanlagen im Außenbereich restriktiver gestalten. Ihre Bundestagsfraktion beschloss in der vergangenen Woche einen Gesetzentwurf zur Änderung des Baugesetzbuchs (BauGB). Ziel ist es, die bestehende Ausnahmeregelung für gewerbliche Tierhaltungsanlagen, die in § 35 Absatz 1, Nummer 4 BauGB geregelt ist, ersatzlos zu streichen. Der agrarpolitische Sprecher der Fraktion, Friedrich  O s t e n d o r f f , begründete die Initiative mit dem gegenwärtigen „Boom von Massentierhaltungsanlagen im ländlichen Raum“. Seinen Angaben zufolge sollen nach Plänen der Investoren bundesweit 900 weitere Anlagen gebaut werden. „Dadurch werden die Landschaft verschandelt und die Umwelt belastet; zudem werden bäuerlich gewachsene Strukturen dauerhaft zerstört“, kritisierte der Grünen-Politiker. Er warf der Bundesregierung vor, sie unternehme nichts, um diese Entwicklung zu stoppen. Die sieht eigenen Angaben zufolge gegenwärtig keinen gesetzgeberischen Handlungsbedarf. Das erklärte der Parlamentarische Staatssekretär vom Bundesbauministerium, Jan  M ü c k e , letzte Woche in einer Fragestunde des Bundestages. Er bestätigte, dass gewerbliche Tierhaltungsanlagen nach § 35 Absatz 1 Nummer 4 genehmigt werden könnten, sofern es sich um ortsgebundene Anlagen handle und sonstige gesetzliche Vorgaben, insbesondere im Umweltrecht, eingehalten würden.
Gegen „Agrarfabriken“
Der Außenbereich sei aus ökologischen Gründen baugesetzlich besonders geschützt, erklärte demgegenüber Ostendorff. Bauernhöfe gehörten nach § 35 BauGB zu den privilegierten Anlagen und dürften im Außenbereich errichtet werden. Massentierhaltungsanlagen würden bislang bei der Genehmigung noch wie Bauernhöfe behandelt. Das stehe jedoch eindeutig dem Geist des § 35 entgegen. „Wir wollen deshalb durch eine Gesetzesänderung Klarheit schaffen, so dass industrielle Massentierhaltung im Außenbereich eindeutig nicht genehmigungsfähig ist“, so Ostendorff. Die Grünen seien grundsätzlich gegen „Agrarfabriken“, weil eine artgerechte Nutztierhaltung in diesen Betrieben unmöglich sei. Nur die bäuerliche Landwirtschaft ermögliche eine nachhaltige und ökologische Herstellung von Lebensmitteln im Einklang mit den Interessen von Anwohnern. 
Protest gegen geplante Hähnchenmastanlage
Unterdessen protestierte die Deutsche Wildtier Stiftung (DWS) gegen Pläne zur Errichtung einer Hähnchenmastanlage für 400 000 Tiere im Landkreis Mecklenburg-Strelitz. DWS-Geschäftsführer Hilmar F r h r .  v o n  M ü n c h h a u s e n  wertete das Vorhaben niederländischer Investoren als „Bedrohung für eine der schönsten Landschaften in Mecklenburg-Vorpommern“ und verwies in einer Presseverlautbarung auf die erforderliche Entsorgung von Kot und Gülle, die Beseitigung von Kadavern, den Transport von Futtermitteln per Lkw, die Belastung der Umwelt durch Keime sowie die Gefahren für die Gewässer. In nur 5 km Luftlinie von der geplanten Anlage entfernt betreibe die DWS mit dem Gut Klepelshagen eine ökologische und besonders wildtierfreundliche Land- und Forstwirtschaft. Dieses Projekt, mit dem die Stiftung ein Zeichen für ein Wirtschaften mit der Natur setzen wolle, gerate durch die Hähnchenmastanlage ebenso in Gefahr wie der beginnende Naturtourismus in der Region, warnte von Münchhausen. AgE

EU-einheitliche Ermittlung der Ammoniakemissionen angemahnt
BERLIN. Der Bundesrat hat die Bundesregierung dazu aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass EU-einheitliche Standards zur Ermittlung der Emissionsmengen von Ammoniak zum Beispiel aus der Tierhaltung berücksichtigt werden. Wie die Länderkammer am vergangenen Freitag in einer mit der Zustimmung zur 39. Bundesimmissionsschutzverordnung verabschiedeten Entschließung betonte, ist die EU-weit einheitliche und transparente Berechnung dieser Werte insbesondere vor dem Hintergrund, dass Deutschland in diesem Jahr die Ammoniakemissionshöchstmenge von 550 000 t einhalten muss, für die Landwirtschaft von großer Bedeutung, denn nach derzeitiger Einschätzung stammten 90 % der deutschen Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft. Bevor zur Umsetzung der Zielvorgabe zusätzliche Maßnahmen zur weiteren Reduzierung der Ammoniakemissionen aus der Landwirtschaft eventuell notwendig werden sollten, sei unabdingbar, dass eine EU-weit standardisierte Berechnung der tatsächlichen Ammoniakemissionen erfolge, erklärte der Bundesrat. Er wies darauf hin, dass die Europäische Umweltagentur (EEA) die von den Mitgliedstaaten gemeldeten Ammoniakemissionsmengen für den Tierbereich auch getrennt nach Tierarten - zum Beispiel Kühe und Schweine - zuletzt für 2007 veröffentlicht habe. Teile man diese tierspezifischen Ammoniakemissionsmengen jeweils durch die Zahl der betreffenden Tiere, die gemäß Eurostat getrennt nach Tierarten und Mitgliedstaaten veröffentlicht würden, so erhalte man in nicht akzeptabler Weise unterschiedliche Ammoniakmengen je Tier und Jahr. So reiche etwa im Jahr 2007 die Spannbreite bei Milchkühen von rund 10 kg Ammoniak je Tier und Jahr in Spanien bis rund 63 kg in Luxemburg. AgE

Russlands Geflügelhalter haben ehrgeizige Pläne
Bis zum Jahr 2020 will die Branche ihre Produktion auf 4,5 Millionen Tonnen fast verdoppeln - Der heute weltweit größte Geflügelfleischimporteur würde dann zum Exporteur - Rosptizeprom drängt auf weitere Kürzung der Importtarifkontingente - Handelskonflikt mit den USA um Chlorbehandlung der Hähnchen noch nicht gelöst
MOSKAU. Russlands Geflügelbranche hat sich für die nächsten zehn Jahre ein ambitioniertes Ziel gesetzt. Gemäß eines von der Vereinigung der Geflügelproduzenten (Rosptizeprom) der Regierung vorgelegten Entwurfs für ein Entwicklungsprogramm der Branche soll die russische Geflügelfleischerzeugung bis 2020 auf 4,5 Mio t gesteigert werden; das wären 2 Mio t mehr als 2009. Wie der Moskauer Analysen- und Informationsdienst RosBusinessConsulting dazu erläuterte, wäre Russland bei Erfüllung dieser Produktionsprognose nicht nur Selbstversorger mit Geflügelfleisch, sondern könnte sogar als Exporteur auftreten. Dem Entwurf zufolge soll außerdem die Eiererzeugung von 39,3 Milliarden auf 50 Milliarden Stück ausgeweitet werden. Der Staat müsse die Umsetzung dieser Vorgaben durch eine entsprechende Marktpolitik unterstützen, fordert Rosptizeprom. Aufzubauen seien unter anderem Großhandelsmärkte für Geflügelerzeugnisse. Darüber hinaus sollten Produkte der Geflügelbranche in das System der Lebensmittelankäufe zur Versorgung staatlicher Einrichtungen einbezogen werden. Wichtig sei auch, die zolltarifliche Regulierung der Geflügelfleischeinfuhren rechtzeitig an die Entwicklung der Inlandsproduktion anzupassen, bis hin zum kompletten Verzicht auf Importe, so der Verband. Seinen Angaben zufolge ist in Russland die Produktion von Geflügelfleisch seit 1998 stetig gestiegen, pro Jahr um durchschnittlich 9 %. 
Produktion im ersten Quartal kräftig gestiegen
Rosptizeprom-Generaldirektorin Galina  B o b y l e w a  rechnet damit, dass auch im laufenden Jahr die Geflügelfleischerzeugung Russlands um mehr als 300 000 t wachsen wird. Im ersten Quartal sei die Produktion bereits um 86 000 t beziehungsweise etwa 15 % gegenüber dem gleichen Zeitraum von 2009 gesteigert worden, so Bobylewa. Laut Angaben des Moskauer Landwirtschaftsministeriums expandiert die Geflügelhaltung deutlich schneller als die übrigen Agrarsparten. Wie Ressortchefin Jelena  S k r y n n i k  Ende April berichtete, nahm die russische Schweineproduktion im ersten Quartal zwar ebenfalls zu, aber „nur“ um etwa 10 %, während sich die gesamte Agrarerzeugung um 3,6 % erhöhte. Unterdessen bekräftigte Rosptizeprom die Forderung nach einer weiteren Kürzung des diesjährigen Tarifkontingents für die Einfuhr von Geflügelfleisch von 780 000 t auf maximal 610 000 t. Danach würde der Anteil der Importe hier von 27,5 % auf 17,5 % sinken. Die für 2011 und 2012 festgelegten Einfuhrkontingente sollten laut Rosptizeprom ebenfalls weiter gekürzt werden, nämlich von den derzeit vorgesehenen 600 000 t und 550 000 t auf 415 000 t beziehungsweise 220 000 t. Dies würde den Importanteil auf lediglich noch 6,4 % senken, erklärte Bobylewa Ende April bei einem Kongress für das Geflügelveterinärwesen in Moskau. Ihr zufolge werden die Vorschläge derzeit in den Ministerien für Landwirtschaft und wirtschaftliche Entwicklung erörtert. Ministerin Skrynnik soll bereits ihre Zustimmung signalisiert haben. 
US-Lieferungen weiterhin blockiert
Regierungschef Wladimir  P u t i n  erklärte unterdessen, dass Russland die Einfuhrquote für die USA, die bislang bei weitem das meiste Geflügelfleisch nach Russland lieferten, weiter verringern könnte. Seit Februar sind die Einfuhren aus den USA allerdings ohnehin praktisch zum Erliegen gekommen. Grund hierfür sind die Anfang 2010 in Kraft getretenen, deutlich schärferen russischen Auflagen für die Behandlung von Hähnchenkörpern mit Chlorlösungen. Damit näherte sich Moskau in dieser Frage der Haltung der Europäischen Union an, die bekanntlich nur die Einfuhr von mit Trinkwasser behandeltem Geflügelfleisch aus den USA zulässt. Washington hat dagegen Klage bei der Welthandelsorganisation (WTO) eingereicht. Befürchtungen, dass es wegen der strengeren Auflagen für die Importe aus den Vereinigten Staaten zu einem deutlichen Anstieg der Verbraucherpreise für Geflügelfleisch in Russland kommen könnte, haben sich bisher nicht bestätigt. Wie die Moskauer Wirtschaftszeitung „Kommersant“ berichtete, sind einzelne Artikel zuletzt sogar preiswerter angeboten worden. 
Nestlé-Tochter im Visier
Derweil schwelt der Handelskonflikt mit den USA um die Chlorbehandlung der Hähnchen weiter. Obwohl der Chef des Föderalen Verbraucherschutzdiensts Russlands, Dr. Gennadij  O n i s c h t s c h e n k o , bereits mehrfach einen schnellen Kompromiss mit der amerikanischen Seite ankündigte, konnte noch keine Einigung erzielt werden. Wie ernst es den Behörden mit der neuen Qualitätsvorschrift für Geflügelfleisch ist, bekam jetzt die Firma Gerber, ein zum Nestlé-Konzern gehörender US-Hersteller von Babynahrung, zu spüren. Lieferungen von Gerber wurden von russischer Seite unter dem Vorwand blockiert, die Firma verwende mit Chlor behandeltes Geflügelfleisch. Die Moskauer Nestlé-Vertretung versicherte daraufhin, dass sämtliche Erzeugnisse, die vertrieben würden, nachweislich den geltenden russischen Standards entsprächen. AgE
Globale Importnachfrage nach Geflügelfleisch stagniert
Maßgeblich hierfür sind die Ende Dezember von Moskau beschlossenen Einfuhrbegrenzungen - Zollkontingentskürzungen Russlands treffen vor allem die Vereinigten Staaten - US-Landwirtschaftsministerium rechnet nur noch mit einer Steigerung der globalen Einfuhrmenge um 0,5 Prozent in diesem Jahr - Voraussichtlich nur leichter Rückgang der EU-Exporte
WASHINGTON. Ungeachtet der allgemeinen konjunkturellen Erholung zeichnet sich für den internationalen Geflügelfleischmarkt in diesem Jahr insgesamt nur ein sehr mageres Plus ab. Maßgeblich hierfür sind hauptsächlich die Einfuhreinschränkungen Russlands. So wurde das Geflügelfleisch-Tarifkontingent für 2010 von der Moskauer Regierung Ende Dezember um 172 000 t auf 780 000 t gekürzt. Diese Kürzung ist im Zusammenhang mit dem sehr kräftigen Wachstum der russischen Hähnchenfleischerzeugung zu sehen, die 2009 laut Angaben der nationalen Geflügelproduzentenvereinigung um 315 000 t wuchs. Die Bestrebungen Russlands zur Steigerung der Selbstversorgung mit Geflügelfleisch treffen insbesondere die USA, deren Lieferkontingent um 20 % auf 600 000 t gesenkt wurde. Die Europäische Union darf 2010 rund 144 000 t Hähnchenfleisch nach Russland exportieren. Vor diesem Hintergrund hat das US-Landwirtschaftsministerium in seiner jüngsten Vorausschau auf die internationalen Fleischmärkte die Prognose für die russischen Hähnchenfleischeinfuhren von zuvor 820 000 t auf 745 000 t gesenkt. Weltweit wird jetzt mit einer Importnachfrage im Umfang von 7,65 Mio t kochfertige Ware gerechnet; das wären lediglich etwa 40 000 t oder 0,5 % mehr als für 2009 geschätzt. Im Oktober-Bericht waren die Washingtoner Fachleute noch von einem Anstieg der Importe um 100 000 t ausgegangen. Im vergangenen Kalenderjahr ging der internationale Handel mit Hähnchenfleisch bedingt durch die Wirtschaftskrise der US-Schätzung zufolge um gut 2 % auf 7,61 Mio t kochfertige Ware zurück, nachdem er im Boomjahr 2007 um fast 10 % auf 7,79 Mio t gestiegen war. 
Die Euro-Schwäche hilft
Im Unterschied zu den Vereinigten Staaten haben sich nach Einschätzung des Washingtoner Agrarressorts die Vermarktungsaussichten für den Hähnchenfleischexport aus der Europäischen Union seit dem Herbst spürbar verbessert. Das US-Ministerium prognostiziert die Ausfuhrmenge der Gemeinschaft jetzt auf 770 000 t verglichen mit 720 000 t im Oktober. Demnach würde der Rückgang gegenüber dem Exportergebnis von 2009 mit 13 000 t beziehungsweise knapp 2 % recht moderat ausfallen. Die Washingtoner Marktexperten begründen die Anhebung der Vorhersage für den EU-Hähnchenfleischexport mit einer stärkeren Nachfrage vor allem des Mittleren Ostens sowie Chinas beziehungsweise Hongkongs. Zugute kommt der Branche dabei die aktuelle Schwäche des Euro. Angehoben wurde vom US-Agrarressort aber auch die Schätzung für die EU-Importe in diesem Jahr, und zwar um 10 000 t auf 720 000 t kochfertiges Hähnchenfleisch. Dies würde im Vergleich zur Menge von 2009 einer Steigerung um 8 000 t oder gut 1 % entsprechen. Aus diesen Vorhersagen leitet sich für 2010 ein Exportüberschuss der EU-27 bei Hähnchenfleisch von 50 000 t ab, gegenüber gut 60 000 t im Vorjahr und 30 000 t im Jahr 2008. Im Jahr 2007 war die EU Nettoimporteur von Hähnchenfleisch gewesen und hatte knapp 40 000 t mehr ein- als ausgeführt. Die Produktion hat seither stetig zugenommen: Für 2010 rechnet das US-Ministerium mit einem Aufkommen von 8,70 Mio t Hähnchenfleisch in der EU-27, was im Vergleich zum Vorjahr eine Zunahme um 0,5 % bedeuten würde. Der Verbrauch soll etwas stärker steigen, nämlich um 0,7 % auf 8,65 Mio t. 
Bioethanolförderung als Kostentreiber
Die Vorhersage für die Hähnchenfleischexporte des eigenen Landes senkten die US-Fachleute gleich um mehr als 200 000 t auf 2,642 Mio t; das wären 458 000 t oder fast 15 % weniger, als 2009 ausgeführt worden ist. Insofern zeichnet sich für die US-Geflügelbranche erneut kein einfaches Jahr ab, nachdem sie im vergangenen Kalenderjahr unter noch relativ hohen Futterkosten bei gleichzeitig niedrigen Erlösen litt. Die Mäster reagierten darauf mit einer deutlichen Einschränkung der Hähnchenfleischproduktion, die gegenüber 2008 gemäß der Schätzung des Agrarressorts um 626 000 t beziehungsweise fast 4 % gedrosselt wurde. Mittlerweile hat sich die Kosten-Erlös-Relation für die Hähnchenmäster wieder entspannt. Nichtsdestoweniger forderten sie mit Verbänden der Schweine- und Rinderhalter kürzlich in einem gemeinsamen Schreiben an das Repräsentantenhaus ein Ende der Förderung des maisbasierten Bioethanols. Die Hähnchnerzeuger bezifferten ihre Mehrkosten in der Fütterung seit Herbst 2006 auf 15 Mrd $ (11,3 Mrd Euro). Derweil haben sich die Absatzaussichten im Inland verbessert. Das Landwirtschaftsministerium rechnet nun mit einem Verbrauch von 13,66 Mio t Hähnchenfleisch, was gegenüber 2009 eine Zunahme um 728 000 t beziehungsweise etwa 6 % bedeuten würde. Demnach würde wieder das Niveau von 2006 erreicht. Im Krisenjahr 2009 war die Inlandsnachfrage nach Hähnchenfleisch um rund 4 % gesunken. 
Verbrauch in China steigt stetig
Der Geflügelfleischverbrauch in China ist hingegen auch im vergangenen Jahr gestiegen, allerdings nicht so stark. Gemäß der Schätzung des US-Landwirtschaftsministeriums wurden 2009 in der Volksrepublik 12,21 Mio t Hähnchenfleisch nachgefragt; das waren rund 2 % mehr als 2008. Für dieses Jahr rechnen die Washingtoner Fachleute mit einem wieder kräftigeren Anstieg, und zwar um fast 4 % auf 12,65 Mio t. Neben der Wirtschaftskrise hatten Anfang 2009 auch Fälle von Vogelgrippe die Nachfrage gedämpft. Zuletzt ließen die mit der konjunkturellen Erholung wieder in die Industriezentren zurückgekehrten Wanderarbeiter den Konsum von Hähnchenfleisch als relativ preiswerte Quelle tierischen Eiweißes deutlich steigen. Auch die Fast-Food-Ketten berichteten von höheren Verkaufsmengen in diesem Segment. Die Einfuhr Chinas an Hähnchenfleisch ist 2009 mit 401 000 t nahezu konstant geblieben. Im jetzt laufenden Jahr wird die Volksrepublik nach der aktuellen Prognose aus Washington 425 000 t Hähnchenfleisch importieren; im Oktober war man nur von 360 000 t ausgegangen. Dennoch dürften die amerikanischen Lieferanten Marktanteile verlieren, da Peking gegen US-Ware Anti-Dumping-Zölle verhängt hat. Zu den Nutznießern dieser Maßnahme dürften vor allem Brasilien und die heimischen Mäster zählen. Gerechnet wird 2010 mit einer Steigerung der Hähnchenfleischerzeugung in China um rund 4 % auf 12,55 Mio t. Mehrere Auslandsfirmen haben im Rahmen von Joint Venture mit chinesischen Firmen den Bau von größeren Brut- und Mastanlagen angekündigt. Auch der Export soll steigen, nämlich um gut 5 % auf 300 000 t. 
Brasilien weiter auf Expansionskurs
Nahezu unverändert belassen haben die US-Fachleute ihre Vorhersage für den brasilianischen Hähnchenfleischexport in diesem Jahr. Die Prognose wurde gegenüber dem Oktober-Bericht nur um 5 000 t auf 3,35 Mio t angehoben; das wären allerdings rund 130 000 t mehr als der südamerikanische „Agrarriese“ 2009 an Hähnchenfleisch ausführte. Neben der höheren Nachfrage Chinas dürften die Mäster in Brasilien auch von einem steigenden Absatz im Mittleren Osten profitieren. Allerdings hat das Washingtoner Agrarressort die Importerwartung für einzelne Länder dieser Region gesenkt, so für Saudi-Arabien von zuvor 650 000 t auf 625 000 t. Demnach würde das arabische Königreich die Einfuhr aber im Vergleich zum Vorjahr noch um gut 20 000 t ausbauen. Der Hähnchenfleischverbrauch in Brasilien selbst soll ebenfalls spürbar zulegen, nämlich um rund 270 000 t oder mehr als 3 % auf 8,07 Mio t. Auch die Mäster dort werden gemäß der aktuellen Prognose des US-Ministeriums wieder Gas geben. Nach marginaler Drosselung der Hähnchenfleischproduktion im vergangenen Jahr soll diese 2010 um fast 400 000 t oder etwa 4 % auf 11,42 Mio t steigen. Binnen nur vier Jahren wäre das Aufkommen dann um 2,0 Mio t ausgeweitet worden. Und noch ist ein Ende dieser Expansion nicht in Sicht: Erst kürzlich kündigte der Fleischverarbeiter Marfrig S.A. die Errichtung eines neuen Geflügelkomplexes im Bundesstaat Mato Grosso mit einer Tagesschlachtleistung von 200 000 Tieren an. Dies würde die landesweiten Schlachtkapazitäten des Unternehmens auf insgesamt 2,6 Millionen Tiere täglich erhöhen. AgE
Umrechnungskurs: 1 $ = 0,7556 Euro
	Versorgungsbilanz ausgewählter Länder für Hähnchenfleisch

(2006 bis 2010; in 1 000 t kochfertiger Ware)

	
	2006
	2007
	20081)
	20091)
	20102)
	2010:09
in v.H.

	Produktion
	
	
	
	
	
	

	USA
	15 930  
	16 226  
	16 561  
	15 935  
	16 300  
	+  2,3   

	China
	10 350  
	11 291  
	11 840  
	12 100  
	12 550  
	+  3,7   

	Brasilien
	9 355  
	10 305  
	11 033  
	11 023  
	11 420  
	+  3,6   

	EU-27
	7 740  
	8 320  
	8 594  
	8 660  
	8 700  
	+  0,5   

	Mexiko
	2 592  
	2 683  
	2 853  
	2 789  
	2 792  
	+  0,1   

	Indien
	2 000  
	2 240  
	2 490  
	2 550  
	2 650  
	+  3,9   

	Russland
	1 180  
	1 350  
	1 550  
	1 772  
	1 975  
	+ 11,5   

	Argentinien
	1 200  
	1 320  
	1 430  
	1 500  
	1 650  
	+ 10,0   

	Iran
	1 327  
	1 423  
	1 450  
	1 525  
	1 600  
	+  4,9   

	Japan
	1 258  
	1 250  
	1 255  
	1 255  
	1 265  
	+  0,8   

	Thailand
	1 100  
	1 050  
	1 170  
	1 200  
	1 240  
	+  3,3   

	andere Länder
	10 297  
	10 839  
	11 256  
	11 451  
	11 781  
	+  2,9   

	Insgesamt
	64 329  
	68 297  
	71 482  
	71 760  
	73 923  
	+  3,0   

	Importe
	
	
	
	
	
	

	Russland
	1 189  
	1 222  
	1 159  
	 913  
	 745  
	- 18,4   

	EU-27
	 605  
	 673  
	 712  
	 712  
	 720  
	+  1,1   

	Japan
	 716  
	 696  
	 737  
	 645  
	 695  
	+  7,8   

	Saudi-Arabien
	 423  
	 470  
	 510  
	 604  
	 625  
	+  3,5   

	Mexiko
	 419  
	 380  
	 433  
	 492  
	 525  
	+  6,7   

	China
	 343  
	 482  
	 399  
	 401  
	 425  
	+  6,0   

	Irak
	 119  
	 176  
	 211  
	 368  
	 375  
	+  1,9   

	V.A.E.
	 182  
	 238  
	 289  
	 297  
	 297  
	±  0,0   

	Hong Kong
	 243  
	 215  
	 236  
	 253  
	 260  
	+  2,8   

	Kuwait
	 109  
	 145  
	 196  
	 226  
	 230  
	+  1,8   

	andere Länder
	2 027  
	2 388  
	2 907  
	2 703  
	2 756  
	+  2,0   

	Insgesamt
	6 375  
	7 085  
	7 789  
	7 614  
	7 653  
	+  0,5   

	Exporte
	
	
	
	
	
	

	Brasilien
	2 502  
	2 922  
	3 242  
	3 222  
	3 350  
	+  4,0   

	USA
	2 361  
	2 678  
	3 157  
	3 100  
	2 642  
	- 14,8   

	EU-27
	 689  
	 635  
	 742  
	 783  
	 770  
	-  1,7   

	Thailand
	 261  
	 296  
	 383  
	 379  
	 410  
	+  8,2   

	China
	 322  
	 358  
	 285  
	 291  
	 300  
	+  3,1   

	Argentinien
	 94  
	 125  
	 164  
	 178  
	 204  
	+ 14,6   

	Kanada
	 110  
	 139  
	 152  
	 147  
	 153  
	+  4,1   

	Chile
	 64  
	 39  
	 63  
	 87  
	 90  
	+  3,4   

	andere Länder
	 149  
	 189  
	 225  
	 263  
	 263  
	±  0,0   

	Insgesamt
	6 552  
	7 381  
	8 413  
	8 450  
	8 182  
	-  3,2   

	Verbrauch
	
	
	
	
	
	

	USA
	13 671  
	13 582  
	13 428  
	12 933  
	13 661  
	+  5,6   

	China
	10 371  
	11 415  
	11 954  
	12 210  
	12 675  
	+  3,8   

	EU-27
	7 656  
	8 358  
	8 564  
	8 589  
	8 650  
	+  0,7   

	Brasilien
	6 853  
	7 384  
	7 792  
	7 802  
	8 071  
	+  3,4   

	Mexiko
	3 010  
	3 061  
	3 281  
	3 272  
	3 307  
	+  1,1   

	Russland
	2 373  
	2 578  
	2 695  
	2 700  
	2 710  
	+  0,4   

	Indien
	2 000  
	2 239  
	2 489  
	2 549  
	2 649  
	+ 26,0   

	Japan
	1 970  
	1 945  
	1 926  
	1 951  
	1 955  
	+  0,2   

	Hong Kong
	1 326  
	1 464  
	1 460  
	1 536  
	1 611  
	+  4,9   

	Argentinien
	1 109  
	1 200  
	1 270  
	1 327  
	1 450  
	+  9,3   

	Südafrika
	1 202  
	1 240  
	1 341  
	1 371  
	1 412  
	+  3,0   

	andere Länder
	12 677  
	13 622  
	14 570  
	14 825  
	15 209  
	+  2,6   

	Insgesamt
	64 218  
	68 088  
	70 770  
	71 065  
	73 360  
	+  3,2   

	1) Schätzung; 2) Prognose


Fleischwirtschaft trotzt der Krise
2009 bringt Rekordwert in der Fleischerzeugung - Deutlicher Zuwachs bei Schweinefleisch - Binnennachfrage stabil - Zuwächse im Export - Besonders Schweinefleisch auf internationalen Märkten erfolgreich - Staatssekretär Müller sieht weiteres Potential auf Drittlandsmärkten - Gemeinsame Jahrestagung von VDF und BVDF
BERLIN. Die deutsche Fleischwirtschaft hat die Wirtschafts- und Finanzkrise bislang weitgehend unbehelligt überstanden. Diese Einschätzung haben der Verband der Fleischwirtschaft (VDF) und der Bundesverband der Deutschen Fleischwarenindustrie (BVDF) anlässlich ihrer gemeinsamen Jahrestagung vergangene Woche in Berlin abgegeben. Danach wurde im Jahr 2009 in Deutschland mit gut 7,7 Mio t Fleisch aus gewerblichen Schlachtungen erneut ein Rekordwert bei der Fleischerzeugung erzielt. Gegenüber dem Vorjahr bedeutete dies einen Anstieg um 2,5 %. Abermals deutlich gestiegen ist die erzeugte Menge Schweinefleisch. Eine Produktion von 5,3 Mio t stellt auch in diesem Segment ein Rekordergebnis dar. Weiter rückläufig ist hingegen die Erzeugung von Rindfleisch. Dessen Produktion verringerte sich 2009 im Vergleich zum Vorjahr um 0,5 % auf knapp 1,2 Mio t. Geflügelfleisch rangiert inzwischen mit einem Anteil von 17 % an der gesamten Fleischerzeugung vor Rindfleisch, das auf 15 % kommt. Bei den Fleischwaren gab es im letzten Jahr einen marginalen Rückgang von 0,5 % auf rund 1 458 000 t Wurstwaren ohne Schinken. Die Binnennachfrage blieb den Verbänden zufolge nicht zuletzt aufgrund des moderaten Anstiegs der Arbeitslosigkeit stabil. Allerdings hätten die Verbraucher sehr preissensibel reagiert. Positiv werten VDF und BVDF die Entwicklung im Export. Trotz Wirtschaftskrise habe die Branche im Außenhandel ihr Niveau halten können oder sogar Zuwächse verzeichnet. Der Parlamentarische Staatssekretär vom Bundeslandwirtschaftsministerium, Dr. Gerd  M ü l l e r , verwies im Rahmen der Tagung auf die Exporterfolge bei Schweinefleisch. 
Weltweit wettbewerbsfähig
Innerhalb der letzten zehn Jahre habe sich Deutschland bei Schweinefleisch vom Nettoimporteur zum Nettoexporteur entwickelt und inzwischen in Europa die Spitzenposition erreicht. „Deutsches Schweinefleisch ist EU- und weltweit wettbewerbsfähig“, erklärte der Exportbeauftragte des Agrarressorts. Die Eigenversorgung betrage mittlerweile rund 110 %. Müller versicherte, das Bundeslandwirtschaftsministerium werde auch nach der Neuorganisation an seiner bisherigen Exportförderpolitik festhalten. Für Fleisch gehe es vorrangig um die Erschließung, aber auch den Erhalt lukrativer Märkte vor allem in Asien. Das Kernproblem bleibe dabei die Überwindung veterinärrechtlicher Hemmnisse. Der Staatssekretär appellierte an die Wirtschaft, ihre Anstrengungen im Export zu verstärken und die Aktivitäten der Centralen Marketing-Gesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft (CMA) in eigener Regie fortzusetzen. Müller begrüßte in diesem Zusammenhang die Gründung der Ausfuhrförderorganisation German Export Association for Food and Agriproducts (GEFA) als wichtigen Schritt. Nunmehr müsse alles daran gesetzt werden, die Aktivitäten zu intensivieren. „Das Kind muss jetzt laufen lernen“, betonte der CSU-Poliltiker. 
Fernost braucht langen Atem
Müller bezeichnete den Agrarexport als „Erfolgsstory“. Dies gelte vor allem in den Wachstumsmärkten Asiens. Beispielsweise sei in Japan der Prozess der Neu-Regionalisierung nach rechtsrheinischen Wildschweinepestfällen auf gutem Weg. In Korea laufe die Marktöffnung. Bislang hätten fünf Betriebe eine Einfuhrgenehmigung. Weitere Inspektionen seien geplant. Optimistisch beurteilt der Staatssekretär die Situation auch in China. Dort sei das Eis gebrochen. Allerdings schreite die Betriebszulassung nur langsam voran. Bisher seien vier Betriebe einbezogen, weitere würden folgen. Vietnam stehe vor der Marktöffnung. „Fernost braucht einen langen Atem“, betonte Müller. Ein schwieriger Partner bleibe Russland. Immer wieder ein Ärgernis seien beispielsweise Betriebssperrungen aufgrund der Missachtung der russischen Nulltoleranz bei einigen Antibiotika. Wirtschaft und Erzeugerseite müssten hier dringend aktiv werden und Eigenkontrollen verschärfen. Gleichzeitig bemühten sich sowohl das Bundeslandwirtschaftsministerium als auch die EU-Kommission nach Kräften, um Schaden abzuwenden.
Exportanteil noch ausbaufähig
Nach Einschätzung von Johannes  S a u s e n , Direktor für den Bereich Volkswirtschaft und Forschung bei der Deutschen Industriekreditbank (IKB), wird der Inlandsmarkt für den Absatz von Fleisch auch auf längere Sicht von Stagnation gekennzeichnet sein. Gleichzeitig werde es innerhalb des Segments weitere Verschiebungen geben und beispielsweise der Trend zu weißem Fleisch anhalten. Der Ökonom verwies auf den demographischen Wandel mit dem Rückgang und der Alterung der Bevölkerung. Demgegenüber sei der Exportanteil noch ausbaufähig. Die Fleischbranche insgesamt sieht Sausen unter erheblichem Anpassungsdruck, der sich auch in weiteren Strukturveränderungen niederschlagen werde. Kriterien für eine erfolgreiche Unternehmensstrategie seien eine konsequente Orientierung auf Qualität, das Streben nach Kosteneffizienz, weil der Produktpreis der zentrale Faktor für Markterfolg bleibe, ferner die Suche nach Innovationen vor allem im Sortiment sowie eine hinreichende Flexibilität in der Unternehmensausrichtung, um auf Marktschwankungen kurzfristig reagieren zu können.
Zuwachs in Russland
Aus den vom VDF und dem BVDF vorgelegten Zahlen geht hervor, dass sich der seit Jahren anhaltende Anstieg der Ausfuhr von frischem und gefrorenem Schweinefleisch auch 2009 fortsetzte. Die Exportmenge stieg danach um 8 % auf 1,440 Mio t. Mit 1,276 Mio t dominierten die Lieferungen in EU-Mitgliedstaaten, die um gut 9 % wuchsen. Der Drittlandsexport lag mit gut 164 000 t leicht über der Vorjahresmenge. Bei den Lieferungen in den wichtigsten Drittlandsmarkt Russland konnte mit 81 000 t ein Zuwachs von fast 17 % erzielt werden. Die Einfuhr von Schweinefleisch ist um 2,4 % auf rund 968 000 t gesunken. Beim Schweinefleisch gibt es aus Drittländern nur unbedeutende Liefermengen. Wichtigstes Lieferland ist Dänemark mit 335 000 t. Beim Rindfleisch fiel der Export den Verbänden zufolge um 3,7 % auf 398 000 t. In die EU-Länder gingen davon 380 000 t und damit in etwa die gleiche Menge wie im Jahr zuvor. Die ohnehin bereits recht geringe Ausfuhr in Drittländer ist hingegen massiv um rund 46 % auf nur noch 18 000 t gesunken. Die Einfuhr von frischem und gefrorenem Rindfleisch betrug 2009 rund 258 000 t und war damit nur unwesentlich geringer als 2008. Die Importe aus Drittstaaten, die insbesondere für das Segment der Edelteilstücke bedeutsam sind, stiegen um 15,5 % auf gut 53 000 t. AgE
	Vorläufige Produktionsentwicklung in der Fleischverarbeitung 2009

(2008 bis 2009)

	
	
	
	
	

	
	Einheit


	2008


	2009 1)


	2008:2009
in v.H. 2)

	Wurstwaren insgesamt
	
	
	
	

	Menge
	t
	1 465 125
	1 457 704
	- 0,5

	Wert
	1 000 Euro
	6 395 910
	6 504 674
	+ 1,7

	Ø-Preis
	Euro/kg
	4,37
	4,46
	+ 2,1

	davon Rohwürste
	
	
	
	

	Menge
	t
	 435 357
	 429 096
	- 1,4

	Wert
	1 000 Euro
	2 239 439
	2 263 395
	+ 1,1

	Ø-Preis
	Euro/kg
	5,14
	5,27
	+ 2,5

	 Brühwürste
	
	
	
	

	Menge
	t
	 854 204
	 854 431
	+ 0,0

	Wert
	1 000 Euro
	3 379 343
	3 443 088
	+ 1,9

	Ø-Preis
	Euro/kg
	3,96
	4,03
	+ 1,8

	 Kochwürste
	
	
	
	

	Menge
	t
	 175 564
	 174 177
	- 0,8

	Wert
	1 000 Euro
	 777 128
	 798 191
	+ 2,7

	Ø-Preis
	Euro/kg
	4,43
	4,58
	+ 3,4

	1) vorläufig; 2) geringfügige Abweichungen aufgrund eines neuen Güterverzeichnisses für Produktionsstatistiken sind nicht ausgeschlossen


DEUTSCHLAND
tierschutz

Linke für Mindestanforderungen an die gewerbliche Kaninchenhaltung
BERLIN. Die Einführung von Mindestanforderungen an die gewerbliche Kaninchenhaltung fordert die Fraktion Die Linke in einem Antrag, den sie in den Bundestag eingebracht hat. „41 000 t Kaninchenfleisch werden in Deutschland verbraucht, aber noch immer ist nicht geregelt, unter welchen gesetzlichen Bedingungen Kaninchen gewerblich gehalten werden dürfen“, kritisierte die agrarpolitische Sprecherin der Fraktion, Dr. Kirsten  T a c k m a n n , anlässlich der Einbringung. Tackmann forderte Bundeslandwirtschaftsministerin Ilse  A i g n e r  auf, endlich aktiv zu werden, um die Haltung von Mast- und Zuchtkaninchen in Deutschland und der Europäischen Union tiergerechter zu gestalten. Eine Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung sei dringend erforderlich, nachdem bereits seit Jahren auf die Probleme durch zu enge und mangelhaft gestaltete Käfige hingewiesen werde. Strukturierte und ausgestaltete Käfige müssten den Tieren die Möglichkeit bieten, sich von den Artgenossen zurückziehen sowie ungestört Futter und Wasser aufzunehmen. AgE

Bundestierärztekammer mit neuer Geschäftsführerin 
BERLIN. Dr. Katharina  F r e y t a g  ist die neue Geschäftsführerin der Bundestierärztekammer (BTK). Die Juristin hat zum 1. Mai 2010 die Nachfolge von Eberhard  R ö s e n e r  angetreten, der nach mehr als zwei Jahrzehnten in der Geschäftsführung der BTK in den Ruhestand getreten ist. Mit dem personellen Wechsel ist der Umzug der Bundestierärztekammer von Bonn nach Berlin einhergegangen. Die neue Geschäftsstelle befindet sich in der Französischen Straße unweit des Berliner Dienstsitzes des Bundeslandwirtschaftsministeriums. BTK-Präsident Prof. Theodor  M a n t e l  begründete den Umzug mit der Anwesenheit politischer Institutionen und „vieler befreundeter Verbände“ in Berlin. Dort würden auch die wichtigen Entscheidungen getroffen. Der Sitz inmitten des Regierungsviertels biete die Gewähr, „dass Expertenwissen und die Forderungen der Tierärzte künftig in der Politik noch mehr Gehör finden“. AgE

Erste GLOBALG.A.P-Zertifikate für die Putenmast vergeben
AHLHORN. Der privatwirtschaftliche Standardgeber GLOBALG.A.P hat erstmalig Zertifikate für die Putenmast vergeben, und zwar an zwei deutsche Geflügelhalter, die Mitglied im Mästerkreis des Verarbeitungsunternehmens Heidemark sind. Wie GLOBALG.A.P anlässlich der Übergabe vergangene Woche in Ahlhorn erläuterte, hat der Warenprüfkonzern SGS die Betriebe von Erik  T h e u e r k a u f  und Svenja  H e l m e c k e  nach dem neuen GLOBALG.A.P-Standard für Puten zertifiziert. Dr. Roland  A u m ü l l e r  von GLOBALG.A.P erklärte, für eine Zertifizierung müssten die Tierhalter neben dem tierartspezifischen Modul auch die Anforderungen der Basismodule „Gesamtbetrieb“ und „landwirtschaftliche Nutztiere“ erfüllen. Allein der Prüfkatalog „Pute“ enthalte mehr als 100 Kriterien, die SGS bei Heidemark kontrolliert habe. Betrachtet worden seien unter anderem die Futter- und Wasserversorgung, die Stalleinrichtung, die Hygienemaßnahmen, der Umgang mit den Tieren und das Fachwissen der Betreuer sowie der Transport der Schlachtputen. Kritisches Muss-Kriterium sei außerdem die lückenlose Aufzeichnung der Gesundheitsdaten durch den Tierhalter in Verbindung mit der Einhaltung der Regeln eines schriftlich vorliegenden tierärztlichen Gesundheitsplanes (TGP) gewesen. AgE

AgE 11/2010

Noch kein Kompromiss für den Geflügelfleischhandel
MOSKAU. Die Importe Russlands von Geflügelfleisch aus dem bedeutendsten Lieferland USA bleiben weiterhin blockiert. Auch bei der zweiten Verhandlungsrunde konnten sich nach einem Bericht der russischen Wirtschaftszeitung „Kommersant“ Vertreter des US-Landwirtschaftsministeriums und des heimischen Verbraucherschutzdienstes auf keinen Kompromiss einigen. Angesichts einer Anfang 2010 in Kraft getretenen Verschärfung russischer Normen für die Behandlung von Hähnchenkörpern mit der Chlorlösung sind die russischen Einfuhren praktisch zum Erliegen gekommen. Im Januar hatte schon eine hochrangige US-Abordnung hierüber in Moskau ergebnislos verhandelt. Wie Landwirtschaftsministerin Jelena  S k r y n n i k  unterdessen erklärte, rechnet sie in diesem Jahr mit einer weiteren kräftigen Steigerung der heimischen Erzeugung von Geflügelfleisch, und zwar um 400 000 t auf rund 2,94 Mio t. Der russische Geflügelproduzentenverband bezifferte seinerseits den voraussichtlichen Zuwachs zwar nur auf 310 000 t bis 360 000 t; aber auch das von Skrynnik genannte Ziel könnte problemlos erreicht werden, wenn die Nachfrage stimmen würde, erklärte die Verbandsvorsitzende Galina  B o b y l e w a  laut dem Moskauer Wirtschaftsinformationsdienst RosBusinessConsulting. Sie wünsche sich nur, so Bobylewa in diesem Zusammenhang, dass die Einfuhren entsprechend den steigenden Möglichkeiten der heimischen Produzenten eingeschränkt würden. Im laufenden Jahr dürfen die US-Handelspartner 600 000 t Geflügelfleisch nach Russland zu vergünstigten Konditionen liefern; das entspricht 77 % des gesamten Tarifkontingents und 17 % des voraussichtlichen Binnenverbrauchs. Dabei beläuft sich die Quote für die Einfuhren aus der Europäischen Union auf 144 300 t. Das Tarifkontingent wurde 2010 um 172 000 t gegenüber dem Vorjahr auf 780 000 t reduziert. Im kommenden Jahr soll es dann 600 000 t und 2012 nur noch 550 000 t betragen. AgE
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Untersuchung der Universität Göttingen schließt mit Votum für freiwilliges Tierschutzlabel
BONN/GÖTTINGEN. Während Vertreter aus der Wertschöpfungskette ein europäisches Tierschutzkennzeichen reserviert beurteilen, belegen einige empirische Erhebungen das Vorhandensein eines entsprechenden Marktsegments. Das ist das Ergebnis einer Untersuchung der Universität Göttingen, die mit einem positiven Votum für ein freiwilliges, staatlich unterstütztes Tierschutzlabel abschließt. Das Forschungsprojekt, das der Politik wissenschaftliche Entscheidungshilfe im Hinblick auf die deutsche Position zu einem EU-Tierschutzkennzeichen liefern sollte, wurde im Auftrag des Projektträgers Agrarforschung in der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) durchgeführt und vom Bundeslandwirtschaftsministerium gefördert. Wie die Universität Göttingen jetzt in einer Kurzfassung zu dem Projekt weiter feststellte, werden die Nachfrage und die erforderliche Zahlungsbereitschaft der Konsumenten für das Vertrauensgut „Tierschutz“ von den Vertretern der Wertschöpfungskette als gering eingestuft. Von den Wissenschaftlern wird dennoch ein einstufiger Standard mit freiwilliger Teilnahme empfohlen. Die Kriterien sollten dabei deutlich oberhalb des gesetzlichen Tierschutzstandards angesiedelt sein und sich am Stand der Forschung aus den Bereichen Haltung, Management, Tiergesundheit und insbesondere Tierverhalten orientieren. Zu bedenken wird hierbei gegeben, dass das Tierverhalten nach den Ergebnissen des „Welfare-Quality-Projects“ besser international vergleichend zu bewerten ist als die nicht zuletzt klimatisch bedingt sehr unterschiedlichen Haltungsformen. Besonders betont wird die Notwendigkeit, die Markteinführungsphase eines Tierschutzlabels massiv durch den Staat zu unterstützen. Dabei wird auf das deutsche Biosiegel als positives Beispiel einer erfolgreichen Einführungs- und Umsetzungsstrategie verwiesen. (www.ble.de, Rubrik „Forschungsförderung“; „Tierschutzkennzeichen“ in die Suchmaske eingeben) AgE

Methodische Unterschiede bei der Prüfung von Abluftreinigungsanlagen
FRANKFURT. Das vom TÜV Rheinland bei der Prüfung von Abluftreinigungsanlagen in der Tierhaltung eingesetzte Bewertungsverfahren stützt sich auf einzelne Messungen dritter Institutionen an verschiedenen, real arbeitenden Anlagen, wogegen der von der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft (DLG) durchgeführte „DLG Signum Test“ auf einer systematischen und längerfristigen Betrachtung einzelner Biofilter basiert. Daher erfolgte die Zertifizierung des TÜV Rheinland auf einer anderen methodischen Grundlage und ist nicht mit der von der DLG im Rahmen des „DLG Signum Tests“ durchgeführten Zertifizierung vergleichbar. Auf diese methodischen Unterschiede haben die DLG und der TÜV Rheinland vergangene Woche nach einem gemeinsamen Abstimmungsgespräch hingewiesen, um mögliche Fehlinterpretationen bei Zertifikaten zu vermeiden. Die DLG prüft und zertifiziert nach eigenen Angaben mit dem „DLG Signum Test“ unter Zugrundelegung ihres „Prüfrahmens Abluftreinigungssysteme für Tierhaltungsanlagen“. Der TÜV Rheinland prüft und zertifiziert ebenfalls solche Abluftreinigungssysteme und bezieht sich in einzelnen Fällen auch auf die von der DLG in ihrem Prüfrahmen definierten Kriterien. AgE
Projekt zu Nachhaltigkeitsaspekten in der Geflügelwirtschaft
AL ZOETERMEER. Die niederländische Wirtschaftsgruppe für Geflügel und Eier (PPE) will in einem gemeinsamen Forschungsprojekt mit verschiedenen anderen Wirtschaftsgruppen aus den Bereichen Landwirtschaft und Gartenbau ausloten, welche Nachhaltigkeitsaspekte in der Geflügelwirtschaft Berücksichtigung finden müssen. Das hat die niederländische Wirtschaftsgruppe für Vieh, Fleisch und Eier (PVE) in der vergangenen Woche mitgeteilt. Geklärt werden solle unter anderem, ob neben dem Schutz von Boden, Wasser, Luft und Biodiversität auch das Tierwohl mit einzubeziehen sei. Ausgewiesenes Ziel sei es, eine einheitliche Definition für Nachhaltigkeit im Sektor zu entwickeln, die auch eine internationale Vergleichbarkeit ermögliche. AgE
„Höchstens 17 Prozent“ der Legehennen in Käfighaltung
BUKAREST. Höchstens 17 % der mehr als 38 Millionen Legehennen in Rumänien werden laut Angaben von Landwirtschaftsminister Mihail  D u m i t r u  in Käfigen gehalten. Und diese Tiere würden genauso gefüttert wie die Hühner in Freilandhaltung, stellte der Minister kürzlich gegenüber „bursa online“ fest. So lange, wie ein bestimmtes Haltungssystem zugelassen sei, könnten sowohl in Rumänien als auch in der Europäischen Union und im Rest der Welt Eier, die auf diese Art und Weise produziert würden, ohne Probleme auf den Markt gebracht werden, erklärte Dumitru. Anlass für die Äußerungen des Ministers zur Haltung der Legehennen ist ein Streit zwischen Tierschützern und Eierproduzenten, der durch eine Presseaktion der österreichischen Tierschutzorganisation „Vier Pfoten“ ausgelöst worden war. Laut „Vier Pfoten“ stammen zwei Drittel bis drei Viertel der jährlich in Rumänien produzierten rund 6,3 Milliarden Eier von Hühnern, die „ein erbärmliches Leben in Käfigen fristen“. Der rumänische Ernährungswissenschaftler Prof. Gheorghe  M e n c i n i c o p s k i , der die Tierschutzorganisation unterstützt, wies zudem auf die nach seiner Meinung negativen Folgen der Käfighaltung für die Eierqualität hin. Moniert worden war auf der Pressekonferenz auch, dass bisher nur ganz wenigen Verbrauchern in Rumänien die EU-Kennzeichnungspflicht für Eier bekannt sei. Die Käufer hätten kaum eine Möglichkeit, sich entsprechend zu informieren und auszuwählen. Die Vereinigung rumänischer Geflügelzüchter (UCPR) wies die Vorwürfe mit Nachdruck zurück. Mittels gezielter Fehlinformationen solle die heimische Eierproduktion „kaputtgemacht werden“, so UCPR. Die rumänischen Erzeuger würden die EU-Vorgaben strikt befolgen. UCPR-Präsident Ilie  V a n  gab mit Blick auf das bis 2012 umzusetzende Verbot der klassischen Käfighaltung zu bedenken, dass die Umrüstung auf Bodenhaltung die Eier verteuern und zu einem Rückgang der Eierproduktion in Rumänien führen werde. AgE
Rumänien/USA
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Smithfield rechnet mit moderaterem Wachstum in Rumänien
BUKAREST. Smithfield Romania, ein Tochterunternehmen des US-Konzerns, rechnet für 2010 mit einem moderateren Wachstum. Wie der Generaldirektor von Smithfield Romania, Bogdan  M i h a i l , kürzlich gegenüber dem Bukarester Informationsdienst zf.ro mitteilte, werden Investitionsvorhaben überprüft. „Im Prinzip“ seien die Entwicklungschancen auf dem rumänischen Fleischmarkt aber nicht schlecht, erklärte Mihail und verwies auf das große Angebotsdefizit an Fleisch aus inländischer Produktion. Dem Generaldirektor zufolge basieren 70 % der Fleischerzeugung in Rumänien auf Rohstoffimporten. Für 2010 werde mit einem Umsatzwachstum in der Größenordnung von 10 % gerechnet, führte Mihail aus. Im vergangenen Jahr sei der Umsatz um 30 % auf 153 Mio $ (112 Mio Euro) gestiegen. Allerdings schrieb das Unternehmen 2007 und 2008 Verluste in Millionenhöhe. Laut Mihail will Smithfield seine Produktions- und Verarbeitungskapazitäten in diesem Jahr dennoch um 10 % ausbauen. Das Unternehmen gilt mit einer Schlachtkapazität von 600 Schweinen pro Stunde und 950 Mitarbeitern als „größter rumänischer Schlachthof“. Beim Aufbau neuer Mastkapazitäten in der westrumänischen Region Timiş sollen auch Fördermittel der Europäischen Union genutzt werden. Im vorigen Jahr investierte das Unternehmen dort 25 Mio $ (18 Mio Euro) in neue Mastanlagen und 30 Mio $ (22 Mio Euro) in zwölf Ferkelaufzuchtbetriebe. Die US-Tochter betreibt derzeit an 47 Standorten in Rumänien Schweinehaltung; der Bestand beläuft sich auf insgesamt mehr als 50 000 Sauen und 850 000 Masttiere. Zudem verfügt Smithfield in Westrumänien über zwei Futtermittelbetriebe. Um die vor allem unter der Dorfbevölkerung weit verbreitete Animosität gegenüber dem US-„Fleischgiganten“ abzubauen, werde eine intensive Corporate-Identity-Politik betrieben, sagte Mihail. Dabei stünden die Themen Lebensmittelsicherheit und Umweltverantwortung sowie die Förderung von Gemeinden im Vordergrund. AgE 
Umrechnungskurs: 1 $ = 0,7322 Euro
Geflügel-Absatzkampagne durch Online-Aktivitäten ergänzt
BERLIN. Nach dem Start einer großen Anzeigenwelle in verschiedenen Zeitschriften haben die Initiatoren der Absatzförderung für deutsches Geflügelfleisch ihre Aktivitäten auf das Internet ausgeweitet. Auf ausgesuchten Portalen startete die Informationsgemeinschaft Deutsches Geflügel (IDEG) vergangene Woche Online-Banner. Attraktive Sonderwerbeformen sollen Zielgruppen ansprechen, die sich viel im Netz bewegen. IDEG-Geschäftsführer Dr. Thomas  J a n n i n g  zeigte sich mit dem Auftakt hoch zufrieden. Mit der Kampagne setze die Branche die Kommunikation für eine stufenübergreifende deutsche Erzeugung fort, die in den vergangenen Jahren bereits erfolgreich durchgeführt worden sei. Neu sei, dass die Kommunikation mit dem aktuellen Thema der Nachhaltigkeit betont werde. Dabei geht die IDEG mit ihrer 2 Mio Euro schweren Kampagne im Internet auch auf die Klimabilanz in verschiedenen Zweigen der Fleischproduktion ein (AGRA-EUROPE 10/10, LÄNDERBERICHTE 51). (www.deutsches-gefluegel.de) AgE
Zedler bleibt Präsident des Landesbauernverbandes Sachsen-Anhalt
STASSFURT. Frank  Z e d l e r  ist in Staßfurt mit großer Mehrheit in seinem Amt als Präsident des Landesbauernverbandes Sachsen-Anhalt bestätigt worden. Rund 95 % der Delegierten sprachen sich auf dem Bauerntag für eine zweite Amtsperiode des Agraringenieurs aus Aschersleben aus, der 2006 in einer Kampfabstimmung an die Spitze des Verbandes gekommen war. Zedler ist Geschäftsführer der Hoymer Agrar GmbH, die Milchviehhaltung und Ackerbau betreibt. Das CDU-Mitglied ist Vorsitzender des Kreisbauernverbandes Aschersleben. DBV-Präsident Gerd  S o n n l e i t n e r   bedankte sich anlässlich der Wiederwahl bei Zedler für sein großes Engagement im Landesbauernverband und im DBV. Als Vorsitzender des DBV-Fachausschusses Betriebswirtschaft sei Zedler sozusagen der „Vater des Situationsberichtes der deutschen Landwirtschaft“. Als erster Vizepräsident wurde Torsten  W a g n e r  aus Riestedt im Landkreis Mansfeld-Südharz gewählt. Weitere Vizepräsidenten des Landesbauernverbandes Sachsen-Anhalt sind Eberhard  S t a h r  und Reinhard  U l r i c h . AgE
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Zedler setzt agrarpolitische Akzente
Boden, Milch und Markt als Schwerpunktthemen beim Landesbauerntag - Weiter Kritik an BVVG-Ausschreibungen - Plädoyer für Ausbau der Veredlung - Rückläufigen Trend stoppen - Ungerechtigkeit beim Sonderprogramm Milch beklagt - Kritik am Erosionskataster - Aeikens initiiert Gründung eines Zukunftsforums Land- und Forstwirtschaft - Sonnleitner ruft zu Achtsamkeit bei Planungen von Bund und Ländern auf
STASSFURT/BERLIN. Der Präsident des Landesbauernverbandes Sachsen-Anhalt, Frank  Z e d l e r , ist trotz der neuen Privatisierungsgrundsätze bei der Bodenverwertungs- und Verwaltungsgesellschaft (BVVG) weiterhin unzufrieden mit den Effekten der Ausschreibungen auf den Bodenmarkt. Bei seiner Rede auf dem Landesbauerntag in Staßfurt erkannte Zedler am vergangenen Donnerstag an, dass die überarbeiteten Privatisierungsgrundsätze eine Streckung des Privatisierungszeitraums bis 2025 und mehr Flexibilität in den Pachtmöglichkeiten enthielten. Allerdings sei die Ausschreibung immer noch das grundsätzliche Prinzip der Privatisierung und jede Ausschreibung habe bis jetzt Preise in die Höhe getrieben. Die zur Zeit gebotenen Preise ließen sich aber in der normalen landwirtschaftlichen Nutzung überhaupt nicht mehr realisieren, kritisierte Zedler. Es sei prinzipiell zu hinterfragen, ob es richtig sei, dass der Staat mit einer begrenzt verfügbaren natürlichen Ressource „Extraprofite durch ein Marktverfahren wie die Ausschreibung“ erzielen sollte. Unterstützt wird von Zedler der Vorstoß des Landes zur Übernahme der restlichen 75 000 ha der BVVG. Dies verspreche langfristig „vielleicht mehr Ruhe im Bodenmarkt“. Was den Produktionsfaktor Boden angeht, sieht der Präsident des Landesbauernverbandes auch an anderen Stellen Handlungsbedarf. Der Schutz landwirtschaftlicher Flächen vor ungezügeltem Verbrauch müsse von Politik und Verwaltung konsequenter umgesetzt werden. Kritisch äußerte er sich auch zum neuen Erosionsschutzkataster, das Deutschland mit großer Akribie umsetze. „Unsere Nachbarn haben sich für einfachere Lösungen entschieden. Hier gilt generell, mehr Bürokratie löst keine Probleme“, betonte Zedler.
Brückenschlag zwischen Politik, Forschung und Wirtschaft
Landwirtschaftsminister Dr. Hermann Onko  A e i k e n s  stieß beim Landesbauerntag die Gründung eines Zukunftsforums Landwirtschaft und Forstwirtschaft an, zu dem er Agrarverbände, Wissenschaftler und Politik einlud. Dieses Forum solle ein Podium sein, „in dem wir anstehende Fragen gemeinsam diskutieren und nach Lösungen suchen“, erklärte Aeikens. Als mögliche Themen nannte er die EU-Agrarpolitik nach 2013, Fragen des Bodenmarktes und der Bodennutzung, den Einsatz nachwachsender Rohstoffe sowie das Verhältnis von Landwirtschaft und Umweltschutz. Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes (DBV), Gerd  S o n n l e i t e r , mahnte zur Wachsamkeit bei Planungen von Bund und Ländern. Zielsetzung müsse die konsequente, vielfach bekundete Einhaltung der Eins zu Eins-Umsetzung europäischer Richtlinien und Verordnungen in deutsches Recht sein.
„Gleichberechtigter Wirtschaftszweig“
Als Leitbild nannte Sonnleitner eine „bäuerlich geprägte Landwirtschaft“. Die Bauern stünden für Nachhaltigkeit über Generationen hinweg. Diese Landwirtschaft müsse als gleichberechtigter Zweig innerhalb des Wirtschaftsgefüges angesehen werden. „Deshalb auch unsere Forderung nach einem Konjunkturpaket für die Landwirtschaft in der Wirtschaftskrise, das wir mit dem Sonderprogramm erreicht haben“, sagte der DBV-Präsident. In der Politik müssten die richtigen Rahmenbedingungen und Leitplanken gesetzt werden. Dies fange mit lebenswerten ländlichen Räumen und einer langfristig funktionierenden Infrastruktur an. Sonnleitner zufolge sind die Landwirte als Pfleger der Kulturlandschaften wie kein anderer Wirtschaftszweig in den ländlichen Räumen verwoben und gerade in den neuen Bundesländern einer der wichtigsten Arbeitgeber auf dem Land.
Mehr Unterstützung gewonnen
Licht und Schatten sieht Zedler bei den von der Bundesregierung beschlossenen Hilfen für die Landwirtschaft, die er prinzipiell begrüßte, so die Absenkung der Agrardieselbesteuerung und das Milchsonderprogramm. Er kritisierte allerdings, die Mittel für die Milchproduktion kämen über die Grünlandprämie zu spät. Die Kuhprämie von rund 20 Euro je Kuh sei durch die De-Minimis-Beihilferegelung beschränkt und bedeute gerade für die Milchviehhalter in Sachsen-Anhalt eine Kappung der Zahlung und damit Ungerechtigkeit, „mit der wir uns eigentlich nicht abfinden können“, so Zedler. Auch beim Agrardiesel sei man noch nicht am Ziel. Eine dauerhafte Abschaffung von Sockelbetrag und Deckelung sei noch lange nicht beschlossen. Eine weitere Befristung wäre ein katastrophales Signal, weil „gerade unsere Betriebe in den neuen Ländern dadurch massiv benachteiligt würden“, warnte der Präsident des Landesbauernverbandes. Er verlangte Wettbewerbsgleichheit, und zwar dauerhaft und gesichert.
Gesellschaftlicher Druck bei Stallbauten
In der Veredlung setzt Zedler sich für eine Umkehr des rückläufigen Bestandstrends in der Schweineproduktion ein. Auch bei Sauen sei im zweiten Jahr in Folge ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen gewesen. Andererseits sei die Produktivität stark gestiegen. Die Schweineproduktion habe sich inzwischen als Produktionszweig von Spezialisten etabliert, stellte der Präsident des Landesbauernverbandes fest. Die Gewinnmargen seien aber auch 2009 sehr gering gewesen. Zudem sieht der Agraringenieur aus Aschersleben zunehmenden Druck aus der Gesellschaft in Richtung der Schweineproduktion, zum Teil aber auch beim Geflügel. „Ein Neubau eines Schweinestalls ist ein Kraftakt mit enormem Aufwand und großer Zeitverzögerung, weil es eine Minderheit von selbst ernannten Tier- und Umweltschützern gibt, die sich zum Ziel gesetzt haben, jede Neuinvestition zu verhindern“, konstatierte Zedler. Sie machten dies sehr professionell und zum Teil mit institutioneller Förderung im Rücken. Der gebürtige Quedlinburger erinnerte daran, dass Sachsen-Anhalt das viehärmste Bundesland sei und zu DDR-Zeiten auf dem Territorium doppelt so viele Schweine und Rinder unter wesentlich schlechteren Bedingungen gestanden hätten. Der Eigenbedarf an Schweinefleisch könne bei weitem nicht gedeckt werden. Veredlung sei Wertschöpfung, schaffe Arbeitsplätze und trage zum Nährstoffkreislauf bei. Natürlich sei auch der Berufsstand gefordert, um für die Akzeptanz von Landwirtschaft zu sorgen. AgE
Smithfield dämmt Verluste in der Schweineproduktion ein
SMITHFIELD. Beim vertikal integrierten Fleischkonzern Smithfield aus den Vereinigten Staaten greift allmählich das Programm zur Kostensenkung. Der in Virginia beheimatete Konzern gab vergangene Woche für das Ende Januar 2010 abgeschlossene erste Quartal des Geschäftsjahres 2010 einen Umsatz von 2,88 Mrd $ (2,1 Mrd Euro) bekannt, nach 3,35 Mrd $ (2,5 Mrd Euro) im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Dabei verringerten sich die Verkäufe an frischem Schweinefleisch um 10 % auf einen Wert von 1,02 Mrd $ (0,75 Mrd Euro). Der Umsatz mit verpackten Fleischteilen sank um mehr als 18 % auf 1,38 Mrd $ (1,0 Mrd Euro). Insgesamt schrieb der Konzern wieder schwarze Zahlen. Über alle Geschäftsfelder hinweg berichtete der Konzern von einem Gewinn in Höhe von 96,5 Mio $ (70,9 Mio Euro), nach einem Verlust von 135,5 Mio $ (99,6 Mio Euro) im ersten Quartal des Geschäftsjahres 2009. Weiterhin Verluste musste Smithfield allerdings in der Schlachtschweineproduktion hinnehmen. Hier schlug ein Fehlbetrag von 55,6 Mio $ (40,9 Mio Euro) zu Buche, nach einem Minus von 253,6 Mio $ (186,4 Mio Euro) im entsprechenden Vorjahreszeitraum. Die Eindämmung der Verluste war laut Unternehmensangaben auf eine Verbesserung der Preise am US-Schlachtschweinemarkt um 12 % zurückzuführen, während die Produktionskosten gleichzeitig um 16 % sanken. Viel freundlicher als das US-Geschäft präsentierte sich der Markt für die Amerikaner in Drittstaaten. So berichtete Smithfield von guten Ergebnissen seiner Aktivitäten in Polen, Rumänien und Mexiko. Die Betriebsergebnisse der dortigen Betriebe hätten sich gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum um mehr als 41 Mio $ (30,1 Mio Euro) verbessert. Vorstandschef  C.  Larry  P o p e  sprach bei der Vorstellung der Ergebnisse von einer erfolgreichen Restrukturierung, die in großen Teilen auf die Schließung schwach ausgelasteter Schlachthöfe zurückzuführen sei. Man habe damit auf Umsatz verzichtet, aber eine wettbewerbsfähigere und effizientere Kostenbasis geschaffen sowie den Produktmix verbessert. AgE
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Export lebender Schweine kräftig gestiegen
Deutschland vermarktete 2009 insgesamt rund 1,6 Millionen lebende Schlachtschweine und 1,45 Millionen Ferkel im Ausland - Deutlich umfangreichere Lieferungen nach Osteuropa und nach Russland - ISN beurteilt die Chancen auf eine längerfristige Stützung des Marktes durch die Lebendausfuhren angesichts der politischen Tendenzen aber verhalten
DAMME. Der Export lebender Schweine aus Deutschland hat sich in den vergangenen Jahren äußerst dynamisch entwickelt. Wie die Interessengemeinschaft der Schweinehalter Deutschlands (ISN) vergangene Woche berichtete, erhöhte sich die Ausfuhr lebender Schlachtschweine 2009 im Vergleich zum Vorjahr um 35 % auf rund 1,6 Millionen Tiere. Mittlerweile werde jedes 15. Schwein aus dem Bundesgebiet lebend exportiert, stellte die ISN dazu fest. Dabei hätten sich die Ausfuhren nach Osteuropa und Russland seit 2007 nahezu verdoppelt. Lebendexporte in die „alte EU“ entwickelten sich hingegen rückläufig. Die EU-Osterweiterung habe den deutschen Viehhändlern die Möglichkeit geschaffen, sich neue Märkte zu erschließen, erläuterte die Interessengemeinschaft. Laut ihren Angaben erhöhten sich die Lieferungen lebender Schlachtschweine nach Polen im vergangenen Jahr gegenüber 2008 um 223 % auf rund 500 000 Tiere, nach Russland um 109 % auf 210 000 Stück sowie nach Ungarn und Tschechien um 661 % beziehungsweise 78 % auf jeweils 110 000 Tiere. Der Export nach Österreich ging demgegenüber um ein Fünftel auf 460 000 Schweine zurück. Österreich bleibe ein wichtiger Absatzmarkt für deutsche Schlachtschweine, werde aber zunehmend von den osteuropäischen Märkten abgelöst, resümierte die ISN. 
Auch gut ein Drittel mehr Ferkel ausgeführt
Der Export lebender Ferkel aus Deutschland belief sich 2009 laut Angaben der Interessengemeinschaft auf 1,45 Millionen Tiere, was eine Zunahme um 34 % bedeutete. Das wichtigste Empfangsland war Rumänien, das die Bezüge gegenüber 2008 um 111 % auf 335 000 Tiere erhöhte. Die deutschen Ferkelausfuhren nach Kroatien legten um 36 % auf 300 000 Stück zu. Ungarn nahm 170 000 Ferkel deutscher Herkunft ab; das waren 257 % mehr als 2008. Die Exporte nach Österreich und Italien hätten in den vergangenen Jahren eine wichtige Rolle gespielt, seien aber in Relation zu dem starken Wachstum der osteuropäischen Länder rückläufig, stellte die ISN fest. Relativ gesehen hätten die Ferkelexporte in die Ukraine 2009 den größten Sprung hingelegt; sie seien um 900 % auf 38 000 Stück gestiegen. Dass bereits 77 % der deutschen Ferkelausfuhren für Südosteuropa bestimmt gewesen seien, lasse sich wahrscheinlich damit erklären, dass die ursprünglichen Märkte für süddeutsche Ferkel in Nordwestdeutschland zunehmend von den Niederländern und Dänen besetzt würden, so die ISN. Die Viehhändler hätten sich daher neuen, südlicheren Absatzmärkten zugewandt. Der Export von Zuchtschweinen spielt der Interessengemeinschaft zufolge gegenüber der Lebendausfuhr von Ferkeln und Schlachtschweinen nur eine untergeordnete Rolle. Die 35 000 exportierten Tiere würden rund 1 % des Gesamtlebendexports ausmachen.
Chancen durch Bestandsabbau in Osteuropa
In einer Art Ausblick stellte die Interessengemeinschaft der Schweinehalter Deutschlands fest, dass die Hoffnung, die Lebendexporte würden den heimischen Schlachtschweinemarkt längerfristig stützen, aus den neuesten politischen Anstrengungen nicht abzuleiten sei. Der Export von Lebendvieh erhalte seit kurzem eine erhöhte politische Aufmerksamkeit in Deutschland. Der Bundesrat empfehle verringerte Ladedichten, eine Begrenzung von Transporten auf acht Stunden und den grundsätzlichen Ausschluss längerer Transporte lebender Schlachttiere nach Drittländern. Er plädiere zudem dafür, keine bilateralen Veterinärbescheinigungen für lebende Schlachttiere mit Drittländern vorzusehen. Darüber hinaus wies die ISN darauf hin, dass Russland den Einfuhrzoll für Lebendimporte verachtfacht habe, und zwar auf 40 %. Dies habe erhebliche Auswirkungen auf die Ausfuhr lebender Schweine aus vielen europäischen Ländern. Der Markt könne nur so lange seinen Weg gehen, bis die Politik einen Riegel vorschiebe. Lebendexporte hätten sich in den vergangenen zwei Jahren zu einem Nischenmarkt beziehungsweise Ventil mit guten Erlösen entwickelt. Die Aussichten für die Lebendausfuhr von Schlachtschweinen seien ungewiss, „aber nicht hoffnungslos“, so die Interessengemeinschaft. Der starke Bestandsabbau in Osteuropa eröffne weitere Chancen. Auch die ursprünglichen Märkte Österreich und Italien könnten wieder stärker in den Fokus rücken. AgE
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Mäster in der EU setzen auf höhere Schlachtschweinepreise
Teilnehmer des „Vierländertreffens“ halten ein Erlösniveau von 1,50 Euro je Kilogramm Schlachtgewicht im September dieses Jahr es für realistisch - VEVA stellt erneut das Preisbildungsverfahren am Schweinemarkt in Frage - ISN-Vorstandsmitglied Schulze-Bremer beklagt Verordnungsflut in Deutschland
TIELT/DAMME. Die Schweinemäster in wichtigen Produktionsländern schauen derzeit wieder optimistischer in die Zukunft. Aktuelle EU-Prognosen ließen für das zweite Halbjahr durchaus „Gutes“ hoffen, erklärte die Interessengemeinschaft der Schweinehalter Deutschlands (ISN) vergangene Woche in einer Presseverlautbarung zum „Vierländertreffen“, das am 24. Februar im belgischen Tielt stattgefunden hatte. Dabei seien sich die Teilnehmer nach eingehender Marktanalyse einig gewesen, dass die Überschreitung eines Schweinepreises von 1,50 Euro je Kilogramm Schlachtgewicht (SG) im September realistisch sei. Damit verbunden werde auch mit einem Ferkelpreis von 50 Euro gerechnet. Der Präsident des niederländischen Fachverbandes der Schweineproduzenten (NVV), Wyno  Z w a n e n b u r g , berichtete laut ISN über die Zunahme des Exports niederländischer Schlachtschweine. Dieser Anstieg betreffe nicht nur die Lieferungen nach Deutschland, sondern auch nach Ungarn und Polen. Außerdem seien die niederländischen Importe von dänischen Ferkeln im ersten Halbjahr 2009 deutlich gewachsen, so Zwanenburg. Laut Hans  A a r e s t r u p , Geschäftsführer der Danske Svineproducenter (LaDS), sind die Kaufpreise für Schweineställe und Boden in Dänemark deutlich gesunken. Dennoch werde nur wenig verkauft. Die Preise für Ferkel seien gestiegen, da sie teurer nach Deutschland verkauft werden könnten. Die dänischen Mäster könnten die höheren Ferkelpreise aufgrund der geringeren Schlachtschweinepreise jedoch nur schwer bezahlen, erklärte Aarestrup. 
Manipulierter Markt zu Lasten der Familienbetriebe?
Marianne  V a n d e n b e r g h e  von der belgischen Vereinigung der Schweinehalter (VEVA) stellte erneut das aktuelle Verfahren der Preisbildung am Schweinemarkt in Frage. Der Markt sei manipuliert, und der Strukturwandel vollziehe sich gerade auf Kosten der Familienbetriebe, so ihre Feststellung. Ludo  D o b b e l s , ebenfalls von der VEVA, forderte vor diesem Hintergrund ein kritisches Hinterfragen der Preisbildung in den Ländern, aus denen Vertreter zum „Vierländertreffen“ gekommen waren. Einer europäischen Schweinemarktordnung oder einer Quote erteilten der ISN zufolge Dänen, Niederländer und Deutsche in der Diskussion jedoch eine Absage. Dies konserviere nur nicht wettbewerbsfähige Verhältnisse; lediglich der freie Markt schaffe optimale Strukturen, betonte ISN-Vorstandsmitglied Christian  S c h u l z e  - B r e m e r . Er beklagte die „Verordnungsflut“ in Deutschland und nannte den Ammoniakleitfaden, die Ausführungshinweise zur Schweinehaltungsverordnung, neue Richtlinien des Vereins Deutscher Ingenieure (VDI) und das privilegierte Bauen im Außenbereich. Darüber hinaus seien in Deutschland Tendenzen zu erkennen, neue Standorte für Schweineställe in Bebauungsplänen einzugrenzen, so Schulze-Bremer. Mit ähnlichen Auflagen haben jedoch auch die niederländischen und dänischen Schweinehalter zu kämpfen, wie Zwanenburg und Aarestrup berichteten. Die niederländischen Schweinehalter sollten ihre Ställe in bestimmten Regionen ansiedeln. In Dänemark würden Genehmigungen für Ställe lediglich für acht Jahre erteilt. Danach müsse eine Verlängerung beantragt und der Stall vor der weiteren Nutzung auf den neuesten technischen Stand aufgerüstet werden. AgE
Jetzt deutlich mehr Legehennen in Boden- als in Käfighaltung


Verbot der klassischen Käfighaltung in Kraft - Bodenhaltung zählte Anfang Dezember 2009 mehr als 13,3 Millionen Tiere - Kleingruppenhaltungsplätze nur zu gut der Hälfte belegt - Insgesamt ging die Zahl der Legehennen in Deutschland um 15 Prozent zurück - Statistisches Bundesamt rechnet für das laufende Jahr mit Erholung des Bestandes
WIESBADEN. In Deutschland hat das seit 1. Januar 2009 geltende Verbot der klassischen Käfighaltung zu erheblichen Veränderungen bei der Hennenhaltung geführt. Wie das Statistische Bundesamt am Montag vergangener Woche berichtete, gab es zur Erhebung am 1. Dezember 2009, bei der sämtliche Betriebe von Unternehmen mit mindestens 3 000 Hennenhaltungsplätze erfasst werden, erstmals mehr Legehennen in der Boden- als in der Käfighaltung. Alternativ zur verbotenen klassischen Batteriehaltung dürfen Legehennen nur noch in der als tiergerechte Haltungsform zugelassenen Kleingruppenhaltung aufgestallt werden. Für die Umstellung ihrer Betriebe war den Legehennenhalter unter bestimmten Bedingungen noch eine Übergangsfrist bis Ende 2009 eingeräumt worden. Die Käfighaltung verzeichnete in den zwölf Monaten bis Anfang Dezember 2009 einen Rückgang des Legehennenbestandes um 59,9 % auf 7,57 Millionen Plätze. Die Kapazitätsauslastung lag hier nur noch bei 54 %. Von den Käfighaltungsplätzen, die um 43,2 % auf 14,07 Millionen abgebaut wurden, entfielen am Berichtstag 2,4 Millionen auf die Kleingruppenhaltung, verglichen mit 1,1 Millionen ein Jahr vorher. Die Zahl der Betriebe halbierte sich auf nur mehr 275. In der Bodenhaltung gab es Anfang Dezember 2009 insgesamt 705 Betriebe mit 16,63 Millionen Hennenhaltungsplätzen, was einer Zunahme um 16,7 % beziehungsweise 92,0 % entsprach. Gleichzeitig erhöhte sich der Bestand an Legehennen hier um 85,4 % auf 13,32 Millionen Tiere, womit die Auslastung sich auf 80 % belief. Insgesamt verringerte sich die Zahl der Hennenhaltungsplätze in Deutschland um 6,5 % auf 37,34 Millionen, und der Legehennenbestand ging um 15,3 % auf 26,85 Millionen Tiere zurück. Erfasst wurden noch 1 111 Betriebe, 78 weniger als ein Jahr zuvor.
Legekükenschlupf seit Oktober deutlich gestiegen
An Attraktivität eingebüßt hat in Deutschland offensichtlich die Freilandhaltung von Legehennen. Obwohl mehr Betriebe erfasst wurden, nämlich 258 gegenüber ein Jahr zuvor 248, wurden die Zahl der Hennenhaltungsplätze in diesem Bereich während der zwölf Monate bis Dezember 2009 um 3,5 % auf knapp 4,30 Millionen und der Bestand an Legehennen um 1,5 % auf 3,86 Millionen Tiere abgebaut. Anfang Dezember 2006 waren noch fast 5,7 Millionen Freiland-Hennenhaltungsplätze erfasst worden. Experten führen die negative Entwicklung auch auf die Erfahrungen im Zusammenhang mit der Vogelgrippe zurück. Zur Vermeidung einer Übertragung der Infektion von Wildvögeln auf Nutztierbestände waren von den zuständigen Behörden in den vergangenen Jahren immer wieder Aufstallungsgebote erlassen worden. Weiter im Aufwind befand sich im vergangenen Jahr die ökologische Eiererzeugung: In diesem Segment wurden zum Erhebungstag 2,35 Millionen Hennenhaltungsplätze in 148 Betrieben erfasst, was gegenüber Anfang Dezember 2008 einem Plus von einem Viertel  beziehungsweise 15,0 % entsprach. Die Zahl der nach ökologischen Kriterien gehaltenen Legehennen wuchs gleichzeitig um mehr als ein Fünftel auf 2,09 Millionen Stück. Das Statistische Bundesamt wies außerdem daraufhin, dass durch das Verbot der klassischen Käfighaltung und die Umstellung der Betriebe in den ersten elf Monaten von 2009 insgesamt rund 934 Millionen Eier in Deutschland weniger produziert worden seien als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum. Aufgrund des deutlichen Anstiegs des Legekükenschlupfs seit Oktober 2009 rechnen die Wiesbadener Statistiker aber wieder mit einer Erholung des Legehennenbestandes in diesem Jahr. Laut Schätzung der „Marktinfo Eier & Geflügel“ (MEG) belief sich die deutsche Konsumeierproduktion 2009 auf knapp 10 Milliarden Stück (AGRA-EUROPE 3/10, MARKT + MEINUNG 9). AgE
	Betriebe mit Hennenhaltungsplätzen1) nach Haltungsformen

(1. Dezember 2005 bis 2009)

	
	2005
	2006
	2007
	2008
	2009
	2009:08

	
	
	
	
	
	
	in v.H.

	Betriebe:
	
	
	
	
	
	

	Insgesamt2)
	 1 246  
	 1 253  
	 1 233  
	 1 189  
	 1 111  
	-  6,6  

	davon Käfighaltung
	  850  
	  770  
	  712  
	  587  
	  275  
	- 53,2  

	Bodenhaltung 
	  509  
	  553  
	  569  
	  604  
	  705  
	+ 16,7  

	Freilandhaltung 
	  306  
	  349  
	  255  
	  248  
	  258  
	+  4,0  

	Ökologische Erzeugung2)
	          . 
	          . 
	  110  
	  119  
	  148  
	+ 24,4  

	Haltungsplätze:
	
	
	
	
	
	

	Insgesamt
	39 408 217
	39 619 902
	39 994 455
	39 929 992
	37 344 316
	-  6,5  

	davon Käfighaltung
	28 827 594
	27 914 014
	27 036 944
	24 777 300
	14 069 387
	- 43,2  

	Bodenhaltung 
	5 564 540
	6 008 077
	6 800 636
	8 659 350
	16 629 469
	+ 92,0  

	Freilandhaltung 
	5 016 083
	5 697 811
	4 375 596
	4 451 573
	4 297 494
	-  3,5  

	Ökologische Erzeugung2)
	. 
	. 
	1 781 279
	2 041 769
	2 347 966
	+ 15,0  

	Legehennenbestand:
	
	
	
	
	
	

	Insgesamt
	32 256 838
	32 527 963
	32 697 002
	31 705 900
	26 846 197
	- 15,3  

	davon Käfighaltung
	21 275 081
	22 048 615
	21 924 619
	18 868 534
	7 572 165
	- 59,9  

	Bodenhaltung3) 
	. 
	. 
	5 710 783
	7 186 699
	13 323 768
	+ 85,4  

	Freilandhaltung3) 
	. 
	. 
	3 478 221
	3 916 835
	3 858 729
	-  1,5  

	Ökologische Erzeugung2)
	. 
	. 
	1 583 379
	1 733 832
	2 091 535
	+ 20,6  

	1) In Betrieben von Unternehmen mit 3 000 und mehr Haltungsplätzen; 2) Erstmalig im Jahr 2007 erfasst, die Betriebe ordneten sich bis 2006 in der Regel der Haltungsform der Freilandhaltung zu; 3) Bestand erstmals im Jahr 2007 erfasst


AbL für europäisches Tierschutzzentrum in Celle
HAMM. Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) begrüßt die Initiative der Bundesregierung, das neue europäische Tierschutzzentrum nach Celle zu holen. Die Einrichtung könne auch hierzulande wichtige Anstöße zur Beseitigung von Missständen in der Massentierhaltung geben, erklärte die AbL in der vergangenen Woche und verwies auf die aus ihrer Sicht dringend notwendige Überarbeitung der Nutztier-Haltungsverordnungen zugunsten der Tiere in der „agrarindustriellen Geflügel- und Schweinehaltung“ sowie die notwendige Ausrichtung der bestehenden Förderprogramme auf eine artgerechte Haltung der Tiere mit ausreichendem Platz, Einstreu und Auslauf. Die Wissenschaftler des EU-Zentrums könnten laut AbL auch einen „belebenden Einfluss“ ausüben auf die möglichen Kooperationspartner in der Tiermedizinischen Hochschule Hannover, im Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) Mariensee und in den Universitäten Göttingen und Vechta sowie auf die Verhältnisse in großen Tierhaltungsanlagen in West- und Ostdeutschland. Der Parlamentarische Staatssekretär vom Bundeslandwirtschaftsministerium, Dr. Gerd  M ü l l e r , hatte unlängst das Interesse der Bundesregierung an der Ansiedlung des europäischen Tierschutzzentrums in Celle bekräftigt. AgE

Geflügelbranche rührt mit Klimathema die Werbetrommel
Neue Kampagne wirbt für Hähnchen- und Putenfleisch aus deutscher Produktion - Beim Klimaschutz Abgrenzung vom Rotfleisch - Kind und Natur als zentrales Anzeigenmotiv - 2 Millionen Euro zur Verfügung - Nachhaltigkeit soll Kommunikation für deutsche Ware mit Nachrichtenwert aufladen
BERLIN. Die Geflügelbranche setzt mit einer neuen Werbestrategie zur Absatzförderung von Ware aus deutscher Produktion auf die Themen Umweltschutz und Herkunftssicherung. Mit einer 2 Mio Euro schweren Kampagne unter dem Motto „Deutsches Geflügel: Nachhaltig gut“ macht der Wirtschaftszweig, der 2009 eine Rekordproduktion von 1,39 Mio t ablieferte, ab diesem Mittwoch mit einer Anzeigenwelle in auflagenstarken Frauenzeitschriften wie „Brigitte“ und „Freundin“ auf sich aufmerksam. Vier Tage später soll die „Bild am Sonntag“ folgen. Mit der Kampagne schließt die Branche eine durch das Ende der Centralen Marketing-Gesellschaft der deutschen Agrarwirtschaft (CMA) klaffende Lücke und sieht sich dabei in einer recht komfortablen Situation. Schließlich ist der jährliche Pro-Kopf-Verbrauch an Geflügelfleisch in Deutschland in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen, und zwar auf 18,9 kg im vergangenen Jahr, während der Appetit auf Schweine-, besonders aber auf Rindfleisch eher abnahm. Zudem haben viele Mäster ordentliche Erlöse erzielt, und die Branche befindet sich weiter auf Wachstumskurs. In der Produktion kann man sich auf Bedingungen verlassen, die weit weniger über die Mindestvorgaben der Europäischen Union hinausgehen als in der Eierbranche, womit die Erzeuger recht gute Wettbewerbsbedingungen vorfinden.
Eiweißbilanz und CO2-Emisssionen als Argumente
Mit diesen Pfunden kann die von der Informationsgemeinschaft Deutsches Geflügel (IDEG), einer im Sommer 2009 gegründeten Absatzförderorganisation, initiierte Kampagne nun wuchern, wobei betont wird, Deutschland habe die EU-Richtlinie zur Hähnchenmast noch restriktiver in nationales Recht umgesetzt als es der Rat der Europäischen Union vorgesehen habe. Vor diesem Hintergrund unterstreicht die IDEG die Vorzüge von Geflügelfleisch mit deutscher Herkunft, die garantiere, dass Schlupf, Aufzucht und Verarbeitung  des Geflügels nach strengen deutschen Richtlinien erfolgt seien. Auf eine Abgrenzung von Rotfleisch legen die Macher der Kampagne beim Thema Energieverwertung und Eiweißbilanz ebenso Wert wie beim Thema Klimaschutz. So werden die Treibhausgasemissionen bei der Geflügelfleischerzeugung auf 1,1 kg bis 4,6 kg CO2-Äquivalente pro Kilogramm Fleisch und damit als vergleichsweise gering bezeichnet. Bei Rindern und Schafen beispielsweise entstünden zwischen 7 kg und 37 kg CO2-Äquivalent Klimagas während der Erzeugung von einem Kilogramm Fleisch. Thematisiert werden unter der Rubrik Nachhaltigkeit auch Wasserverbrauch und Futtermittelverwertung. Darüber hinaus sind auf der Internetseite Rezepte, Tipps für Lagerung und zu Garmethoden ebenso zu finden wie Warenkunde und Fakten zum deutschen Herkunftszeichen. Informationen zu Schlupf, Aufzucht und Verarbeitung gibt es ebenfalls, wobei der Blick in die konkrete Produktion vermieden wird.
Zweite Anzeigenwelle im Herbst
Die nun beginnende Anzeigenkampagne soll in einer ersten Welle bis Ende April rollen. Motiv ist ein lächelndes Kind, das einen Baum umschlingt, auf dem ein stilisierter Hahn eingeritzt ist. Antizyklisch zur Grillsaison soll eine zweite Welle der Kampagne von September bis Dezember laufen. Angesprochen werden sollen vor allem Frauen im Alter von 30 bis 65, nämlich die Einkaufsentscheider in den Haushalten. „Mit unserer Kampagne setzen wir die gemeinschaftlich entwickelte Linie zur Branchenkommunikation der letzten Jahre für Geflügelfleisch mit der DDD-Herkunftskennzeichnung konsequent fort“, erklärte IDEG-Geschäftsführer Dr. Thomas  J a n n i n g . Ziel sei, den Verbraucher für Geflügelfleisch aus deutscher Erzeugung zu sensibilisieren. Mit dem Thema Nachhaltigkeit werde die „Kommunikation pro deutsche Erzeugung“ mit einem aktuellen Nachrichtenwert besetzt und somit neu aufgeladen. „Unsere Argumente, warum deutsches Geflügel gut zu einer nachhaltigen Lebensweise passt, belegen wir umfangreich anhand einer wissenschaftlichen Dokumentation“, hob Janning hervor. Er kündigte zudem ganzjährige Online-Kooperationen an. AgE
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Die schwedische Europaabgeordnete Marit Paulsen

Das Europäische Parlament fordert beim Tierschutz häufigere Kontrollen und härtere Strafen. In einer Entschließung vom vergangenen Mittwoch bescheinigen die Abgeordneten dem auslaufenden EU-Aktionsplan für den Zeitraum 2006 bis 2010, im Großen und Ganzen gut funktioniert zu haben. Allerdings sieht das Hohe Haus weiteren Raum für Verbesserungen. Ein hohes Maß an Tierschutz von der Zucht bis zur Schlachtung könne die Produktsicherheit und -qualität zum Nutzen aller europäischen Verbraucher erhöhen, argumentiert das Parlament. Tierschutzbestimmungen sollten in alle relevanten EU-Politiken einbezogen werden. 

In dem von der schwedischen Liberalen Marit Paulsen erarbeiteten Bericht wird in erster Linie die Notwendigkeit zur ordnungsgemäßen Umsetzung bestehender Vorschriften betont, beispielsweise die Einführung des Verbots der Käfighaltung von Legehennen, Regeln in der Schweinehaltung oder für den Transport von Gänsen und Enten. Zur Kontrolle durch die EU-Kommission werden ausreichende Haushaltsmittel verlangt. 

EU-Grundstandards verlangt

Darüber hinaus betonen die Parlamentarier, dass auch Importe von tierischen Produkten aus Drittländern die EU-Tierschutzbestimmungen erfüllen sollten. Die Kommission wird aufgerufen, allgemeinverbindliche Vorschriften zum Tierschutz zu präsentieren - mit einem gemeinsamen Grundniveau, um einen fairen Wettbewerb im Binnenmarkt zu gewährleisten. 

Ausdrücklich begrüßt wird der Rückgang des Antibiotikaeinsatzes in der Tiermast seit dem Verbot der Verwendung als Leistungsförderer 2006. Trotzdem werden die Kommission und die Mitgliedstaaten ermahnt, sich der Antibiotikaresistenz von Krankheitserregern anzunehmen. Gefordert werden die Sammlung und Analyse von Daten über die Verwendung von Tierarzneimitteln. Die von der Brüsseler Behörde eingebrachte Idee eines europäischen Netzes von Tierschutzreferenzzentren könne bei der Aus- und Weiterbildung von Akteuren innerhalb der Lebensmittelkette helfen und die Prüfung neuer Techniken koordinieren. 
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Tiertransport und Legehennen umgesetzt und eingehalten werden\" 
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Es gibt große Unterschiede, wie die EU-Vorschriften zum Tiertransport und Legehennen umgesetzt und eingehalten werden" ©BELGA_VidiPhoto_Barneveld

Am Montagabend steht der Bericht der schwedischen Abgeordneten Marit Paulsen (Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa) zum Tierschutz in der EU auf der Tagesordnung. Ein besonderes Augenmerk legt Paulsen auf die unterschiedliche Auslegung und Umsetzung der Tierschutzbestimmungen in der EU, wie sie im Interview darlegt.
Frau Paulsen, wenn EU-Staaten Tierschutzvorschriften unterschiedlich auslegen und anwenden, kann dies auch zur Verzerrung der Konkurrenz von Unternehmen im Binnenmarkt führen, weil weniger Tierschutz niedrigere Produktionskosten bedeuten kann. In welchen Bereich gibt es die größten Unterschiede?
Es gibt beispielsweise große Unterschiede, wie die EU-Vorschriften zu Schweinen, zum Tiertransport und für Legehennen umgesetzt und eingehalten werden. Ich schlage in meinem Bericht daher vor, ein allgemeines europäisches Tierschutz-Gesetz zu schaffen, dass gleiche Verhältnisse im Binnenmarkt schafft – auch für Importe. Wir müssen aber auch daran denken, dass man nicht höhere Standards und niedrigere Preise erwarten kann.

In ihrem Bericht weisen Sie darauf hin, dass Mensch und Tier verschiedene Eigenschaften gemein haben und auch Krankheiten von Tieren auf Menschen übertragen werden können. Sind Tierschutz-Standards in diesem Sinne auch ein Beitrag zur Gesundheitspolitik?
Es gibt einen eindeutigen Zusammenhang zwischen Tierschutz, Tiergesundheit und der Gesundheit der Menschen. Tiergerechte Landwirtschaft und hohe Tierschutzstandards sorgen für gesunde und glücklichere Tiere, die weniger Antibiotika und andere Medikamente benötigen. Verminderter Einsatz von Antibiotika vermindert die Gefahr der Resistenz gegen Antibiothika beim Menschen (die resistenten Bakterienstämme können auf den Menschen übertragen werden). 

Wenn wir die Instrumente verlieren, Krankheiten effektiv zu behandeln, riskieren wir hundert Jahre zurückgeworfen zu werden, in eine Zeit, als nur jedes vierte Kind in Europa überlebte. Mein Bericht unterstreicht daher, wie wichtige es ist, dass die Kommission und die EU-Staaten den Einsatz von Antibiotika bei Tieren genau überwachen.

Sie betonten auch, dass auch Tiere Furcht und Schmerz empfinden, Freude und sogar Freundschaft. Es gibt ja auch Landwirte, die ihren Kühen Musik vorspielen, damit diese sich wohl fühlen und mehr Milch geben. Was halten Sie davon?
Warum nicht? Man sollte allerdings eine „Disneyfizierung“ der Tiere vermeiden. Wir hatten auf unserem Bauernhof mal ein Schwein, dass gerne Fernsehen sah und am liebsten mit uns auf dem Sofa saß – aber natürlich war es ihm vollkommen egal, wer das Fußballspiel, das im Fernsehen gezeigt wurde, gewann. 

Alle Tier haben Anspruch auf ein anständiges Leben und sie sind in gewisser Weise unsere Verwandten, aber es gibt einen Unterschied zwischen der Würde eines Schweins und der Menschenwürde.

Weitere Informationen :

· Bericht Marit Paulsen 
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	über die Bewertung und Beurteilung des Aktionsplans für Tierschutz 2006-2010
(2009/2202(INI))
Das Europäische Parlament,

–   in Kenntnis der Mitteilung der Kommission vom 23. Januar 2006 über einen Aktionsplan der Gemeinschaft für den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren 2006-2010 (KOM(2006) 13),

–   unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. Oktober 2006 zum Aktionsplan der Gemeinschaft für den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren 2006–2010(1),

–   unter Hinweis auf seine Entschließung vom 22. Mai 2008 über eine neue Tiergesundheitsstrategie für die Europäische Union (2007–2013)(2), 

–   unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. Mai 2009 zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über den Schutz von Tieren zum Zeitpunkt der Tötung(3),

–   unter Hinweis auf Artikel 13 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, der besagt, dass bei der Festlegung und Durchführung der Politik der Union in den Bereichen Landwirtschaft, Fischerei, Verkehr, Binnenmarkt, Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt dem Wohlergehen der Tiere als fühlende Wesen in vollem Umfang Rechnung zu tragen ist, wobei die Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten insbesondere in Bezug auf religiöse Riten, kulturelle Traditionen und das regionale Erbe zu berücksichtigen sind,

–   in Kenntnis des Berichts der Kommission vom 28. Oktober 2009 „Optionen für eine Tierschutzkennzeichnung und den Aufbau eines europäischen Netzwerks von Referenzzentren für den Tierschutz und das Wohlergehen der Tiere“ (KOM(2009) 584),

–   unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 28. Oktober 2009 mit dem Titel „Die Funktionsweise der Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“ (KOM(2009) 591),

–   gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

–   in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (A7-0053/2010),

A. in der Erwägung, dass die Rechtsvorschriften über Tiergesundheit für die europäische Viehhaltung ausschlaggebende Bedeutung haben, da sie für die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe immer wichtiger werden,

B.  in der Erwägung, dass die Harmonisierung des Schutzes von Nutztieren in der Union mit einer entsprechenden Einfuhrregelung einhergehen muss, damit die europäischen Erzeuger auf dem europäischen Markt nicht benachteiligt werden, 

C. unter Hinweis darauf, dass jede Aktivität zum Schutz und zum Wohlergehen von Tieren von dem Grundsatz ausgehen muss, dass Tiere empfindungsfähige Geschöpfe sind, deren spezifischen Bedürfnissen Rechnung getragen werden muss, und dass Tierschutz im 21. Jahrhundert ein Ausdruck der Menschlichkeit und eine Herausforderung für die europäische Zivilisation und Kultur ist und für grundsätzlich alle Tiere gelten muss,

D. in der Überzeugung, dass das Ziel einer Tierschutzstrategie darin bestehen muss, dass erhöhte Kosten für den Tierschutz angemessen honoriert werden, und dass eine ehrgeizige Tierschutzpolitik ohne einen europäischen und weltweiten Dialog und ohne eine offensive Aufklärung und Information im In- und Ausland über die Vorteile hoher Tierschutzstandards daher nur begrenzt erfolgreich sein kann, wenn sie nur einseitig von der Europäischen Union entwickelt wird,

E.  in der Erwägung, dass die Weiterentwicklung des Tierschutzes in der Gemeinschaft verstärkte Forschungsanstrengungen und die Integration des Tierschutzes in alle relevanten Folgenabschätzungen sowie die Einbindung aller Interessengruppen in den Entscheidungsprozess erfordert und dass Transparenz und Akzeptanz sowie eine einheitliche Anwendung und Kontrolle bestehender Vorschriften auf allen Ebenen Voraussetzung für eine erfolgreiche Tierschutzstrategie in Europa sind,

F.  in der Erwägung, dass Europa in den letzten Jahren eine vielfältige Tierschutzgesetzgebung erlassen und eines der höchsten Tierschutzniveaus in der Welt erreicht hat, 

G. in der Erwägung, dass es die Kommission in einer Entschließung aus dem Jahr 2006 aufgefordert hat, über die Entwicklungen im Bereich der Tierschutzpolitik zu berichten, bevor sie den nächsten Aktionsplan vorlegt, und den Tierschutz in alle Bereiche ihrer internationalen Verhandlungsagenda einzubeziehen,

H  in der Erwägung, dass es bereits im Jahr 2006 betont hat, dass die Information der Bürger über den Tierschutz und die Bemühungen der europäischen Erzeuger um die Einhaltung der maßgeblichen Vorschriften verbessert werden muss,

I.   in der Erwägung, dass der Tierschutz nicht vernachlässigt werden darf, weil er einen relativen Vorteil für die Europäische Union darstellen kann, allerdings nur unter der Voraussetzung dass die Union dafür sorgt, dass die innerhalb der Union geltenden Tierschutzkriterien in einem offenen Markt auch auf alle Tier- und Fleischeinfuhren aus Drittländern angewandt werden,

J.   in der Erwägung, dass sich die Europäische Union bei der Bewertung und Beurteilung des „Aktionsplans der Gemeinschaft für den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren 2006-2010“ für die Anerkennung der Tierschutznormen im landwirtschaftlichen Kapitel des nächsten WTO-Abkommens einsetzen muss, und zwar noch vor dem endgültigen Abschluss eines allgemeinen Abkommens,

K. in der Erwägung, dass ein Zusammenhang zwischen Tierschutz, Tiergesundheit und Produktsicherheit besteht und dass ein hohes Tierschutzniveau von der Zucht bis zur Schlachtung die Produktsicherheit und -qualität positiv beeinflussen kann,

L   in der Erwägung, dass bestimmte Verbrauchergruppen bereit sind, höhere Preise für Produkte zu zahlen, die höheren Tierschutzstandards genügen, wohingegen sich die überwiegende Mehrheit der Verbraucher nach wie vor für preisgünstigere Produkte entscheidet,

M. unter Hinweis darauf, dass das Europäische Parlament in seiner oben genannten Entschließung aus dem Jahr 2006 nachdrücklich gefordert hat, dass allen Regeln, Standards und Indikatoren, die festgelegt werden, der neueste Stand der Technik und der Wissenschaft zugrunde gelegt werden, und betont hat, dass auch betriebswirtschaftliche Aspekte berücksichtigt werden müssen, da insbesondere hohe Tierschutzstandards zu Mehrkosten und zusätzlichem Verwaltungsaufwand für die Landwirte führen, in der Erwägung, dass bei Nichtbeachtung des Gegenseitigkeitsprinzips der faire Wettbewerb gegenüber Erzeugern in Drittländern gefährdet wird, 

N. in der Erwägung, dass die Europäische Union bei dieser Beurteilung des „Aktionsplans der Gemeinschaft für den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren 2006-2010“ einen ausgewogenen Standpunkt zum Tierschutz vertreten muss, und zwar unmittelbar bevor die ersten Überlegungen über die GAP nach 2010 angestellt werden; darin muss sie auch die wirtschaftlichen Auswirkungen der den Züchtern entstehenden Mehrkosten berücksichtigen und deren Einkommen durch die Markt- und Preispolitik bzw. durch Direktzahlungen entsprechend stützen,

O. in der Erwägung, dass die europäische Tierschutzpolitik mit einer kohärenten Handelspolitik einhergehen muss, die den Umstand anerkennt, dass trotz der Bemühungen der EU weder im Rahmenabkommen von Juli 2004 noch in irgendeinem anderen Schlüsseldokument der Doha-Runde Belange des Wohlbefindens der Tiere berücksichtigt werden, und dass daher keine weiteren Tierschutzstandards eingeführt werden können, die nachteilige Auswirkungen auf die internationale Wettbewerbsfähigkeit der Erzeuger haben könnten, bis eine grundlegende Änderung der Haltung der wichtigsten Partner in der WTO eingetreten ist,

P.  in der Erwägung, dass das Wohlbefinden der Tiere im Allgemeinen als Ergebnis der Anwendung von Standards und Normen betreffend das Wohlergehen und die Gesundheit der Tiere verstanden wird, die aufgestellt wurden, um tierartspezifischen Bedürfnissen und langfristigen Bedürfnissen in Bezug auf das Wohlbefinden der Tiere gerecht zu werden; in der Erwägung, dass das Internationale Tierseuchenamt (OIE) die folgenden Voraussetzungen als grundlegend für das Wohlbefinden von Tieren anerkennt: Futter und Wasser, die Möglichkeit ihren natürlichen Verhaltensweisen zu folgen, sowie tierärztliche Versorgung,

Q. in der Erwägung, dass in der Mitteilung der Kommission vom Oktober 2009 mit dem Titel „Die Funktionsweise der Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“ festgestellt wird, dass „Ungleichgewichte zwischen den Verhandlungspositionen der Vertragsparteien“ weit verbreitet sind und „sich negativ auf die Lebensmittelversorgungskette [auswirken], da kleinere, aber effiziente Akteure u. U. gezwungen sind, Rentabilitätseinbußen hinzunehmen, wodurch sie in ihren Möglichkeiten beschränkt werden, in eine höhere Produktqualität und eine Innovation der Produktionsprozesse zu investieren“,

R.  in der Erwägung, dass die bereits erwähnten Mehrkosten zu einer Auslagerung der Produktion in Gebiete führen könnten, in denen die Tierschutzstandards niedriger sind,

Aktionsplan 2006-2010
1.  begrüßt die Initiative der Kommission, sich bei einem mehrjährigen Aktionsplan für den Tierschutz auf eine beschränkte Anzahl von Hauptaktionsbereichen zu konzentrieren und in diesen Bereichen dann zu handeln;

2.  begrüßt den „Aktionsplan der Gemeinschaft für den Schutz und das Wohlbefinden von Tieren 2006-2010“, der erstmals das Protokoll über den Tierschutz und das Wohlergehen der Tiere im Anhang zum Vertrag von Amsterdam in einem integrierten Ansatz für die Weiterentwicklung des Tierschutzes in Europa umsetzt;

3.  stellt fest, dass die meisten der in dem derzeitigen Aktionsplan aufgezählten Maßnahmen in zufriedenstellender Weise durchgeführt wurden;

4.  stellt fest, dass infolge des Aktionsplans 2006-2010 eine positive Entwicklung im Tierschutz zu verzeichnen ist, dass sich die Bemühungen auf den Märkten und im internationalen Handel für die EU-Landwirte jedoch nicht ausgezahlt haben, und betont, dass dies im neuen Aktionsplan hervorgehoben werden sollte;

5.  würdigt die bisher erfolgten Bemühungen um Alternativen zu Tierversuchen, bedauert jedoch, dass noch nicht genug getan worden ist, damit diese Alternativen, wenn sie verfügbar sind, herangezogen werden, wie es die einschlägigen EU-Rechtsvorschriften verlangen;

6.  würdigt die Bemühungen der Kommission, nicht handelsbezogene Anliegen einschließlich des Tierschutzes in bilaterale Handelsabkommen aufzunehmen, betont jedoch, dass solche nicht handelsbezogenen Anliegen im WTO-Rahmen so gefördert werden müssen, dass sie Wirkung erzielen;

7.  ersucht die Kommission darzulegen, welche Fortschritte bezüglich der Anerkennung der sogenannten nichthandelsbezogenen Anliegen, die das Wohlbefinden der Tiere mit einschließen, im Rahmen der WTO-Verhandlungen gemacht wurden, sowie Aufschluss darüber zu geben, inwieweit in der Doha-Runde der WTO-Verhandlungen Belange des Wohlbefindens der Tiere bzw. Tierschutzstandards berücksichtigt werden;

8.  begrüßt die Fortschritte, die im Rahmen des „Animal Welfare Quality Project“ hinsichtlich neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse und des Wissens über Indikatoren für die Tiergesundheit und das Wohlbefinden der Tiere gemacht wurden; nimmt allerdings zur Kenntnis, dass diese Indikatoren in der Praxis bei diesem Projekt nicht in vollem Umfang zum Tragen kamen;

9.  erkennt an, dass überwacht und gewährleistet werden muss, dass die bestehende Regelung für den Transport von Tieren ordnungsgemäß umgesetzt wird, und insbesondere die damit zusammenhängende Frage der Entwicklung eines Satellitensystems für die Überwachung dieser Transporte geklärt werden muss, und fordert die Kommission nachdrücklich auf, in der noch verbleibenden Zeit, bevor der Aktionsplan ausläuft, ihrer Verantwortung auf diesem Gebiet nachzukommen und die vom Parlament geforderte und in Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr. 1/2005 genannte Studie vorzulegen; verlangt, dass, bevor neue Bestimmungen umgesetzt werden, eine Analyse der wirtschaftlichen Folgen für die Viehhaltung durchgeführt wird, die sich auf wissenschaftlich tragfähige und objektive Indikatoren stützt;

10. ist der Auffassung, dass es sinnvoll wäre, Anreize für die regionale Aufzucht, Vermarktung und Schlachtung von Tieren zu schaffen, um lange Tiertransporte sowohl von Zucht- als auch von Schlachttieren zu verhindern;

11. ist der Auffassung, dass zoologische Gärten wichtige Beiträge zur Aufklärung der Allgemeinheit über die Erhaltung von Wildtieren und ihr Wohlergehen leisten; erklärt sich besorgt darüber, dass es an einer strengen Überwachung der Einhaltung der Richtlinie 1999/22/EG des Rates(4) im Zusammenhang mit der Haltung von Wildtieren in zoologischen Gärten mangelt, und fordert die Kommission auf, eine Studie über die Wirksamkeit und die Durchführung der Richtlinie in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union in die Wege zu leiten;

12. begrüßt die erzielten Fortschritte bei der Erfüllung der Haltungsanforderungen für Schweine, obgleich noch immer Fälle von Nichteinhaltung zu verzeichnen sind; bekundet jedoch seine Besorgnis darüber, dass trotz der diesbezüglichen Empfehlungen und Schlussfolgerungen der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) für einzelne Bestimmungen der Richtlinie 2008/120/EG vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen noch immer praktikable Umsetzungskonzepte fehlen, und fordert daher die Kommission, die Mitgliedstaaten und die betroffenen Sektoren auf, Fälle von Nichteinhaltung der Bestimmungen ausfindig zu machen und die Gründe für dieses Verhalten zu ermitteln und die notwendigen Anstrengungen für eine bessere Einhaltung dieser Richtlinie zu unternehmen;

13. fordert ebenfalls mit Nachdruck, dass die Kommission sicherstellt, dass das Verbot von nichtausgestalteten Haltungssystemen für Legehennen, das 2012 in Kraft tritt, in den Mitgliedstaaten uneingeschränkt befolgt wird, und fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, die notwendigen Schritte zu unternehmen, um sicherzustellen, dass der Sektor in die Lage versetzt wird, diese Vorschrift zu erfüllen, und um den Prozess der Umsetzung in den Mitgliedstaaten zu überwachen; besteht darauf, dass auch bei der Einfuhr von Eiern in die EU die Produktionsbedingungen eingehalten werden müssen, die für europäische Hersteller gelten;

14. fordert ein EU-weites Vermarktungsverbot für Eier, die den Vorschriften nicht entsprechen;

15. stellt fest, dass die Durchführung des gegenwärtigen Aktionsplans unter mehreren Aspekten zu wünschen übrig lässt, und betont, dass über die Einhaltung der geltenden Bestimmungen gewacht werden muss, bevor neue Bestimmungen aufgestellt werden; weist in diesem Zusammenhang auf die Bedeutung wirksamer Sanktionen in allen Mitgliedstaaten im Fall der Nichteinhaltung hin;

16. betont, dass die eigene Bewertung der Kommission, die 2010 stattfinden soll, erforderlich ist und eine eingehende Analyse des Erreichten sowie die aus eventuellen Fehlern zu ziehenden Lehren enthalten sollte;

17. bedauert, dass die Kommission in den letzten Jahren keine klare Kommunikationsstrategie entworfen hat, die den Wert von tierschutzrechtlich unbedenklichen Erzeugnissen in den Mittelpunkt rückt, sondern sich auf den im Oktober 2009 vorgelegten Bericht beschränkt hat;

18. ist sich bewusst, dass die Gemeinschaft alle Tiere als fühlende Wesen betrachtet (Artikel 13 AEUV) und weist daher darauf hin, dass sich die Maßnahmen bislang vorwiegend auf zur Nahrungsmittelerzeugung genutzte Tiere bezogen haben und dass es erforderlich ist, andere Tierkategorien, insbesondere in Gefangenschaft lebende Wildtiere, in den Aktionsplan 2011-2015 aufzunehmen;

Aktionsplan 2011-2015
19. weist darauf hin, dass die oben erwähnte Entschließung aus dem Jahr 2006 bereits vorsah, dass auf den laufenden Plan ein neuer Plan folgen sollte, und fordert die Kommission daher nachdrücklich auf, einen auf neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen und Erfahrungen basierenden Bewertungsbericht über den derzeitigen Plan und den Stand der Tierschutzpolitik in der EU vorzulegen und danach den Aktionsplan für den Tierschutz für die Jahre 2011-2015 auszuarbeiten, der vor dem Hintergrund einerseits von Artikel 13 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und andererseits der weithin empfundenen Notwendigkeit, sich mit dem Schutz aller Tiere, einschließlich der in Gefangenschaft lebenden Wildtiere und der Tiere, die einer vom Menschen kontrollierten Behandlung unterzogen werden, zu befassen, und unter Berücksichtigung der Ergebnisse des vorangehenden Aktionsplans mit den erforderlichen Finanzmitteln ausgestattet werden muss;

20. fordert, Maßnahmen zu ergreifen, durch die gewährleistet wird, dass die bestehenden Rechtsvorschriften unverzüglich durchgesetzt werden, die Harmonisierung von Standards sichergestellt wird und gleiche Voraussetzungen für alle auf dem Binnenmarkt herrschen; empfiehlt zur Vermeidung unnötiger Überschneidungen, vor jedem Vorschlag für neue Rechtsvorschriften zu prüfen, ob nicht die vollständige Umsetzung bestehender Rechtsvorschriften eine Alternative darstellt;

21. empfiehlt der Kommission, in ihrem Bewertungsbericht unter anderem zu untersuchen, inwieweit der aktuelle Aktionsplan den Tierschutzforderungen unserer Gesellschaft gerecht geworden ist, inwieweit das System für unsere Erzeuger zukunftsfähig ist und wie sich die Umsetzung des Aktionsplans auf das Funktionieren des Binnenmarkts ausgewirkt hat;

22. fordert die Kommission auf, die Effekte von Tierschutznormen aufzuzeigen und Wechselwirkungen zwischen unterschiedlichen Faktoren, wie etwa Tierschutz, Nachhaltigkeit, Tiergesundheit, Umwelt, Produktqualität und Wirtschaftlichkeit umfassend zu berücksichtigen;

Allgemeines europäisches Tierschutzrecht
23. weist darauf hin, dass Artikel 13 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union eine neue Rechtslage geschaffen hat, wonach die Union und die Mitgliedstaaten bei der Festlegung und Durchführung der Politik der Union in den Bereichen Landwirtschaft, Fischerei, Verkehr, Binnenmarkt, Forschung, technologische Entwicklung und Raumfahrt den Erfordernissen des Wohlergehens der Tiere als fühlende Wesen in vollem Umfang Rechnung tragen müssen, dabei aber die Rechts- und Verwaltungsvorschriften und die Gepflogenheiten der Mitgliedstaaten insbesondere in Bezug auf religiöse Riten, kulturelle Traditionen und das regionale Erbe zu berücksichtigen haben; vertritt die Ansicht, dass dieser Artikel sich auf alle Tiere – zur Nahrungsmittelerzeugung genutzte Tiere, Heimtiere, Zirkustiere, Zootiere und auch streunende Tiere – bezieht, wobei jedoch zu berücksichtigen ist, dass in Anbetracht unterschiedlicher Wesensarten und Lebensbedingungen eine differenzierte Behandlung erforderlich ist; 

24. fordert die Kommission auf, auf der Grundlage des Artikels 13 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, gestützt auf eine Folgenabschätzung und nach Konsultation der Betroffenen, spätestens im Jahr 2014 einen begründeten Vorschlag für ein allgemeines Tierschutzrecht in der EU zu unterbreiten, das auf der Grundlage verfügbarer wissenschaftlicher Erkenntnisse und gesicherter Erfahrung zu einem gemeinsamen Verständnis des Begriffs des Tierschutzes, der mit dem Wohlergehen der Tiere verbundenen Kosten und der geltenden Rahmenbedingungen beitragen wird; 

25. ist der Auffassung, dass dieses allgemeine Tierschutzrecht, im Einklang mit dem Tiergesundheitsrecht geeignete Richtlinien für verantwortungsvolle Tierhaltung, ein einheitliches System für die Kontrolle und die Sammlung vergleichbarer Daten sowie die Anforderungen bezüglich der grundlegenden Kenntnisse der Personen, die mit den Tieren umgehen, und eine Aufstellung der besonderen Verantwortlichkeiten der Eigentümer, Halter bzw. Betreuer der Tiere beinhalten muss; vertritt die Ansicht, dass all diese Vorschriften mit der Bereitstellung von Finanzmitteln für die Erzeuger einhergehen müssen, um ihre ordnungsgemäße Durchführung zu gewährleisten; 

26. ist der Ansicht, dass das europäische Tierschutzrecht ein gemeinsames Mindestniveau für den Tierschutz in der Europäischen Union festlegen sollte, was Voraussetzung für einen freien und fairen Wettbewerb auf dem Binnenmarkt in Bezug auf inländische Produkte und Einfuhren aus Drittländern ist; besteht jedoch darauf, dass die Mitgliedstaaten und Regionen die Möglichkeit haben sollten, zuzulassen, dass einzelne Erzeuger oder Erzeugergruppierungen weitergehende freiwillige Systeme einführen, wobei keine Wettbewerbsverzerrungen entstehen dürfen und die Wettbewerbsfähigkeit der EU auf internationalen Märkten gewährleistet werden muss;

27. ist der Ansicht, dass eingeführte Erzeugnisse den gleichen Anforderungen an das Wohlergehen der Tiere entsprechen müssen, wie sie an Erzeugnisse der europäischen Wirtschaftsteilnehmer gestellt werden;

28. fordert, dass die europäischen Landwirte für die durch höhere Tierschutzstandards bedingten höheren Erzeugungskosten entschädigt werden; schlägt vor, die Finanzierung der Tierschutzmaßnahmen in die ab 2013 im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik vorgesehenen neuen Stützungsregelungen aufzunehmen;

29. ist ferner der Auffassung, dass die Information der Bürger über die hohen Tierschutzstandards in der EU und die von den betroffenen Sektoren geleisteten Anstrengungen wesentliche Elemente dieser Politik sein müssen;

30. ist der Ansicht, dass die Einbeziehung der Tierschutzauflagen in die internationalen Übereinkommen entscheidend dazu beiträgt, dass unsere Erzeuger auf einem globalisierten Markt wettbewerbsfähig sein können und die Auslagerung der Produktion in Gebiete verhindert werden kann, in denen die Tierschutzstandards erheblich niedriger sind und die daher in unlauterem Wettbewerb zu unserem Modell stehen;

31. begrüßt die Diskussion über verschiedene Möglichkeiten der Tierschutzkennzeichnung in dem oben genannten Bericht der Kommission vom 28. Oktober 2009; weist jedoch darauf hin, dass diese Möglichkeiten in einem weiter gefassten Rahmen geprüft werden müssen, wobei insbesondere den verschiedenen Kennzeichnungssystemen im Hinblick auf Umwelt, Ernährung und Klima Rechnung zu tragen ist; unterstreicht, dass die Informationen für die europäischen Verbraucher unter allen Umständen auf soliden, unumstrittenen wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhen und in einer verständlichen Form abgefasst sein müssen;

32. empfiehlt, dass die Angaben auf dem Etikett genau und klar sein sollten und auf die Erfüllung der hohen Tierschutzstandards der EU hinweisen sollten; ist der Ansicht, dass die Kommission dafür sorgen sollte, dass den Bürgern die notwendigen Informationen über das europäische Tierschutzsystem bereitgestellt werden, um so zu gewährleisten, dass sie objektiv informiert werden;

33. empfiehlt, die Tierschutzpolitik auf ihre Kohärenz mit den anderen Politiken der Union zu überprüfen;

34. ruft die Kommission auf, eine eingehende Bewertung der möglichen wettbewerbsbezogenen Probleme, die sich für unsere Erzeuger aus den europäischen Tierschutzstandards ergeben, vorzunehmen und die Stützungsregelungen für die Erzeuger im Zusammenhang mit der Anwendung dieser Vorschriften zu überprüfen;

35. ist der Auffassung, dass vor der Ausarbeitung neuer Rechtsvorschriften zunächst die ordnungsgemäße Anwendung der bereits bestehenden allgemeinen und spezifischen Regelungen sicherzustellen ist; verweist als Beispiele auf das Verbot der Batteriehaltung von Hühnern, die Regelung für Schweine, die Regelung für Tiertransporte sowie die Regelung für die Haltung von Gänsen und Enten einschließlich der Zwangsmästung; betont, dass weitere Tierschutzmaßnahmen in Übereinstimmung gebracht werden sollten mit anderen Gemeinschaftszielen wie der nachhaltigen Entwicklung, insbesondere der nachhaltigen Viehzucht, dem nachhaltigen Konsum, dem Schutz der Umwelt und der biologischen Vielfalt, sowie einer Strategie zur besseren Durchsetzung des geltenden Rechts und einer konsequenten Strategie zur beschleunigten Entwicklung von Alternativen zu Tierversuchen;

Europäisches Netz von Referenzzentren für den Tierschutz 
36. ist der Auffassung, dass ein Europäisches Netz für Tierschutz unter der Leitung bestehender gemeinschaftlicher oder nationaler Organe geschaffen werden sollte, dessen Tätigkeit auf dem allgemeinen Tierschutzrecht, wie es oben vorgeschlagen wurde, beruht; ist der Ansicht, dass dieses Netz ein Organ als koordinierende Einrichtung benennen sollte, die die Aufgaben erfüllen sollte, die der „zentralen Koordinationsstelle“ übertragen wurden, von der die Kommission in dem oben angeführten Bericht vom 28. Oktober 2009 spricht; tritt außerdem dafür ein, dass sich die Aufgaben dieser Koordinationsstelle auf keinen Fall mit den Aufgaben der Kommission oder anderer Einrichtungen überschneiden sollten, sondern dass diese Koordinationsstelle zu einem Instrument für die Unterstützung der Kommission, der Mitgliedstaaten, der Akteure innerhalb der Lebensmittelkette und der Bürger in den Bereichen Aus- und Weiterbildung, bewährte Verfahren sowie Informationspolitik und Verbraucherinformationen werden und künftige Vorschläge für Rechtsvorschriften oder für politische Maßnahmen und deren Auswirkungen auf den Tierschutz beurteilen und Stellungnahmen dazu abgeben, auf der Grundlage der jüngsten verfügbaren Kenntnisse Tierschutzstandards auswerten sowie ein EU-System zur Prüfung neuer Techniken koordinieren sollte;

37. ist der Meinung, dass die Bedürfnisse von Tieren und der Umgang mit ihnen, basierend auf wissenschaftlichen Erkenntnissen, in angemessener und seriöser Form kommuniziert werden sollten; ist der Auffassung, dass ein europäisches Netzwerk von Referenzzentren sich mit Bildung und Kommunikation befassen sollte, denn Wissensvermittlung anhand standardisierter Qualitätskriterien ist wesentlich, um Extremstandpunkte vermeiden zu können;

Bessere Durchsetzung der geltenden Rechtsvorschriften 
38. fordert die Kommission auf, unverzüglich die Kosten zu bewerten, die die Tierschutzmaßnahmen den europäischen Erzeugern verursachen, und gegebenenfalls spätestens im Jahr 2012 Empfehlungen, Richtlinien oder andere notwendige Maßnahmen vorzuschlagen, um Abhilfe gegen den Verlust an Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Viehhalter zu schaffen;

39. fordert die Mitgliedstaaten auf, angemessene Maßnahmen zur Aufklärung zu ergreifen, um das Konzept des Tierschutzes zu fördern;

40. ist der Auffassung, dass es darum geht, ein zweckgerichtetes und auf Risikoanalyse fußendes Kontrollsystem zu schaffen, bei dem objektive Faktoren im Mittelpunkt stehen und Mitgliedsstaaten mit überdurchschnittlich hohen Verstößen mit verstärkten Kontrollen rechnen müssen;

41. betont, dass die Ungleichgewichte in der Lebensmittelversorgungskette, die in der Mitteilung der Kommission „Die Funktionsweise der Lebensmittelversorgungskette in Europa verbessern“ (KOM(2009) 591) dargelegt sind, sich für die Primärerzeuger häufig nachteilig auswirken; weist darauf hin, dass das Investitionspotenzial von Primärerzeugern infolge der durch die genannte Situation bedingten Zusatzkosten begrenzt ist;

42. betont, dass der Haushalt der Europäischen Union mit ausreichend Mitteln ausgestattet sein muss, um ihre Kontrollaufgaben zu erfüllen, wo erforderlich die Erzeuger zu unterstützen und dem Verlust der Wettbewerbsfähigkeit der Erzeuger infolge der Einführung neuer, in stetigem Wandel begriffener Tierschutzstandards entgegenzuwirken, wobei zu berücksichtigen ist, dass die Viehhalter beim Verkauf ihrer Erzeugnisse die Kosten dieser Standards nicht auf den Preis abwälzen können;

43. betont, dass die Wettbewerbsfähigkeit des Agrarsektors auf der Ebene der Europäischen Union durch die Förderung und Einhaltung der geltenden Tierschutzbestimmungen sowie unter Berücksichtigung der geltenden Umweltschutzanforderungen weiter verbessert und gesteigert werden muss;

44. fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass jeglicher Verstoß gegen Tierschutzrechtsvorschriften der Europäischen Union wirksam und angemessen geahndet wird und dass jede dieser Sanktionen mit einer umfassenden Informations- und Orientierungsmaßnahme der zuständigen Behörden sowie entsprechenden Abhilfemaßnahmen einhergeht;

45. fordert die Mitgliedstaaten auf, angemessene Präventivmaßnahmen zu ergreifen, um Verstößen gegen die Grundsätze des Tierschutzes vorzubeugen;

46. begrüßt den erheblichen Rückgang des Einsatzes von Antibiotika bei Tieren in den Mitgliedstaaten, seit die Verwendung als Wachstumsförderer in der EU verboten wurde, obwohl sie in den Vereinigten Staaten und einigen anderen Ländern nach wie vor erlaubt ist; erwartet jedoch, dass die Kommission und die Mitgliedstaaten sich in verantwortungsvoller Weise mit dem zunehmenden Problem der Antibiotikaresistenz bei Tieren befassen; fordert die Kommission auf, Daten über die Verwendung von Tierarzneimitteln, einschließlich Antibiotika, zu erfassen und zu analysieren, damit der wirksame Einsatz solcher Arzneimittel gewährleistet werden kann;

Indikatoren und neue Technik
47. fordert eine Auswertung und Weiterentwicklung des „Animal Welfare Quality Project“, insbesondere was die Vereinfachung des Instruments und seine praktische Anwendung anbelangt;

48. ist der Ansicht, dass es bei importierten Produkten ziemlich schwierig werden dürfte, die Indikatoren für das Wohlergehen der Tiere zu messen; betont, dass diese Indikatoren – ohne ihren Nutzen oder ihre Berechtigung anzuzweifeln – den Wettbewerb nicht zu Lasten der europäischen Erzeuger verzerren dürfen;

49. fordert die Kommission auf, basierend auf dem Abschlussbericht des „Animal Welfare Quality Project“, einen Versuchszeitraum für die Beurteilung des Wohlergehens der Tiere innerhalb der Europäischen Union nach der im „Animal Welfare Quality Project“ festgelegten Vorgehensweise vorzuschlagen;

50. fordert die Mitgliedstaaten auf, in diesem Zusammenhang die Mittel zur Förderung der angewandten Forschung sowie tiergesundheitsbezogener Investitionen in Innovation und Modernisierung, die aus verschiedenen Fonds der Europäischen Union für die Entwicklung des ländlichen Raums und aus dem 7. Rahmenprogramm (2007-2013) der GD Forschung bereitgestellt werden, besser zu nutzen; fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission zudem auf, verstärkt in die Forschung zu investieren und die Entwicklung neuer Technologien und Verfahren auf dem Gebiet des Tierschutzes voranzubringen;

51. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, sich mit aller Kraft dafür einzusetzen, dass die Leitlinien des Internationalen Tierseuchenamtes (OIE) zum Wohlbefinden von Tieren zu guten Tierschutzstandards führen, die den wissenschaftlichen Erkenntnissen in diesem Bereich genau entsprechen;

52. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu übermitteln.
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	Eine gute Gesundheit der Tiere und eine gute Tierhaltung sind für unsere Gesellschaft von entscheidender Bedeutung, nicht nur mit Blick auf das Wohlergehen der Tiere sondern auch mit Blick auf die Volksgesundheit, unsere Wirtschaft und die Wettbewerbsfähigkeit Europas. Unser hoher Tierschutzstandard macht einen Teil des „Markenzeichens“ der europäischen Agrarerzeugnisse aus, allerdings unter der Voraussetzung, dass die geltenden Rechtsvorschriften auch tatsächlich eingehalten werden.

Aktionsplan 2006-2010
Ein Großteil der Maßnahmen, die in dem derzeitigen, nicht allzu ehrgeizigen Aktionsplan aufgeführt werden, wurde in zufriedenstellender Weise durchgeführt. Es wurde gute Arbeit geleistet, was Alternativen zu Tierversuchen anbelangt und was eine prioritäre Behandlung des Tierschutzes im Rahmen der WTO und im Rahmen bilateraler Abkommen mit Drittländern angeht. Besonders erfreulich sind auch die Fortschritte, die im Rahmen des „Animal Welfare Quality Project“ hinsichtlich neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse und neuen Wissens über Indikatoren für die Tiergesundheit gemacht wurden. 

Gleichzeitig ist zu bedauern, dass nicht mehr im Bereich Tiertransporte und der damit zusammenhängenden Frage der Entwicklung eines Satellitensystems zur Überwachung dieser Tiertransporte unternommen wurde. Besonders besorgniserregend ist auch, dass viele Schweinezüchter in Europa gegen die Bestimmungen der Richtlinie 2008/120/EG über Mindestanforderungen für den Schutz von Schweinen verstoßen.

Aktionsplan 2011-2015
Bereits in seiner Entschließung von 2006 forderte das Europäische Parlament, dass dem derzeitigen Aktionsplan ein neuer Aktionsplan folgen sollte. Diese Forderung muss bekräftigt werden, insbesondere vor dem Hintergrund des Artikels 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union in der durch den Vertrag von Lissabon geänderten Fassung, wodurch eine neue Rechtslage entstanden ist.

Nach Ansicht der Berichterstatterin sollte der künftige Aktionsplan folgende Schwerpunkte haben:

1. Einführung eines allgemeinen europäischen Tierschutzrechts 

2. Schaffung eines europäischen Zentrums für Tierschutz und Tiergesundheit

3. bessere Kontrolle der geltenden Rechtsvorschriften 

4. Zusammenhang zwischen Tiergesundheit und Volksgesundheit

5. Indikatoren und neue Technik 

In Europa bestehen ein klarer Wille und eine lange Tradition, unsere Tiere anständig zu behandeln. Diese Tradition ist aufrecht zu erhalten und zu stärken durch neue Erfahrungen und ständig zunehmendes Wissen über das natürliche Verhalten der Tiere und alle offenkundigen Zusammenhänge, die zwischen dem Wohlbefinden und der Gesundheit von Tieren und Menschen bestehen.

Es bestehen derzeit große Unterschiede hinsichtlich des Tierschutzniveaus zwischen den einzelnen Mitgliedstaaten, was zu ganz erheblichen Unterschieden in den Lebensbedingungen der Tiere führt, aber auch den freien und fairen Wettbewerb zwischen den Erzeugern beeinträchtigt. Der Binnenmarkt ist das absolut wichtigste Werkzeug, um Europa zusammenzubinden und Friede und Freiheit für alle zu bewahren. In jeglicher Hinsicht sollten Freiheit und Fairness in diesem Markt verteidigt werden.

Deshalb sollte die EU so rasch wie möglich ein allgemeines und robustes gemeinsames Tierschutzrecht schaffen, das den Tieren das Recht auf ein artgerechtes Leben zuerkennt und bewirkt, dass keine Erzeuger Tierprodukte auf dem Binnenmarkt vermarkten können, die den Bestimmungen des allgemeinen Tierschutzrechts nicht gerecht werden.

Ein solches Tierschutzrecht sollte sowohl die Forderung nach einem für die einzelnen Tierarten artgerechten Leben erfüllen als auch für alle Erzeuger von Tierprodukten die gleichen Grundvoraussetzungen auf dem Markt schaffen. Gleichzeitig sollte es aber jedem Erzeuger, jeder Kooperation und jeder Region absolut freistehen, freiwillige Regeln oder Kennzeichnungen zu schaffen, die über die Anforderungen des allgemeinen Tierschutzrechts hinausgehen. Ein solches allgemeines Tierschutzrecht muss auch beinhalten, dass jeder Tierhalter verpflichtet ist, die Verantwortung für das Tier, das in seiner Obhut ist, voll und ganz wahrzunehmen.

Ein solcher allgemeiner Rechtsrahmen sollte keine Minimalrichtlinie sein, sondern einen hohen gemeinsamen Standard für alle Einzelrechtsvorschriften in dem Bereich, wie beispielsweise Regelungen für den Tiertransport, darstellen. Dies sollte in ähnlicher Weise geschehen wie beim allgemeinen Lebensmittelrecht (Verordnung Nr. (EG) 178/2002) im Bereich der Lebensmittelsicherheit.

Ein allgemeines und strenges Tierschutzrecht umzusetzen, kostet allerdings alle Erzeuger Zeit, Informationsaufwand und finanziellen Einsatz. Die Bereitstellung des Wissens ist eine Angelegenheit, die durch die Wissensbanken der jeweiligen Mitgliedstaaten, die Erzeugerorganisationen und ein neues Zentrum innerhalb der EU organisiert werden kann. Sowohl als Bürger als auch als Verbraucher sollten wir alle bereit sein, zur Finanzierung eines soliden verstärkten Tierschutzes beizutragen. Bereits jetzt stehen Mittel im Budget der EU für die Entwicklung des ländlichen Raums bereit, doch können diese nicht als ausreichend angesehen werden.

Es bedarf einer koordinierenden Hand für den Tierschutz und die Tiergesundheit innerhalb der EU. Ob nun diese Funktion durch eine Dienststelle innerhalb der Kommission ausgeübt wird oder ob eines der bereits existierenden einzelstaatlichen Tierschutzzentren mit der Koordinierung beauftragt wird, spielt eine geringere Rolle.

Das Zentrum sollte sich auf das „allgemeine Tierschutzrecht“ stützen, alles verfügbare Wissen zusammentragen und das Recht haben, neue Forschungsarbeiten in die Wege zu leiten, wenn Lücken zu erkennen sind, wie beispielsweise bei dem sehr erfolgreichen „Animal Welfare Quality Project“, bei dem nach heutigem Stand das Wissen darüber fehlt, wie die neuen Indikatoren in der Praxis anzuwenden sind. Das Zentrum sollte des Weiteren den gesamten zu einem bestimmten Zeitpunkt vorhandenen Bestand an Wissen bereithalten und mit Rat zur Seite stehen, wo es um die Einführung neuer Technik geht.

Eine unverzichtbare Voraussetzung dafür, dass Rechtsvorschriften in dem Bereich, um den es hier geht, tatsächlich wirken, ist, dass es Überwachung, Kontrolle und (leider!) auch Sanktionen gibt.

Hier muss die Kommission Befugnisse übertragen und Mittel an die Hand bekommen, um ein zweckgerichtetes und risikobasiertes Kontrollsystem zu schaffen. Die Mitgliedstaaten müssen weiter einen hohen und gleichwertigen Standard bei ihren Aufsichtsbehörden beibehalten und auch über die erforderlichen Sanktionssysteme für Tierhalter, die die rechtlichen Anforderungen nicht erfüllen, verfügen.

Es gibt viele gute ethische Gründe, um einen hohen Standard hinsichtlich des Wohlergehens der Tiere aufrechtzuerhalten, was an sich ein ausreichender Grund für strenge Rechtsvorschriften und korrekte Einhaltung derselben sein sollte. Nichtsdestoweniger sind die Aspekte der Volksgesundheit im Zusammenhang mit dem Wohlergehen der Tiere mindestens genauso wichtig.

Es gibt eine Menge biologischer Faktoren, die für alle Lebewesen gleich sind, ganz besonders bei den Säugetierarten, zu denen der allergrößte Teil unserer Tiere und wir selbst gehören. Tiere und Menschen empfinden Angst und Schmerzen, Freude und Freundschaft, wir haben auch ein relativ ähnliches Immunabwehrsystem und teilen eine große Anzahl von Pathogenen miteinander.

Zoonosen wirken sich nicht nur auf die Beziehung zwischen zu Nahrungszwecken gehaltenen Tieren und der menschlichen Gesundheit aus, auch wildlebende Tiere und unsere Heimtiere sind impliziert, wie beispielsweise bei der Tollwut, die von wildlebenden Tieren übertragen wird, oder der Toxoplasmose, die in den meisten Fällen von unseren Katzen übertragen wird. Es bestehen also viele gute Gründe, den neuen Artikel 13 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union in der durch den Lissabon-Vertrag geänderten Fassung als eine Ausweitung der Kompetenz der EU auf alle Tiere auszulegen.

Wie in allen anderen Bereichen im Gesellschaftsleben nimmt auch unser Wissen über unsere Tiere und nicht zuletzt über die Zoonosen und deren Einfluss auf unsere Gesundheit ständig zu. Dieses Wissen müssen wir nutzen, um sowohl die Lebensumstände der Tiere als auch unsere eigene Volksgesundheit stetig zu verbessern.

Wir haben ein gemeinsames Interesse daran, eine europäische Datenbank für die Verwendung von Antibiotika einzurichten. Wie viele Antibiotika werden verwendet? Welche Antibiotika werden verschrieben? In welchen geografischen Gebieten? In welchen Produktionsbereichen? In welchem Umfang werden Antibiotika für Heimtiere verwendet? Es gibt viele und wichtige Fragen, denn die Antibiotikaresistenz – die inzwischen sowohl eine Multi- als auch eine Panresistenz ist – ist vor allem eine echte große Bedrohung für die Gesundheit der Kinder und der Jugendlichen geworden. 

Die absolut gefährlichsten und unmittelbar lebensbedrohlichen Krankheiten – wie beispielsweise TBC – sind gerade Zoonosen, die gewaltige Probleme schaffen können. Auch hier könnte ein neues EU-Zentrum für Tierschutz und Tiergesundheit eine wichtige Rolle spielen als Impulsgeber und Faktor der Verbreitung von Wissen und Erkenntnissen.

Es ist aus ethischen und kulturellen Gründen – ohne dabei die praktischen, wirtschaftlichen und volksgesundheitlichen Gründe zu vergessen – geboten, einen sehr hohen Tierschutzstandard aufrecht zu erhalten. Ein neuer ehrgeiziger mehrjähriger Aktionsplan mit der oben aufgeführten Ausrichtung würde nach Meinung der Berichterstatterin hierzu beitragen.
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Fuldaer Zeitung

Eierschachteln werben für Region und Dachmarke

DERMBACH In den Eierschachteln der Agrargenossenschaft Rhönland informiert ab sofort ein Einleger Kunden darüber, dass sie ein Produkt aus dem Biosphärenreservat gekauft haben. 

[image: image95.jpg]



Großansicht 

einen Einleger, der über die Herkunft der Eier informiert. Den 
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Mit 60.000 Legehennen und rund 14 Millionen Eiern pro Jahr gehört der Dermbacher Landwirtschaftsbetrieb zu den größten Produzenten der Region. Das Verkaufsgebiet erstreckt sich auf ganz Thüringen, reicht bis zum Rhein-Main-Gebiet und schließt Nordbayern bis hinter Coburg ein. „Damit erreichen wir sehr viele Menschen, um sie für das Biosphärenreservat zu begeistern und zu sensibilisieren“, sagt der Leiter der Thüringer Verwaltungsstelle des Biosphärenreservats, Karl-Friedrich Abe. Von ihm stammt die Idee, auf diese Art für das Biosphärenreservat als Region von weltweitem Rang zu werben. Die Initiatoren wollen damit Verbrauchern erklären, dass sie mit den Eiern der Agrargenossenschaft ein Produkt erwürben, das regional erzeugt sei, dass sie mit dem Kauf einen Beitrag dafür leisteten, die Landschaft zu erhalten, und sie Ausbildungs- und Arbeitsplätze in der Region sicherten, erklärt Abe.

„Es ist wichtig, dass der Konsument weiß, wo die Eier herkommen. Regionalität genießt bei einem Lebensmittel inzwischen einen höheren Stellenwert als der Preis oder die Tatsache, ob es biologisch erzeugt wurde oder nicht“, sagt der Geschäftsführer von Rhönland, Dr. Gerold Ditzel. Der Einleger in der Packung – er wird in alle Zehner-Packungen gelegt – diene damit nicht nur der Werbung für das Biosphärenreservat und den Rhönlandhof, sondern auch der Produkttransparenz.

Qualitätssiegel ist der nächste Schritt

Als nächsten Schritt in diese Richtung betrachtet Ditzel die Verleihung eines Qualitätssiegels der Dachmarke Rhön für die Eier. Nur dann werde die Herkunft der Eier durch Kontrollen bestätigt. Für Eier gebe es jedoch bislang keine Kriterien, über die sich Betrieben als Partnerbetriebe der Regionalmarke zertifizieren lassen könnten. „Wir sind zurzeit damit beschäftigt, Kriterien für einige andere Sparten zu erarbeiten“, sagt Barbara Vay, Geschäftsführerin der Dachmarke Rhön. Eier seien allerdings eine Hauptzutat für viele Lebensmittel, deshalb würde für diese Branche entsprechende Kriterien definiert werden. Dies solle zeitnah in den nächsten Monaten erfolgen. Bislang ist die Agrargenossenschaft Rhönland allerdings mit einem Regionalladen und der Rhönlandscheune Partnerbetrieb der Dachmarke.

Nach dem Ende der Käfighaltung in Deutschland stammen die Eier der Dermbacher Agrargenossenschaft ausschließlich aus Boden- und Freilandhaltung. „Wir werden unsere Eierproduktion in den kommenden Jahren erhöhen und dabei verstärkt auf die Freilandhaltung setzen“, kündigt Ditzel an. 2011 werde beispielsweise in Oechsen ein neuer Stall für Freilandhaltung gebaut. Die Eier würden im Lebensmitteleinzelhandel bei regionalen Fleischereien und über die Direktvermarktung verkauft. Ein großer Teil der Eier werde für die hauseigene Nudelproduktion verwendet.  

zn
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Gesucht: Hennen mit Hingabe - Wissenschaftler untersuchen Legehennen für ökologischen Landbau

Bonn - Nicht jede Henne taugt für einen ökologisch wirtschaftenden Legehennenbetrieb. Sie sollte einerseits ruhig und robust sein. Andererseits muss sie über ein ausreichendes Leistungsvermögen verfügen.
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Längst nicht alle kommerziellen Legehennenherkünfte sind deshalb für die ökologische Legehennenhaltung geeignet. Ein Forschungsvorhaben des Forschungsinstituts für die Biologie landwirtschaftlicher Nutztiere (FBN) hat ein Konzept für eine koordinierte Feldprüfung von Legehennen auf ihre Eignung für den ökologischen Landbau entwickelt. Dazu wurden Hühner aus vier verschiedenen Herkünften auf 17 Ökobetrieben und auf zwei Prüfstationen miteinander verglichen. 

"Zuverlässige Prüfungsergebnisse über die Eigenschaften verschiedener Legehennenherkünfte im ökologischen Landbau können durch optimal gestaltete Vergleiche auf einer größeren Anzahl von Praxisbetrieben gewonnen werden", sagt Prof. Dr. Norbert Reinsch vom Forschungsinstitut für die Biologie landwirtschaftlicher Nutztiere (FBN) in Dummerstorf. "Um möglichst genaue Aussagen treffen zu können, sind neuartige Auswertungsmethoden nötig. Eine ergänzende Prüfung auf Versuchsstationen sollte das Bild vervollständigen. Die Ergebnisse solcher Prüfungen sind für Betriebe und Berater wichtig - zum einen bei der Auswahl von Herkünften, zum anderen aber auch für Zuchtfirmen als Rückmeldung über die Eignung ihrer Linien unter Ökobedingungen." 


Link zur Studie:



und Versuchsplanung für eine zukünftige koordinierte Feldprüfung von 


Legehennenherkünften auf ihre Eignung für den ökologischen Landbau" \t "_blank" 
"Konzept und Versuchsplanung für eine zukünftige koordinierte Feldprüfung von Legehennenherkünften auf ihre Eignung für den ökologischen Landbau", Nummer: FKZ 04OE005
. Siehe hierzu auch 

zukünftige koordinierte Feldprüfung von Legehennenherkünften auf ihre 

	
Eignu 
Bundesprogramm Ökolandbau - Forschungsmanagement
. 


Weiterführende Links:
· Übersicht: Legehennen 

· Legehennenzucht
(Quelle: Themendienst Ökolandbau, BLE)
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150 000 Euro: Teurer Weg zum Hühnerstall

013.05.10|Erding|1 KommentarFacebook
Fraunberg - Gutachter der TU München bestätigen vor dem Verwaltungsgericht: Die Erschließungsstraße ist für zwei Legeställe in Kleinhündlbach ungeeignet.

Knapp 150 000 Euro wird es kosten, die Gemeindeverbindungsstraße in Kleinhündlbach auszubauen, damit der Sonnendorfer Landwirt Josef Braun die von ihm beantragten zwei Ställe für jeweils etwa 18 000 Legehennen bauen kann. „Wenn er diese Kosten übernimmt, hat er Baurecht“, sagte Fraunbergs Bürgermeister Hans Wiesmaier in der Gemeinderatssitzung am Dienstag. Einstimmig votierten die Räte dafür, ein eventuelles Erschließungsangebot der Firma Eier Braun für den Ausbau der Straße anzunehmen.

„Wenn wir das ablehnen, um den Bau der Legeställe zu verhindern, könnte das als Willkür ausgelegt werden. Dann kann es uns passieren, dass der Bau als privilegiertes Vorhaben letztlich doch genehmigt wird und die Gemeinde auf eigene Kosten die Straße ausbauen muss. Das können wir uns nicht leisten“, erläuterte Wiesmaier.

Dass die Straße nicht für den Betrieb geeignet ist, ergibt sich aus einem vom Verwaltungsgericht München veranlassten Gutachten der TU München. Darin stellen die Experten fest, dass 20 Prozent der Betonplatten durch Risse geschädigt seien. Weiter kommen sie zu dem Ergebnis, dass in der Bauphase und beim Betrieb weitere Schäden auftreten werden.

Der Landesanwalt kommt auf Grund dieses Gutachtens zu dem Ergebnis, dass die Erschließung „als nicht gegeben“ anzusehen sei. Aus diesem Grund hatte das Landratsamt Erding die Baugenehmigung versagt. Wie berichtet, hat Braun dagegen geklagt und sein Anwalt am 7. Dezember 2009 ein Erschließungsangebot gemacht.

„Das ist aber wenig aussagekräftig“, so Wiesmaier. Die Gemeinde bauftragte nun ein Ingenieurbüro damit, die Kosten für den Bau einer vier Meter breiten Straße zu ermitteln. Diese würden einschließlich der Baunebenkosten knapp 150 000 Euro betragen. Diese müsse Braun übernehmen. „Wir brauchen die Straße nicht. Bei dem derzeitigen Verkehr können wir noch 20 Jahre mit dem Zustand leben“, so Wiesmaier. Ob Braun die Kosten trägt, wird sich beim nächsten Gerichtstermin am 29. Juni in München entscheiden.

	Proplanta ®  |  10.05.2010
  |  Tier:   Geflügel
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Mit Abschaffung der Käfighaltung wichtiges Tierschutzziel erreicht

Rostock - "Die Verbesserung des Tierschutzes in unserem Land ist eine Daueraufgabe, der wir uns gemeinsam jeden Tag aufs Neue stellen wollen."
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Dies sagte der Minister für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz Dr. Till Backhaus am Freitag in Rostock auf der Feierstunde anlässlich des 20-jährigen Bestehens des Tierschutzbundes - Landesverband Mecklenburg-Vorpommern.

In seiner Rede verweist er auf gemeinsam übernommene wichtige Aufgaben. Dazu gehören beispielsweise die Erarbeitung des viel genutzten Faltblattes "Tierschutz" sowie die Vertretung und Mitarbeit des Deutschen Tierschutzbundes im Tierschutzbeirat des Ministeriums und in der Tierversuchskommission des Landes. "Zur weiteren Verbesserung der gesamten Tierschutzsituation in unserem Land haben wir mit dem Tierschutzbeirat die freiwilligen Vereinbarungen zum Halten von Hähnchen und Puten, den Erlass des Verbotes der dauerhaften Anbindehaltung von Pferden sowie das Verbot der Ausübung bestimmter Rodeodisziplinen erreicht", so Minister Backhaus.

"Im rechtlichen Bereich stellen ohne Zweifel die Erweiterung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung um die Vorgaben zur Haltung von Legehennen, Pelztieren und Masthühnern einen wichtigen Fortschritt für den Tierschutz dar, auch wenn damit nicht alle Anforderungen erfüllt werden können. Die Abschaffung des herkömmlichen Käfigs für Legehennen war ein besonderes Anliegen von mir", so Minister Backhaus. In Mecklenburg-Vorpommern gibt es seit dem 1. Januar 2010 keine herkömmliche Käfighaltung von Legehennen mehr. "Erfreulicherweise ist M-V fast das einzige Bundesland, in dem nicht weniger, sondern mehr Legehennen als vor dem Verbot der herkömmlichen Käfighaltung gehalten werden", sagte der Minister.

Von den ca. 1,9 Millionen Legehennen werden ca. 300.000 in ökologisch wirtschaftenden Betrieben gehalten, die anderen halten ihre Tiere in Boden- und Freilandhaltung.

Eine noch zu lösende Aufgabe sei die Aufnahme, Unterbringung und Behandlung von Fundtieren. Zu den tierschutzrelevanten Themen in der landwirtschaftlichen Nutztierhaltung gehören auch der Transport von Schlachttieren sowie das Betäuben und Schlachten von Tieren. "Für unser Anliegen, den Transport von Schlachttieren europaweit auf höchstens acht Stunden zu begrenzen, konnte sich bisher noch keine Mehrheit der Länder finden. Ich werde dieses ureigene Tierschutzthema nicht zu den Akten legen, sondern meine Forderungen bei jeder sich bietenden Gelegenheit wiederholen", betonte Minister Backhaus. Ebenso stehe es um die Vorgaben zum tierschutzgerechten Schlachten von Tieren.

Bisher wurden für den Neubau und die Sanierung von Tierheimen Haushaltsmittel in erheblichem Umfang als freiwillige Leistungen bereitgestellt. So hat das Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz seit 1993 insgesamt über 1,1 Millionen Euro an Tierschutzorganisationen in Mecklenburg-Vorpommern ausgereicht.

Von diesen Geldern gingen beispielsweise in den Jahren 1994 bis 2009 224.730 Euro an den Rostocker Tierschutzverein e.V. mit seinem Tierheim in Schlage. Damit konnten die Errichtung oder Sanierung der Zwinger- und der Heizanlage, der Welpenaufzuchtstation, der Tiervermittlungs- und der Quarantänestation, der Fundtierunterkünfte, der Heizflächen in den Fundtierunterkünften sowie nicht zuletzt die Sanierung des Katzen- und Kleintierhauses unterstützt werden.

Seit diesem Jahr wurde die jährliche Fördermittelsumme um 6.000 Euro auf 75.500 Euro erhöht. (PD) 
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Das Jülicht

Sitzung des Planungs-, Umwelt- und Bauausschusses am 11. Mai 

Dienstleistung in Jülich – 55.000 Legehennen in Welldorf?
Von Redaktion [07.05.2010, 20.54 Uhr] 

Diskussionspotential steckt in der Tagesordnung des Planungs-, Umwelt- und Bauausschusses am Dienstag, 11. Mai, im Jülicher Rathaus. Die politischen Vertreter werden sich gleich zu Sitzungsbeginn von Prof. Jörg Aldinger aus Stuttgart die Machbarkeitsstudie eines Dienstleistungszentrums Jülich vorstellen lassen und über die Erweiterung des landwirtschaftlichen Betriebes von ca. 20.000 auf ca. 55.000 Tierplätze für Legehennen in Welldorf entscheiden müssen. 

Hamburger Abendblatt

Europaweit: Es ging um Wachstum und Gewicht

US-Firma verzichtet auf Patent für Schweinezucht

Von Claudia Sewig 24. April 2010, 08:48 Uhr 

5000 Privatpersonen, 50 Verbände und die hessische Landesregierung hatten Einspruch erhoben. Darüber hätte bald verhandelt werden müssen.
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Schon 2005 gab es Proteste vor dem Patentamt in München.
Foto: picture-alliance/ dpa/dpaweb/dpa

Es sind zweieinhalb Zeilen, die Bauern, Umweltschützer und Verbraucher jubeln lassen: Mit knappen Worten hat das US-Unternehmen Newsham Choice Genetics dem Europäischen Patentamt (EPA) in München mitgeteilt, dass es kein Interesse mehr an dem Patent EP 1651777 habe. Damit ist das umstrittene europäische Schweinezucht-Patent vom Tisch, gegen das mehr als 50 Verbände, 5000 Privatpersonen und die hessische Landesregierung Einspruch erhoben hatten.

Mehr zum Thema

Hamburger Abendblatt 
Wann entstand das Europäische Patentamt?
Im Kern des Patentes ging es um einen Gentest, mit dem bei den Tieren das so genannte Leptin-Rezeptor-Gen festgestellt werden kann. Dieses bestimmt vor allem die Gewichtszunahme und das Wachstum der Tiere und ist damit maßgeblich, um die Zucht von besonders ertragreichen Schweinen zu steigern. Der Agrarkonzern Monsanto hatte das Patent 2004 angemeldet, jedoch 2007 an die mit ihm kooperierende Firma Newsham Choice Genetics verkauft, nachdem es zu heftigen Protesten in den USA gekommen war.

Im Juli 2008 war das europäische Patent erteilt worden. "Kurz vor Ablauf der Neunmonatsfrist wurden dann im April 2009 die Einsprüche eingereicht", sagt EPA-Sprecher Rainer Osterwalder. Damit sei ein formelles Einspruchsverfahren angestrengt worden, bei dem es aber noch nicht zu einer mündlichen Verhandlung gekommen sei.

Das Schweinezucht-Patent sei nur stark eingeschränkt erteilt worden, so Osterwalder: "In der Original-Einreichung waren 30 Ansprüche enthalten, von denen wir nur acht zugelassen haben." Die anderen Punkte hätten gegen die Patentordnung verstoßen. Zum Beispiel sollte die Genfrequenz geschützt werden Osterwalder: "Die war jedoch schon vorher bekannt, und vorbekanntes Wissen kann man nicht patentieren lassen." Die Patentlaufzeit hätte vom Zeitpunkt der Einreichung (2005) 20 Jahre betragen.

"Die Rücknahme ist ein wichtiger Erfolg für Verbraucher und Landwirte in Europa", sagte der Patent-Berater von Greenpeace, Christoph Then, am Freitag. Gegner des umstrittenen Patents hatten sich unter anderem dagegen gewandt, dass das Patent auf der Nutzung von Erbanlagen basiere, die bei allen europäischen Schweinerassen vorkommen. Auch die nachgezüchteten Schweine und ihre Nachkommen könnten dann unter die Reichweite des Patents fallen.

Then erneuerte die Forderung von Entwicklungs- und Umweltorganisationen nach einem Verbot der Patentierung von Genen und Lebewesen, Saatgut und Tieren. Er forderte die Bundesregierung auf, dem im Koalitionsvertrag beschlossenen Verbot von Patenten auf Nutztiere und -pflanzen gesetzliche Regelungen folgen zu lassen. "Das Problem ist noch nicht vom Tisch. Es werden immer neue Patente auf Tiere, Pflanzen und Lebensmittel angemeldet und genehmigt", sagt Then. Bereits nächste Woche will eine internationale Koalition, die von Greenpeace mit begründet wurde, neue Zahlen über aktuelle Patentanmeldungen veröffentlichen.

Rund 140 000 Patentanmeldungen werden im Jahr bei EPA eingereicht, so Osterwalder. Davon beträfen rund 60 Tiere und etwa 200 Pflanzen. Osterwalder: "Der Hintergrund ist bei der überwiegenden Anzahl der Fälle die medizinische Forschung, weniger die Landwirtschaft." Bundesagrarministerin Ilse Aigner (CSU) forderte vor dem Hintergrund der Patent-Rückgabe: "Landwirtschaftliche Nutzpflanzen und -tiere müssen von einer Patentierung ausgeschlossen bleiben."

Warum Newsham Choice Genetics das Patent fallen gelassen hat, bleibt unklar. "Oft sind es strategische Überlegungen, die zu solchen Entscheidungen führen", sagt Osterwalder. Das Unternehmen habe dem Patentamt lediglich mitgeteilt, dass es die im Juli 2008 genehmigte Form nicht akzeptiere.




"Gefährlicher" Plan

22.04.2010, 01:00

Mega-Industriestall bedroht Murauen in der Südsteiermark
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An der Grenze zwischen Gralla und Ragnitz im Bezirk Leibnitz soll ein in dieser Dimension in der Steiermark noch nie da gewesener Schweinestall entstehen. 2.080 Zuchtsauen und unfassbare 60.000 Ferkel will man jährlich in diesen Industriestall zwängen. Vor allem die benachbarten Bauern machen gegen das Projekt mobil: Sie befürchten unlauteren Wettbewerb. Auch Umweltschützer schlagen Alarm - denn der Zielort liegt in den Murauen.
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haben!" 
krone.tv - das musst du gesehen haben!
 

"Mit einer Intensivtierhaltung in dieser Größenordnung mussten wir uns noch nie beschäftigen!", so Uwe Stocker von der für die Unweltverträglichkeitsprüfung zuständigen Fachabteilung des Landes. Er und seine Kollegen haben in nächster Zeit Großes zu leisten: Immerhin gilt es zu entscheiden, ob das Mega-Projekt realisiert werden darf oder nicht. "Das kann schon bis zu einem Jahr dauern", weiß der Landesexperte.

Projekt würde "Betriebe ruinieren"
Für die Menschen in der Region steht allerdings jetzt schon fest: Kommt die "Tierfabrik", sei das eine Riesensauerei! Einwände hagelt es von vielen Seiten - in nur zwei Tagen wurden bereits 3.000 Unterschriften gesammelt. Allen voran ist Rudolf Rauch, ÖVP-Bürgermeister von Ragnitz, in Aufruhr: "Die Anlage würde mit einem Schlag alle Klein- und Mittelbetriebe ruinieren, die im Leibnitzer Feld beheimatet sind. Außerdem ist unser Grundwasser in Gefahr. Man kann sich ja ausrechnen, wieviel Gülle bei derart vielen Tieren anfällt.

"Massive Beeinträchtigung für Wasserschongebiet"
Für den Naturschutzbund stinkt die Schweinefabrik ebenso zum Himmel. "Die Murauen liegen in einem Wasserschongebiet, ein solches Projekt würde eine massive Beeinträchtigung für die dort lebenden Menschen, Natur und Tiere bedeuten", spart Geschäftsführer Markus Ehrenpaar nicht an Kritik.

Einmal mehr hoffen sämtliche Betroffenen nun auf Kammer und Politik: Die erlaubte Tier-Anzahl müsse endlich herabgesetzt werden! Die Projektanten rund um einen südsteirischen Tierarzt (PIG Ferkelproduktion GmbH) wollten übrigens nicht Stellung nehmen.

von Barbara Winkler ("Steirerkrone") und steirerkrone.at

NDR Fernsehen 

Mittwoch, 12. Mai 2010 22:35 Uhr

Die Reportage: Alarm im Saustall - Mit Frauenpower aus den Miesen
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Landwirt Günter L. aus Vechta hatte gerade eine halbe Million Euro in einen neuen Stall investiert. Dann kam die Krise in der Schweinebranche. 

Günter L. machte mit dem Ferkelerzeugerbetrieb nur noch Verluste. Jetzt steht seine moderne Anlage kurz vor dem Aus. Ein Leben lang hat der Bauer hart gearbeitet, geblieben ist ihm ein Berg Schulden. 

Kein Einzelfall in einer Branche, die bis vor Kurzem noch stabil war. Hohe Futtermittelpreise und niedrige Erlöse machen den Schweinebauern das Leben schwer. Nur wenige von ihnen finden allein den Weg aus der Notlage. Im Landkreis Oldenburg hilft jetzt eine junge Beraterin der Landwirtschaftskammer, wenn es im Sauenstall Probleme gibt. Petra Klaus gilt in der Region als Expertin für alles, was mit Borstenvieh zu tun hat. Sie findet selbst in schwierigen Situationen oft noch eine Lösung. Täglich fährt die 25-Jährige von Hof zu Hof. 



letzte Reise beginnt: Ein Mastschwein hat sein Gewicht von etwa 110 Kilo

· 
 erreicht und wird zum Schlachthof transportiert." 
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wie diese drei Bio-Schweine leben nur wenige im Oldenburger Münsterland.

· 
 Fast alle leben auf Beton-Spaltenböden über einem Jauchesee." 
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· 
 der begehrteste Spermalieferant aus der Besamungsstation Dohren." 
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Schweine leben im Oldenburger Münsterland. Trotz dieses Fleischbergs 

· 
sind die Landwirte in der Krise." 
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 der Schweinezüchter sich das Sperma für seine Muttersauen aussucht, 

· 
werden die geeigneten Spenderkandidaten zur Besichtigung vorgeführt." 
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 der begehrteste Spermalieferant aus der Besamungsstation Dohren." 
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Schweine leben im Oldenburger Münsterland. Trotz dieses Fleischbergs 

· 
sind die Landwirte in der Krise." 
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aussucht, werden die geeigneten Spenderkandidaten zur Besichtigung 
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vorgeführt." 
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Münsterland. Fast alle leben auf Beton-Spaltenböden über einem 

· 
Jauchesee." 
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Gebraucht wird sie fast überall. Sie übernimmt für die Bauern das Management, berät sie bei schwierigen Fragen. Manchmal unterstützt sie den Tierarzt bei wichtigen Terminen, hilft den Kollegen in der Besamungsstation oder findet die richtige Schweinesorte für einen Biobauern. Aber viel häufiger fordern handfeste Probleme bei den Landwirten ihren Einsatz: finanzielle Durststrecken, Planung neuer Ställe, Kreditanträge. Oft ist es auch schon der schlichte Rat in einer aussichtslosen Lage, der weiterhilft: Gib deinen Betrieb auf, es gibt keine Hoffnung mehr. Petra Klaus stammt aus einer traditionellen Bauernfamilie und weiß, wovon sie spricht. 

Ein Jahr lang hat Lutz G. Wetzel Landwirte gesucht, die bereit waren, vor der Kamera Auskunft über ihre finanzielle Situation zu geben. Das Oldenburger Land ist eine Region der Fleischfabriken. Allein acht Millionen Schweine werden hier gehalten. In der industriellen Massentierhaltung haben Kamerateams in der Regel keinen Zutritt. Die Reportage gibt einen Einblick in eine abgeschirmte Welt - in die Probleme der niedersächsischen Schweinebauern.

Mittwoch, 12. Mai 2010 22:35 bis 23:05 Uhr (VPS 22:35), Reportage + Dokumentation [image: image134.png]
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Bürgerversammlung in Metze - Gutachten spricht von „sehr starker“ Belastung
Jeden zweiten Tag stinkt’s

407.05.1007.05.10|Fritzlar-Homberg|1 KommentarFacebook
metze. Den Menschen in Metze stinkt es, das ist bekannt. Die vielen Ställe im und um den Ort sorgen seit Jahren für Unmut. Jetzt haben sie es amtlich in einem Gutachten, dass die Geruchsbelastung in ihrem Dorf tatsächlich als „sehr stark“ einzustufen ist.

[image: image137.jpg]



Nachdenkliche Mienen: Bürgermeister Werner Lange und Stadtverordnetenvorsteher Gerhard Hillebrand. Foto: Först

Katja Kluge vom Niedensteiner Bauamt erläuterte in einer Bürgerversammlung am Donnerstagabend die wichtigsten Fakten des 200 Seiten umfassenden Geruchsimmissionsgutachtens, das Niedenstein in Auftrag gegeben hatte.

Die wichtigsten Fragen, die es mit der Untersuchung zu beantworten galt, waren: • Ermittlung der tatsächlichen Geruchsbelästigung in Metze, • Entwicklung der Geruchsbelastung, wenn neue landwirtschaftliche Anlagen hinzukommen.

Im Sommer 2009 wurden, berichtete Kluge, gemeinsam mit dem TÜV Hessen alle landwirtschaftlichen Betriebe in Metze aufgesucht und begutachtet. Dabei habe man ermittelt, wie groß die baulichen Anlagen sind, wie sie ausgestattet sind, wie viele und welche Tiere gehalten werden und wie die technische Ausstattung ist. Insbesondere diese habe einen ganz wesentlichen Einfluss auf die Geruchsimmission.

Für die Berechnung der Geruchsimmissionen habe eine wesentliche Rolle das Ergebnis des meteorologischen Gutachtens gespielt, so Kluge weiter. In bestimmten Bereichen seien wegen der Windrichtungen höhere Belastungen als in anderen.

Ein Ergebnis: Im schlimmsten Fall sei heute an jedem zweiten Tag in Metze eine Geruchsbelästigung zu verzeichnen. Als Fazit stellte Kluge fest, dass die Geruchsbelastung in Metze als „sehr stark” einzustufen sei. Der zurzeit am stärksten betroffene Teil sind das Dorfzentrum sowie die Grundstücke Gudensberger Straße 14 bis 18. Den höchsten Wert der Geruchswahrnehmung erreiche man in der Gartenstraße. Kluge wies darauf hin, dass die Landwirte Bestandsschutz genießen, weil sie zuerst da waren. Der Geruch im Ortskern sei als ortsüblich hinzunehmen.

Bei der Diskussion machten einige Metzer die Ausmaße der Geruchsbelästigung deutlich. Wäsche könne zum beispiel oftmals nicht mehr draußen getrocknet werden, weil sie dann stinke.

Kritisiert wurde zudem eine Biogasanlage, die nicht, wie sonst zur Geruchseindämmung üblich, regelmäßig abgefackelt werde. Einer fragte sich, ob man unter diesen Umständen nicht lieber in der Stadt leben sollte.

Bürgermeister Werner Lange versteht das Gutachten als Instrument, mit dem man bei allen weiteren Planungen und Diskussionen darauf hinweisen könne, dass Metze im Moment bereits eine Situation habe, die deutlich grenzwertig sei. Wenn im Außenbereich Ställe gebaut werden sollten, müsste im Innenbereich reduiziert werden. Man sei sich einig, dass die Lage insgesamt betrachtet - ohne eine Schuldzuweisung - städtebaulich und gesellschaftspolitisch für Metze eine Katastrophe sei.

Von Rosemarie Först

Vlothoer Anzeiger

"Unkenntnis und Halbwissen"

Streit um neue Ställe / Landwirtschaftsverband bezieht Stellung
VON JOBST LÜDEKING

Herford (va). Die Temperatur im Schweinemaststall von Landwirt Rainer Bohnenkamp in Elverdissen liegt zwischen 18 und 22 Grad, je nach Alter der Tiere. Die können selbst wählen, wann und wie viel sie fressen.
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Landwirt Rainer Bohnenkamp wird von seinen Mastschweinen umringt. Foto: Ralf Bittner 
Ein Mix aus Gerste, Weizen, Raps- und Sojaschrot wird den 1000 Schweinen in sogenannten Automaten angeboten. Sollen neue Ställe wie der von Bohnenkamp gebaut werden, gibt es im Kreis Herford derzeit Widerstand und öffentliche Diskussionen. Deshalb greift der Landwirtschaftliche Kreisverband Herford ein.


"Wir setzen uns für eine Versachlichung ein. Die Diskussion über neue Ställe wird vielfach mit Unkenntnis, Angst, Halbwissen und auch Ideologie geführt", so Wilhelm Brüggemeier, Vorsitzender des Landwirtschaftlichen Kreisverbandes und Vizepräsident des Westfälisch-Lippischen Landwirtschaftsverbandes (WLV).

Von einer Schweineschwemme oder Oldenburger Verhältnissen sei der Kreis weit entfernt. Fakt sei, dass in den vergangenen 30 Jahren die Zahl der Schweinehalter um 80 Prozent abgenommen hat. Die Zahl der Tiere ging um ein Drittel zurück. "Früher gab es in Elverdissen 30 Höfe und Schweinehalter, heute sind es drei", erklärt Brüggemeier. Darin sieht er einen Grund für die Ablehnung von Stallprojekten: "Kinder hatten damals die Chance, ein Schwein zu sehen und zu wissen, wofür es gehalten wird. Heute gibt es nur wenige Schweinehalter, die ihre Ställe aus Hygienegründen nicht öffnen dürfen und es wird häufig schon im Kindergarten ein falsches Bild von Landwirtschaft vermittelt."

Verlust von Arbeitsplätzen


Dabei hänge ein Großteil der wirtschaftlichen Wertschöpfung an der grünen Branche - auch in Herford, wo es einen Schlacht- und Zerlegebetrieb gibt: jeder zehnte Arbeitsplatz hänge in Deutschland an ihr und am Nahrungsmittelsektor. "Das sind mehr als in der Automobilindustrie", erklärt der Landwirt aus Enger. 54 Kilo Schweinfleisch verbrauche jeder Bundesbürger jährlich. Wer nicht zulassen wolle, dass Ställe nach den neuesten Umwelt- und Tierschutzstandards gebaut werden, riskiere nicht nur, dass demnächst "das Schweinfleisch aus Brasilien kommt", sondern auch, dass Arbeitsplätze verloren gehen.

Darüber hinaus sei der Neubau von Ställen an strenge Vorgaben gekoppelt. Weil die Tierschutzstandards für jedes Tier gelten, sei es auch nicht entscheidend, wie viele Tiere gehalten werden. Sie gelten für 100 Schweine genau so wie für 1 000, so Herbert Quakernack, Geschäftsführer des WLV im Bezirk OWL.

"Allein Landwirt zu sein, reicht nicht aus, um einen Stall im Außenbereich bauen zu dürfen", ergänzt Rechtsanwalt Stephan Sauer, Geschäftsführer des Kreisverbandes. So wird genau definiert, welche Fläche einem Tier zur Verfügung steht, welcher Untergrund erlaubt ist, aber im Genehmigungsverfahren geht es auch um die Frage, ob und im welchem Umfang ein bauwilliger Landwirt über Futterflächen und natürlich auch Flächen für die Gülleausbringung verfügt. Die Gülle auf dem Hof Bohnenkamp wird als "wertvoller Wirtschaftsdünger" etwa im Getreide eingesetzt. Das sei umweltgerecht und er spare so auch Mineraldünger, erklärt der Landwirt, der 1995 mit seinem Hof aus dem Elverdisser Ortskern in den Außenbereich aussiedelte.

Bis dahin hatte er Schweine auf Stroh gehalten. "Das war mit viel Arbeit verbunden", sagt der Landwirt, der nun den direkten Vergleich zwischen Stroh und Spaltenboden hat. So treten bei Strohhaltung oft Probleme mit dem Stallklima auf, so Bohnenkamp und Brüggemeier. Die Tiere neigen dazu, Strohställe vollzukoten. Dadurch steige die Anfälligkeit für Krankheiten. Die Schweine, so die Landwirte, stellen hohe Ansprüche an das Stallklima, weniger an den Untergrund. Deshalb sei, wie Forschungsergebnisse zeigen, die Tiergesundheit in Ställen mit sogenannten Vollspaltenböden meist deutlich besser als bei anderen Haltungsformen.
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Landvolk sieht keinen weiteren Regelungsbedarf für Stallbauten

HANNOVER. Bei der Genehmigung von Stallbauten gibt es nach Einschätzung des Landvolks Niedersachsen für die Landesregierung keinen weiteren Regelungsbedarf. Die bestehenden bauplanungsrechtlichen Instrumente für Landkreise und Kommunen müssten nicht ausgeweitet werden, betonte der Landesbauernverband bei einer Anhörung vor dem Agrarausschuss im niedersächsischen Landtag, die Mitte dieses Monats unter dem Titel „Bäuerliche Landwirtschaft statt industrielle tierquälerische ‚Hähnchen-Highways’ in Niedersachsen“ stand. Über sogenannte Baufenster oder eine die Landwirtschaft beschränkende Positivplanung könnten Landkreise und Kommunen planerische Prioritäten setzen. Auch die Beteiligungs-, Widerspruchs- und Klagemöglichkeiten zum Schutz von Anwohnern und Umwelt seien in den vergangenen Jahren kontinuierlich ausgeweitet worden, unterstrich der Landvolkverband. Diese würden aber leider nicht von betroffenen Einwendern genutzt, sondern für sachfremde strukturpolitische und weltanschauliche Anliegen instrumentalisiert. Anlass für die Anhörung, in deren Rahmen sich die Landtagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen für mehr demokratische Beteiligungsrechte von Kommunen und Bürgern in der Bauplanung einsetzte, war der geplante Geflügelschlachtbetrieb der Firma Rothkötter in Wietze im Landkreis Celle. Gegen dessen Errichtung und die damit verbundenen Stallbauabsichten von Landwirten protestieren derzeit mehr als 20 Bürgerinitiativen und die im Netzwerk „Bauernhöfe statt Agrarfabriken“ zusammengeschlossenen Organisationen. Wesentliche Kritikpunkte sind potentielle Probleme vor Ort, etwa die Verkehrsbelastung, sowie die nach Einschätzung der Baugegner nicht artgerechte Tierhaltung in den Vertragsbetrieben, die zudem vor allem entlang der Autobahn A7 gesucht würden. Das Landvolk Niedersachsen bezeichnete die Vorwürfe als nicht zutreffend. 

Ackerbauern sehen zusätzliche Chancen
Wie der Landesbauernverband unterstrich, verteilen sich die mit dem Schlachthofneubau erwarteten 150 Stallbauten bei einem Einzugsbereich im Radius von 180 km immerhin auf eine Fläche von 100 000 qkm. So hätten beispielsweise in der Region Braunschweig von annähernd 4 000 Landwirten lediglich elf den Bau eines Hähnchenmaststalls beantragt. Außerdem werde in spezialisierten Hähnchenmastbetrieben die artgerechte Tierhaltung über die Masthühner-Richtlinie sowie die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (TierSchNutzVO) gewährleistet, stellte der Landvolkverband fest. Landwirten in Ackerbauregionen sähen zusätzliche Chancen in der Produktion von frischem, heimischem Geflügelfleisch, das auf dem Markt in den zurückliegenden Jahren vermehrt nachgefragt werde. Betriebswirtschaftlich positiv zu bewerten sei zudem, dass Ackerbauern in der Geflügelhaltung betriebseigenes Getreide als Futter einsetzen und durch die Verwertung des Hähnchenmistes Mineraldünger einsparen könnten. AgE (22.04.2010) 

Deutscher Bauernverband

Bauern laden Verbraucher zum Hofbesuch ein 
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Rund 640 Höfe öffnen bundesweit ihre Hoftore

Unter dem Motto „Arbeit mit Leidenschaft“ öffnen in den kommenden Wochenenden bundesweit rund 640 Bauernhöfe ihre Hoftore, um den Dialog mit Verbrauchern und Medien zu führen. Am "Tag des offenen Hofes 2010" will die heimische Landwirtschaft allen Verbrauchern, Meinungsbildnern wie Journalisten, Politikern und Kirchenvertretern sowie Schulklassen und Kindergärten die Gelegenheit geben, sich über moderne nachhaltige Landwirtschaft zu informieren. Direkt am Ort der Urproduktion, in den Ställen oder auf den Äckern kann über die Produktionsweise unserer Nahrungsmittel, die Lebensmittelsicherheit, die Erzeugung nachwachsener Rohstoffe, über den Erhalt und die Pflege der Kulturlandschaften oder über den von der Landwirtschaft betriebenen Umwelt- und Naturschutz diskutiert werden. 

 

Im Mai, Juni und bis in den Spätsommer hinein werden bundesweit rund 640 landwirtschaftliche Betriebe ihre Hoftore für interessierte Besucher öffnen. Welche Betriebe in der jeweiligen Region an diesem Verbraucherdialog teilnehmen, weist ein Hoffinder unter www.tdoh.de aus. „Verbraucher können hier während eines erlebnisreichen Besuches viel Wissenswertes über heimische Landwirtschaft erfahren“, heben die drei Initiatoren hervor. 

 

Der bundeszentrale Start zum Tag des offenen Hofes findet am 30. Mai 2010 auf den Betrieben Waldleitner und Drexl im bayerischen Hattenhofen bei Fürstenfeldbruck statt. Der bayerische Ministerpräsident Horst Seehofer wird den Bauernhof besuchen und unter anderem mit DBV-Präsident Gerd Sonnleitner über die Leistungen der Bauern für die Gesellschaft diskutieren. Der "Tag des offenen Hofes" ist eine Aktion des Deutschen Bauernverbandes, des Bundes der Deutschen Landjugend, des Deutschen Landfrauenverbandes und der jeweiligen Landesverbände, unterstützt von der Landwirtschaftlichen Rentenbank.


                

Augsburger Allgemeine

Bauen in der Nähe der Schweinemast jetzt doch erlaubt

11.05.2010 21:40 Uhr 
Kettershausen Das Baugebiet Antoniusäcker sollte eigentlich den Ort abrunden. Doch nun darf auf einem angrenzenden landwirtschaftlichen Grundstück doch gebaut werden, obwohl ähnliche Voranfragen bereits abgelehnt wurden.
Ganz knapp fiel die Mehrheit aus, die die Antragsstellerin letztendlich zu einem kleinen Freudenschrei verleitete: mit sechs zu fünf Stimmen gab der Gemeinderat der Voranfrage grünes Licht. Bisher habe man Bauvorhaben für dieses Grundstück abgelehnt, so Bürgermeister Josef Höld.

Das Problem: Die benachbarten Landwirte haben Sorge, dass sie letztendlich durch Wohnbebauung eingeschränkt werden. So ist in unmittelbarer Nähe der Neubau eines Rinderstalls geplant. Zudem befindet sich auch die Schweinemast von Gemeinderat Peter Kleimaier in der Nachbarschaft. Kleimaier sprach sich deshalb vehement gegen die Voranfrage aus - bei entsprechender Windrichtung sei in diesem Gebiet die Mast deutlich riechbar. „Ich komm doch vom Land und weiß, wie es hier riecht“, konterte die Antragsstellerin. 

Artur Seidl befand, man könne der Anfrage durchaus zustimmen. Seine Frage - „Was spricht dagegen, dass man da hin baut?“ - beantwortete Höld mit den Worten: „Wir sollen alle Bürger gleich behandeln und haben ähnliche Anfragen bereits abgelehnt.“ Zudem solle schließlich die Gemeinde von ihrer Planungshoheit Gebrauch machen.

Ortsbild am Rande gestört

Seidl plädierte daraufhin, die Zustimmung mit einer Auflage zu verbinden: Für die Landwirtschaft dürfen durch den Bau keine Nachteile entstehen. Dieser Auflage stimme jedoch das Landratsamt nicht zu, wusste Höld aus Erfahrung zu berichten. Zudem sei auch der Anschluss des Grundstücks an den Kanal umständlich. Albert Bader merkte kritisch an: „Wir haben nun ein Ortsbild geschaffen und würden dann wieder etwas hinhängen.“

Trotz dieser Gegenargumente stimmte eine knappe Mehrheit für die Bauvoranfrage. (evb)
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Pläne vorgestellt

 - 29.04.2010 - 0 Kommentare 

Dorffrieden in Bollen trotz Biogasanlage gewahrt

Von Ralf Michel 

Achim-Bollen. Die juristische Seite ist eindeutig, die Dorfgemeinschaft frühzeitig informiert. Der Schwerlastverkehr bereitet diesmal kein Problem und nicht einmal der zu erwartende Geruch sorgt für Aufregung... Es scheint, dass bei der geplanten Biogasanlage in Bollen alle Beteiligten aus dem Ärger um den Schweinemaststall im vergangenen Jahr gelernt haben. Aber es wäre nicht Bollen, gebe es nicht doch einen Haken.
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Der Schweinemaststall ist seit November in Betrieb. Die Zuwegung zur geplanten Biogasanlage soll von der Kreisstraße entlang des Entwässerungsgrabens führen. 

Landwirt Marco Vagt will in Bollen eine Biogasanlage bauen. Direkt neben seinem Schweinemaststall. Daran, dass er diesen Plan verwirklichen wird, besteht aus Sicht der Stadtverwaltung kein Zweifel. Es handele sich um ein privilegiertes Vorhaben im Außenbereich, die vorgesehenen Abstände zur Wohnbebauung würden eingehalten, die Erschließung ist geklärt - kurzum: 'Das Einvernehmen der Gemeinde ist zu erteilen', erklärte Heiner Heitzhausen von der Stadt.

Dennoch stellte Marco Vagt am Dienstagabend im Ortsausschuss Bollen die Pläne für die Biogasanlage vor und stand auf alle Fragen der Dorfbewohner Rede und Antwort. 'Damit wir hier alle mit einem guten Gefühl rausgehen.'

In der Anlage wird jährlich aus insgesamt 7000 Tonnen nachwachsenden Rohstoffen wie Mais und Gras sowie aus Gülle Bioenergie und letztlich Strom erzeugt, erläuterte Vagt und ging dann auf mögliche 'Knackpunkte' aus Sicht der Bollener Bevölkerung ein. Zum Beispiel auf die Erschließung und das Verkehrsaufkommen: Vagt wird von der Kreisstraße 1 aus 'quer über den Acker' einen Weg zu der Anlage bauen. 'Das Dorf wird verkehrsmäßig also nicht berührt.' Im Herbst würde während der Ernte an fünf Tagen Verkehr über die K1 und den Wirtschaftsweg zur Biogasanlage rollen. Hinzu kämen weitere acht Tage Verkehr im Frühjahr, wenn die Gärreste auf die Felder ausgebracht werden.

Kein Problem wird laut Vagt der Geruch sein. 'Alle Behälter werden gasdicht abgedeckt, da gibt es Null Geruchsemission' Und auch die Gärreste, die abschließend auf die Felder ausgebracht würden, seien im Vergleich zur Schweinegülle 'erheblich geruchsreduziert', so der Landwirt, der abschließend noch versprach mit einem bepflanzten Erdwall direkt vor Stall und Anlage auch noch etwas für die Optik aus Sicht des Ortes zu tun. 'Wir wollen das mit dem Dorf realisieren.'

Im Dorfkrug stieß die offene Informationspolitik von Marco Vagt auf dankbare Ohren. Kritische Nachfragen gab?s trotzdem und eine davon offenbarte, dass es in Bollen offensichtlich zumindest zum Thema Verkehrsanbindung noch Gesprächsbedarf gibt.

Bollens Ortsvorsteher Bernd Junker (SPD) hatte vor kurzem öffentlich seiner Hoffnung Ausdruck verliehen, dass über den neuen Weg für die Biogasanlage künftig auch der Lkw-Verkehr zum Schweinemaststall fahren würde, der bislang eine Route mitten durchs Dorf nimmt. Doch davon kann bislang keine Rede sein. Er kön-ne nur zusichern, dass der Verkehr zur Biogasanlage über den neuen Stichweg fährt. 'Den Rest sehen wir später, dazu sage ich hier nichts', zeigte sich Marco Vagt plötzlich deutlich weniger auskunftsfreudig.

'Privatrechliche Angelegenheit'
Es handele sich um zwei getrennte Verfahren, erläuterte Achims Bürgermeister. Grünes Licht für die Biogasanlage gebe es nur mit dem neuen Weg von der K 1. 'Das ist Bestandteil der Baugenehmigung.' Wie der Weg dann anschließend genutzt wird, ob zum Beispiel auch der Verkehr zum Schweinemaststall darüber möglich sein wird, sei jedoch eine rein privatrechtliche Angelegenheit.

Wie verlaute, gehört der Acker, über den Vagt den Wirtschaftsweg zur Biogasanlage bauen will, einem anderen Landwirt aus Bollen. Über die Nutzung für den Verkehr zur Biogasanlage konnte man sich verständigen, nicht aber darüber ob auch der Verkehr zum Maststall erlaubt sein wird.

Im Dorfkrug sorgte dies für Unruhe. Dies alles sei 'überhaupt nicht logisch', schimpfte einer der Zuhörer und sprach von 'einem äußerst problematischen Deal' zu Lasten des Dorfes. Bernd Junker plädierte dafür, 'in Ruhe abzuwarten' und bekam Unterstützung von Ulrich Rehlich (CDU). Die Angelegenheit sei nicht Sache der Politik. 'Es geht um zwei private Leute, die sich einigen', hatte auch Rehlich eine Empfehlung für alle anderen: 'Jetzt einfach mal die Füße ruhig halten.'

AGRARHEUTE
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Schätzung des US-Landwirtschaftsministeriums 

Weltmarkt für Geflügel wächst nur langsam

Washington - Weltweit wird der Markt für Geflügelfleisch nur langsam wachsen, schätzt das US-Landwirtschaftsministerium. Im vergangen Jahr ging der internationale Handel mit Hähnchenfleisch um zwei Prozent zurück. 
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(Foto: fux/Fotolia)

Grund dafür ist auch, dass die Russen in diesem Jahr weniger Geflügelfleisch importieren werden. Die US-Experten senkten ihre eischeinfuhren von zuvor(Prognose für die russischen Hähnchen 820.000 Tonnen auf 745.000 Tonnen. 

Nur 0,5 Prozent Plus
Weltweit wird jetzt mit einer Importnachfrage im Umfang von 7,65 Millionen Tonnen kochfertige Ware gerechnet. Das wären lediglich etwa 40.000 Tonnen oder 0,5 Prozent mehr als für 2009 geschätzt. Im Oktober-Bericht waren die Washingtoner Fachleute noch von einem Anstieg der Importe um 100.000 Tonnen ausgegangen, stellt der Nachrichtendienst Agra Europe fest.

Im vergangenen Kalenderjahr ging der internationale Handel mit eisch bedingt durch die Wirtschaftskrise der US-Schätzung(Hähnchen zufolge um gut zwei Prozent auf 7,61 Millionen Tonnen kochfertige Ware zurück, nachdem er im Boomjahr 2007 um fast zehn Prozent auf 7,79 Millionen Tonnen gestiegen war.

Auch EU-Exporte gehen zurück
Maßgeblich für das geringe weltweite Wachstum sind hauptsächlich die Einfuhreinschränkungen Russlands. So wurde das eisch-Tarifkontingent für 2010 von der Moskauer Regierung Ende(ügel(Ge Dezember um 172.000 Tonnen auf 780.000 Tonnen gekürzt. Diese Kürzung ist im Zusammenhang mit dem sehr kräftigen Wachstum der russischen eischerzeugung zu sehen, die 2009 laut Angaben der nationalen(Hähnchen Geflügelproduzentenvereinigung um 315.000 Tonnen stieg. Die Bestrebungen eisch treffen(ügel(Russlands zur Steigerung der Selbstversorgung mit Ge insbesondere die USA, deren Lieferkontingent um 20 Prozent auf 600.000 Tonnen gesenkt wurde.

EU darf 144.000 Tonnen Hähnchenfleisch nach Russland exportieren
eisch(Die Europäische Union darf 2010 rund 144.000 Tonnen Hähnchen nach Russland exportieren. Im Unterschied zu den Vereinigten Staaten haben sich nach Einschätzung des Washingtoner Agrarressorts die eischexport aus der Europäischen(Vermarktungsaussichten für den Hähnchen Union seit dem Herbst spürbar verbessert. Das US-Ministerium prognostiziert die Ausfuhrmenge der Gemeinschaft jetzt auf 770.000 Tonnen verglichen mit 720.000 Tonnen im Oktober. Demnach würde der Rückgang gegenüber dem Exportergebnis von 2009 mit 13.000 Tonnen beziehungsweise knapp zwei Prozent recht moderat ausfallen. (AgE/jo) 
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Deutsches Schweinefleisch braucht einen Mehrwert



	


	




	17.05.2010 

	


  [image: image147.png]



	

	[image: image148.jpg]



Am 11. und 12. Mai fand in Lübeck die diesjährige Fachtagung des ZDS statt

Neben dem Nährwert brauche deutsches Schweinefleisch einen Mehrwert. Das hat der Präsident des Landesbauernverbandes (LBV) Schleswig-Holstein, Werner Schwarz, auf der Bundestagung des Zentralverbandes der Deutschen Schweineproduktion (ZDS) in Lübeck erklärt. Von einem Lebensmittel werde heute mehr erwartet als ein Sättigungsgefühl im Magen. Deutsches Schweinefleisch sei ein modernes Lebensmittel. „Aber wenn wir wollen, dass es als modern wahrgenommen wird, dann müssen wir etwas dafür tun“, appellierte Schwarz. Er forderte dazu auf, sich in der Vermarktung ebenso wie in der Produktion am Grenznutzen zu orientieren. Am Beispiel des CO2-Fußabdrucks von Schweinefleisch erläuterte Schwarz, man solle den Kunden nicht „mit ernster Miene darüber aufklären, warum ein CO2-Fußabdruck unerheblich, unsinnig und viel zu unerforscht“ sei. Man sollte dem Verbraucher vielmehr bieten, was er verlange, solange die Mehrkosten nicht den Mehrerlös auffräßen. Auch wenn man hier in gewissem Maße dem Zeitgeist folge und fachliche Belange nicht zum Tragen kämen, sei dies eine Chance, hohe Pioniergewinne einzustreichen. „Und täuschen wir uns nicht, irgendjemand wird es machen“, so der LBV-Präsident. Er machte aber auch deutlich, dass er den CO2-Fußabdruck nicht fordere. Gleichzeitig ermunterte er dazu, Premiumprodukte anzubieten. 

Stärken der Regionalität

Rolf Michelberger von der Ulmer Fleisch GmbH erläuterte in Lübeck die Strategie der Müller-Gruppe, mit einem regionalen Profil Wachstum zu erzeugen. Die Müller-Gruppe schlachtet an drei Standorten in Bayern mehr als 300 000 Rinder und über 1 Million Schweine pro Jahr, mit steigender Tendenz. Michelberger betonte den Wert einer definierten, nahen Rohstoffbasis zur Kapazitätsauslastung. Es gehe um kurze und damit kostengünstige Wege sowie um die strategische Sicherung der Wertschöpfungskette Schwein. Neben einer Stärkung der Eigenmarke schaffe der definierte Rohstoff verbunden mit der Werbeaussage „Regionalität“ ein Alleinstellungsmerkmal für die Unternehmensgruppe. Allerdings berge diese Bindung an den regionalen Rohstoff auch Gefahren, so Michelberger. Die Möglichkeit, auf einen kostengünstigeren Rohstoff zurückzugreifen, sei damit nicht vorhanden. Ein derartiger Strategiewechsel würde nämlich einen erheblichen Glaubwürdigkeitsverlust nach sich ziehen. 

Hohe Leistungen bei geringen Kosten

Die hohe Bedeutung effizienter Produktion hob der Chefredakteur des Landwirtschaftlichen Bauernblattes Westfalen-Lippe, Karl-Heinz Tölle, hervor. Es seien jedoch nicht die biologischen Leistungen allein, sondern „hohe Leistungen bei geringen Kosten“, die den Betriebserfolg definierten. Tölle unterschied zwischen der Ferkelerzeugung, in der die biologische Leistung im Vordergrund stehe, während in der Mast primär die Kosten sowie der Ver- und Einkaufszeitpunkt über den Erfolg entschieden. Zunehmende Bedeutung erwartet Tölle für den Umwelt- und Tierschutz in der Schweinehaltung. Er forderte hier „gleiches Recht für alle“, machte aber auch darauf aufmerksam, dass Dänemark und die Niederlande mit teilweise höheren Auflagen zu kämpfen hätten. Tölle mahnte in Richtung Politik, jede derartige Auflage verschärfe den Strukturwandel. Auch die Vermarktung als Bestimmungsfaktor erwähnte er. Die großen Schlachthofstrukturen in Deutschland seien noch ein Vorteil, da es immer noch ausreichend Wettbewerb gebe. Nicht zuletzt sei der Kunde ein wichtiger Faktor des Erfolgs. 

Mit Blick auf die konkrete Praxis betonte Schweinehalter Eiken Struve aus dem schleswig-holsteinischen Angeln die Bedeutung, auch künftig ausreichend qualifizierte Mitarbeiter zu gewinnen. Zudem werde der Zugang zu Land ein Problem, gerade in Bezug auf die Entwicklung beim Biogas. Scharf kritisierte er den steuerlichen Vieheinheitenschlüssel. Dieser müsse umgehend angepasst werden. 
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Kreis Oldenburg Großenkneten
Futter reibt Schnabelspitze rund

Putenbrüterei Schnabelbehandlung mit speziellem Licht ist Stand der Technik
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Vor (links) und nach der Schnabelbehandlung (rechts): „Es wird nichts amputiert in der Mastputenbrüterei“, sagt Geschäftsführer Garlich Grotelüschen. BILD: MAPU  


Moderne Technik aus den USA ist längst Standard in der Mastputenbrüterei Ahlhorn. Den Tieren werden keine offenen Wunden zugefügt, so Garlich Grotelüschen.

von Klaus Derke
Ahlhorn - Schon gleich nach ihrer Berufung zur neuen Landwirtschaftsministerin geriet die Ahlhornerin Astrid Grotelüschen ins Kreuzfeuer der Kritik von Tierschützern. Die „Arbeitsgemeinschaft für artgerechte Nutztierhaltung“ warf ihr vor, dass in der Mastputenbrüterei Ahlhorn ihrer Familie allen Küken sofort nach dem Schlüpfen die Schnäbel gekürzt werden. Das sei eine „brutale, außerordentlich schmerzhafte Prozedur“, so die Tierschützer in einer Pressemitteilung.

Was von den Tierschützern so dramatisch beschrieben und bebildert wurde, „wird man in Deutschland nicht mehr finden“, so Garlich Grotelüschen, Geschäftsführer der Mastputenbrüterei Ahlhorn, auf Nachfrage der NWZ . Längst gebe es eine sehr viel schonendere Methode zur Schnabelbehandlung.

„Dem Tier werden keine offenen Wunden zugefügt. Es wird nichts amputiert oder abgeschnitten“, so Grotelüschen. Vielmehr erfolge heute eine Behandlung mit speziellem Licht. 

Diese Behandlung führe lediglich zu einer Veränderung der Molekularstruktur in der Schnabelspitzenhornhaut. „Das Futter wirkt später dann wie eine Art Sandpapier und reibt die Spitze in den nächsten Wochen rund“, erklärt Garlich Grotelüschen die aktuelle Technik, die in Ahlhorn eingesetzt wird. 

Dieses Abrunden der ansonsten recht spitzen Schnäbel den Puten soll Kannibalismus und Federpicken in den Mastställen verhindern. 

„Das ist immer kritisch zu sehen“, sagt Garlich Grotelüschen. „Doch bis heute gibt es keinen Weg, die Tiere ansonsten ohne Schaden zu halten.“ Da bleibe nur die Schnabelbehandlung oder aber die Unterbringung der Mastputen in Dunkelställen. 

Wenn sich die Puten nicht sehen, tun sie sich offenbar nichts. Doch diese Dunkelhaltung ist verboten und auch nicht gewollt. Die Tiere sollen mit Licht aufwachsen. So gibt es schon Mastställe mit einer Art „Wintergarten“ als zusätzlichem Auslauf.

„Eigentlich sollten Puten nur im Garten laufen. Bei dem Fleischbedarf in Deutschland ist das aber nur schwerlich hinzukriegen“, sagte Kreisveterinär Dr. Jochen Vahrenhorst auf Nachfrage der NWZ  zum Thema Schnabelbehandlung.

Die spezielle Technik, wie sie in der Ahlhorner Mastputenbrüterei zur Schnabelbehandlung angewandt wird, stammt aus den USA. 

Das Gerät, laut Garlich Grotelüschen ein Weltpatent, kann man nur mieten, aber nicht kaufen. Es darf nur von geschultem Personal bedient werden. Die Schnabelbehandlung, die die Putenmäster, die die Küken abnehmen, extra bezahlen müssen, erfolge nur mit Genehmigung und unter ständiger Kontrolle der Veterinärbehörde, so Garlich Grotelüschen. 

In der Mastputenbrüterei Ahlhorn erblicken jährlich rund fünf Millionen Küken das Licht der Welt. 

15.05.2010
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Argusauge
- 17.05.2010 14:03 Uhr 

Welch eine Verharmlosung, Herr Grotelüschen!
Die Technik, die Sie und Ihre Frau, die neue niedersächsische Landwirtschaftsministerin in Hannover, von Ihren Arbeiterinnen anwenden lassen, ist mir als Inhaber des Fachkundenachweises für das Schnabelkürzen sehr wohl bekannt: Statt des Lichtbogens, der im Prinzip ein "Schweißbrenner“ ist, wird in Ihrer Ahlhorner Brüterei und bei der Konkurrenz schon seit geraumer Zeit stark gebündeltes Infrarotlicht verwendet, das die Schnabelspitze durchdringt und die Hornspitze, das Gewebe sowie die Nerven durch Hitzeentwicklung dermaßen schädigt, dass die gesamte Spitze abstirbt und binnen etwa 10 Tagen abfällt. Am besten sollten Sie, Herr Grotelüschen, einmal vor unabhängigen Zeugen das Verfahren bei sich an der Oberlippe vorführen. Sie werden diese Prozedur danach bestimmt nicht mehr verharmlosen. Was Sie als großartige Neuheit aus den USA loben, dient perfektionierter Tierquälerei! Das Verfahren hat nur einen Vorteil für die Anwender. Diese sehen das Loch als sichtbares Zeichen der bezweckten Amputation nicht mehr, sondern nur bei genauem Hinsehen eine leichte Farbveränderung. Aber so genau sehen will das ja auch eigentlich niemand.
Das, was Sie zum Federpicken und Kannibalismus sagen, stimmt nicht: Beides sind Folgen der widernatürlichen Haltungsmethoden. Wenn den Puten genügend Platz zum Ausweichen gegeben und ihnen Lebensbedingungen geboten werden würden, bei denen sie genügend Ablenkung und insbesondere Material zur Befriedigung des Erkundungs- und Picktriebs finden würden, gäbe es das Problem gar nicht, wie Dr. med. vet. Vahrenhorst sagt. Aber bei knapp 58 kg Lebendgewicht je m² (das sind fast 3 Hähne á 20 kg oder 3 bis 4 Hennen auf 1m²) bleiben "Unarten", wie es die Branche nennt, nicht aus. Statt den leidensfähigen Mitgeschöpfen wenigstens vor ihrem Tod ein würdiges Leben zu bieten, handeln die Mäster nach dem Motto "je mehr Tiere im Stall, desto profitabler" … und Sie ermöglichen das. Es ist befremdlich, dass die Partei mit dem „C“ im Namen einen solchen Umgang mit Wehrlosen duldet. Schade, dass Sigmund Freud schon tot ist. Er würde Ihre Rechtfertigungsversuche entlarven. 
Zum Schluss noch drei Fragen an Sie und Ihre Frau: 
Warum weisen Sie den Verbrauchern die Schuld zu?
Wann haben Sie die Verbraucher aufgeklärt, dass tierfreundliche Haltungssysteme nicht mit der "Geiz ist geil"-Mentalität zu vereinbaren sind? 
Warum zeigen Sie nicht, wie brutal die Tiere verstümmelt und wie sie gehalten werden?





fuerTiere
- 15.05.2010 22:04 Uhr 

In der modernen Putenmast leben die Tiere monatelang in dermaßen überfüllten Ställen, daß ein Flügelschlagen oder Beinestrecken nahezu unmöglich ist. Sie stehen in ihrem eigenen Kot, und die Urin- und Ammoniakdämpfe verätzen ihnen die Augen und Lungen. Millionen Puten überleben schon die ersten Wochen nicht. Im Schlachthof werden sie an ihren schwachen, verkrüppelten Beinen aufgehangen. 
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